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Gesetzentwurf zur Neufassung der Bremischen Landesbauordnung  
 

Begründung 

Anhörungsfassung, Stand 27.10.2016  

 

Der Entwurf enthält folgende Änderungen gegenüber der BremLBO-10: 

gelb hinterlegt sind die Anpassungen an die MBO-Änderungen 2012 bis 2016 

blau hinterlegt sind die Bremische Anpassungen 

 

A. Allgemeines 

Die Fortschreibung der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO) ist in der Vereinbarung 
zur Zusammenarbeit in einer Regierungskoalition zwischen SPD und GRÜNEN für die 
19. Wahlperiode der Bremischen Bürgerschaft 2015 – 2019 festgeschrieben und soll mit 
dem vorgelegten Gesetzentwurf umgesetzt werden. 

1. Verfahrensrecht 

1.1. bisherige Rechtsentwicklung in Bremen seit 1995 

Die BremLBO ist mit den Novellen der Jahre 1995 und 2003 insbesondere mit dem Ziel ge-
ändert worden, bauordnungsrechtliche Verfahren durch staatliche Prüfverzichte abzuschaf-
fen oder zu verschlanken. Diese „Verfahrensderegulierung“ beschränkt sich hauptsächlich 
auf Wohnungsbauvorhaben bis zur Hochhausgrenze, die entweder im Geltungsbereich von 
qualifizierten Bebauungsplänen gar nicht mehr (Genehmigungsfreistellung nach § 62) oder 
außerhalb qualifiziert beplanter Gebiete im Wesentlichen nur noch planungsrechtlich geprüft 
und genehmigt werden (vereinfachtes Genehmigungsverfahren nach § 63). 

Ein darauffolgend unter Berücksichtigung der Vorgaben des Senatsbeschlusses vom 
17. Februar 2004 erstellter Gesetzentwurf war verfahrensrechtlich im Wesentlichen durch 
eine nach der Musterbauordnung (MBO; Fassung 2002) der Bauministerkonferenz (ARGE-
BAU) maximale Ausweitung des sachlichen Anwendungsbereichs der Genehmigungsfreistel-
lung und des vereinfachten Genehmigungsverfahrens auf alle Vorhaben außer Sonderbau-
ten (Modul A MBO) geprägt.  

Außerdem sollte die Baugenehmigung durch die Aufgabe der Schlusspunktfunktion, die ein-
geschränkte Prüfung des sog. Baunebenrechts und die verfahrensunabhängige Prüfung der 
bautechnischen Nachweise (Standsicherheit und Brandschutz) durch privat zu beauftragen-
de Prüfsachverständige neu konzipiert werden. 

Die im Rahmen der Anhörung zu diesem Gesetzentwurf im Jahr 2006 vielfältig geltend ge-
machten Bedenken und Anregungen haben zu einer Überprüfung der mit der Novelle ur-
sprünglich angestrebten konsequenten Ausweitung der Verfahrensderegulierung und im Er-
gebnis zu einer grundlegenden Überarbeitung des Gesetzentwurfs mit dem Ziel geführt, An-
liegen wie Rechtssicherheit, Verbraucherschutz, Kundenorientierung und Rechtskontinuität 
wieder stärker zu gewichten.  

Die schließlich am 6. Oktober 2009 beschlossene, am 1. Mai 2010 in Kraft getretene und seit 
dem 28. Mai 2014 unbefristet gültige Fassung der Bremischen Landesbauordnung (nachfol-
gend BremLBO-10) beschränkt in dieser Konsequenz die Verfahrensprivatisierung weiterhin 
(im Wesentlichen) auf alle Wohngebäude unterhalb der Hochhausgrenze und behält die Prü-
fung bautechnischer Nachweise durch hoheitlich tätige Prüfingenieurinnen und Prüfingenieu-
re bei. Darüber hinaus, und insoweit abweichend von der MBO, gehört im umfänglichen 
Baugenehmigungsverfahren weiterhin das „Baunebenrecht“ unbeschränkt zum Prüfpro-
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gramm und die Baugenehmigung bleibt ausdrücklich der Schlusspunkt aller öffentlich-
rechtlichen Prüfungen (Schlusspunktfunktion). 

Diese Konzeption sollte gemäß dem Senatsbeschluss vom 15. September 2009 zum Früh-
jahr 2012 im Vergleich zu den Erfahrungen anderer Länder mit erweiterten Genehmigungs-
freistellungen (auch für den gewerblichen Bereich) bewertet werden. Da eine derartige Eva-
luierung nach einem Anwendungszeitraum der BremLBO-2010 von lediglich 2 Jahren noch 
nicht aussagekräftig erstellt werden konnte und sich die Musterbauordnung zu diesem Zeit-
punkt bereits in Überarbeitung durch die ARGEBAU befand (MBO-2012), sollte die verfah-
rensrechtliche Konzeption der BremLBO im Rahmen der nächsten Novelle diskutiert werden. 
Dies ist dem Senat am 21. August 2012 auch im Rahmen der mit Drucksache 18/457 beant-
worteten Großen Anfrage der Fraktion der SPD „Genehmigungsverfahren im Baurecht“ mit-
geteilt worden. 

In dieser Antwort ist bereits darauf hingewiesen worden, dass jede Ausweitung der Geneh-
migungsfreistellung zwangsläufig zu einer Einschränkung der Beiratsbeteiligung und eine 
Ausweitung behördlicher Prüfverzichte zu einer Einschränkung der mit einem Baugenehmi-
gungsverfahren verbundenen Dienstleistung führt. Dieser Zielkonflikt zwischen Verfahrens-
beschleunigung, Beteiligungskultur und Rechtssicherheit muss bei der Entscheidung über 
die zukünftige verfahrensrechtliche Ausgestaltung der BremLBO beachtet werden. 

Die Fraktion der CDU hat im Jahr 2014 die Bürgerschaft aufgefordert, die Genehmigungsver-
fahren im Baurecht zu verkürzen (Drs. 18/588). Die Beantwortung des Antrages ist an die 
staatliche Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie verwiesen 
worden. Nach Beratung des Berichtes der Verwaltung auf der Sitzung am 24. April 2014, der 
zwischen Vollzugsproblematik und gesetzlichen Grundlagen differenziert, ist ebenfalls be-
schlossen worden, den offenen Antrag der CDU bis zur Entscheidung über eine anstehende 
Novellierung der Bremischen Landesbauordnung auszusetzen (Drs. 18/373 L). 

Module nach 
MBO 

Anwendungsbereich im Regelfall 

(jeweils inkl. Nebengebäude und Nebenanlagen) 

A  alle baulichen Anlagen, die keine Sonderbauten sind 

B  alle Wohngebäude, außer Sonderbauten 

 sonstige Gebäude der Gebäudeklassen 1-3, außer Sonderbauten 

 sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind 

C  Wohngebäude der Gebäudeklassen 1-3; außer Sonderbauten 

 sonstige Gebäude der Gebäudeklassen 1 und 2, außer Sonderbauten 

 sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind 

D  alle Wohngebäude, außer Sonderbauten 

 sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind 

derzeitiger Rechtsstand nach BremLBO-10 und neuer BremLBO-17 

E  Wohngebäude der Gebäudeklassen 1-3, außer Sonderbauten 

 sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind 

+= der länderspezifische Anwendungsbereich liegt zwischen zwei Modulstufen 
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1.2. bisherige Rechtsentwicklung in den anderen Bundesländern seit 2002 

Seit 2002 haben sich bisher nur die Länder Bayern, Berlin, Hessen und Sachsen für die  
maximal mögliche Ausweitung der Genehmigungsfreistellung und des vereinfachten Ge-
nehmigungsverfahrens bis zur Sonderbaugrenze entsprechend Modul A der MBO entschie-
den. Trotz kritischer Stimmen und festgestellten negativen Auswirkungen (besonders hervor-
zuheben ist die immer noch unzureichend wahrgenommene Eigenverantwortung der Ent-
wurfsverfasser und der somit erhöhte präventive Beratungsbedarf durch die Bauaufsichtsbe-
hörden) wird dort jedoch an der bisherigen Ausrichtung festgehalten. 

Alle übrigen Länder halten an einer konservativeren Ausrichtung des Baugenehmigungsver-
fahrens mit unterschiedlich gestaltetem behördlichem Prüfaufwand fest und haben insbe-
sondere den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung zum Teil deutlich  
restriktiver gestaltet. In Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz fallen hierun-
ter maximal Wohngebäude bis zur Gebäudeklasse 3. Hamburg hat vollständig auf das In-
strument der Genehmigungsfreistellung verzichtet. 

Die restlichen Länder bewegen sich mit unterschiedlichen individuellen Ausprägungen zwi-
schen den jeweiligen Extremen. 

Die nachfolgende Übersicht vermittelt einen Überblick über den aktuellen Stand der Verfah-
rensprivatisierung in den Ländern auf Grundlage der Module der Musterbauordnung: 

 

Sofern Erfahrungsberichte vorliegen, wird die jeweils getroffene verfahrensrechtliche Aus-
richtung, die stets unter Vorgabe bestimmter politischer Rahmenbedingungen erfolgte, be-
stätigt. 

Bei einigen Landesbauordnungsnovellen der letzten Jahre ist allerdings der Trend zu be-
obachten, sowohl den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung und des verein-
fachten Genehmigungsverfahrens abweichend zu gestalten, als auch hinsichtlich der be-
troffenen Vorhaben von den Modulen der MBO abzuweichen und länderspezifische Zwi-
schenlösungen zu wählen (in der Abbildung mit „+“ gekennzeichnet). 
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So ist das vereinfachte Genehmigungsverfahren in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein mittlerweile das Regelverfahren, während nur noch Sonderbauten im 
umfänglichen Baugenehmigungsverfahren geprüft werden.  

Da das bauaufsichtliche Prüfprogramm jedoch teilweise abweichend von der MBO (im We-
sentlichen beschränkt auf die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit und beantragte bauord-
nungsrechtliche Abweichungen) aufgrund von Partikularinteressen mit zusätzlichen Prüfer-
fordernissen ausgestaltet wurde, besteht die Gefahr, dass sich dieses Modell trotz reduzier-
ter Genehmigungsgebühr hinsichtlich sowohl hinsichtlich des Beratungs- und Vollzugsauf-
wandes als auch des Personalbedarfs dem umfänglichen Baugenehmigungsverfahren im-
mer weiter annähert und somit weder kostendeckend ist noch zu der gewünschten Verfah-
rensbeschleunigung für den Bauherren bzw. zu einer Entlastung der Bauaufsichtsbehörden 
führt. 

1.3 keine grundlegenden Änderungen im Verfahrensrecht der BremLBO (§§ 61 ff.) 

Aus Sicht des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr hat sich die bisherige verfahrensrecht-
liche Ausgestaltung der BremLBO-10 bewährt. Die bisherigen Parameter Rechtskontinuität, 
Verbraucherschutz und Kundenorientierung auf Grundlage des derzeitigen bauaufsichtlichen 
Prüfprogramms werden sowohl von den Bauaufsichtsbehörden als auch bei vielen Antrag-
stellern (auch im gewerblichen Bereich) geschätzt.  

Der gleiche sachliche Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung sowie des verein-
fachten Genehmigungsverfahrens entsprechend Modul D der MBO (im Wesentlichen Woh-
nungsbau) sind für alle Rechtsanwender leicht merkbar. Da insbesondere bei gewerblichen 
Vorhaben ein höherer Beratungs-, Prüf- und auch Abstimmungsbedarf zwischen den Behör-
den besteht, erscheint die Beibehaltung des umfänglichen Baugenehmigungsverfahren im 
Hinblick auf die „Dienstleistung Baugenehmigung“ im bisherigen Umfang sinnvoll. 

Da eine Ausweitung der Genehmigungsfreistellung auch für gewerbliche Vorhaben zum Ver-
lust der Beiratsbeteiligung bei den betroffenen Vorhaben führen würde und viele Entwurfs-
verfasser ihrer Eigenverantwortung immer noch in einem unzureichendem Maße nachkom-
men, wird diese Möglichkeit nicht vorgeschlagen. Ebenso soll auch auf eine mögliche Aus-
weitung des vereinfachten Genehmigungsverfahrens verzichtet werden, da die Gefahr be-
steht, dass aufgrund bestimmter Partikularinteressen entsprechend der MBO vorgesehene 
Prüfverzichte wieder ausgehöhlt werden und aufgrund des damit verbundenen zusätzlichen 
Prüfaufwandes eine deutliche Gebührensenkung deshalb nicht vertretbar ist. 

Auch vor dem Hintergrund des aktuellen Sofortprogramms für den Wohnungsbau wird kein 
gesetzlicher Änderungsbedarf zur Verfahrensbeschleunigung gesehen, da in qualifiziert  
beplanten Gebieten bereits jetzt das schnellstmögliche Verfahren der Genehmigungsfreistel-
lung bzw. ansonsten das vereinfachte Genehmigungsverfahren Anwendung findet. Im Rah-
men der bestehenden generellen bauordnungsrechtlichen Abweichungsmöglichkeit, sind 
darüber hinaus auch für Vorhaben des Dauerwohnens bereits jetzt einzelfallbezogene Ab-
weichungen im materiellen Recht möglich.  

Nicht zuletzt aufgrund der besonderen Dringlichkeit des europarechtlichen Anpassungsbe-
darfs (siehe zu Ziffer 2.2 und 2.3) und der skizzierten Zielkonflikte im Verfahrensrecht wird 
nach Abwägung verschiedener Interessenlagen vom Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
vorgeschlagen, im Rahmen dieser Novelle auf wesentliche Änderungen in der verfahrens-
rechtlichen Ausrichtung zu verzichten, sondern stattdessen nur einzelne „Stellschrauben“ 
anzupassen, die im Sinne des Bauherren entweder zu einer Verfahrensbeschleunigung und 
Kostensenkung beitragen oder für mehr Rechtssicherheit sorgen (siehe nachfolgend Ziffern 
1.4 bis 1.8). 



Entwurf Begründung BremLBO-17, Anhörungsfassung 27.10.2016 

 

Seite 5 

1.4. Einführung einer Öffnungsklausel in der Gebäudeklassensystematik macht Er-
leichterungen für das „Bremer Haus“ möglich (§ 2 Absatz 3) 

Vor dem Hintergrund, insbesondere zur Förderung des Wohnungsbaus vertretbare gesetzli-
che Erleichterungen zu ermöglichen, wird für die der Musterbauordnung entsprechenden 
Gebäudeklassensystematik der BremLBO eine Öffnungsklausel eingeführt. 

Durch die Möglichkeit, die für die Höhenermittlung außerhalb des Gebäudes maßgebliche 
Geländeoberfläche abweichend festzulegen, können Gebäude bestimmter Art und Nutzung 
in eine andere Gebäudeklasse eingestuft werden. 

Auf dieser Grundlage können - zunächst beschränkt auf das „Bremer Haus“ - die insbeson-
dere von der Architekten-/ Ingenieurkammer seit einigen Jahren gewünschten Erleichterun-
gen geschaffen werden. Dieser besondere Typ von Wohngebäuden mit nicht mehr als zwei 
Nutzungseinheiten und einem Souterrain-Geschoss überschreitet nach der bisherigen Ein-
stufung über die „Geländeoberfläche im Mittel“ die maßgebliche Höhe von 7 Metern zwar nur 
geringfügig, war aber dementsprechend in die Gebäudeklasse 4 mit sämtlichen formellen 
und materiellen Anforderungen einzustufen. 

Da über die neue Öffnungsklausel abweichend z.B. das Straßenniveau als maßgebliche Ge-
ländeoberfläche für die Höhenermittlung festgelegt werden kann, würden die „Bremer Häu-
ser“ zukünftig die maßgebliche Gebäudehöhe von 7 Metern unterschreiten, mit der Folge, 
dass diese Gebäude in die Gebäudeklasse 2 einzustufen wären. Dort ist neben geringeren 
materiellen Brandschutzanforderungen auch die Prüfung bautechnischer Nachweise ent-
behrlich. Von dieser Zeit- und Kostenersparnis würden insbesondere die Bauherren profitie-
ren. Einschränkende Voraussetzung für die Anwendung der Öffnungsklausel ist, dass insbe-
sondere hinsichtlich des Brandschutzes keine Bedenken bestehen und vom Bauherren be-
reits mit den Bauvorlagen eine vorherige Zustimmung der Berufsfeuerwehr vorgelegt wird. 

Um eine sachgerechte Ermessensausübung für die unteren Bauaufsichtsbehörden sicherzu-
stellen, wird die vorhabenbezogene Anwendung dieser neuen Öffnungsklausel auf Grundla-
ge des § 84 Absatz 6 in einer ermessenssteuernden Verwaltungsvorschrift geregelt. Darin 
wird auch abgewogen, ob die Anwendung der Öffnungsklausel im Hinblick auf andere bau-
ordnungsrechtliche Belange, z.B. der Standsicherheit, vertretbar ist.  

1.5 Modifikation des Anzeigeverfahrens zur Beseitigung von Anlagen (§ 61 Absatz 3) 

Das 2010 in die Bremische Landesbauordnung eingefügte Anzeigeverfahren entspricht der 
MBO-2002. Insgesamt 13 Bundesländer sehen für die Beseitigung von Anlagen Anzeigever-
fahren statt Baugenehmigungsverfahren vor, davon 8 Bundesländer in der Fassung der 
MBO. Lediglich in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz wird die Beseitigung von Anla-
gen, soweit diese nicht verfahrensfrei ist, im Baugenehmigungsverfahren geprüft. In Ham-
burg wird ein vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren für die Beseitigung von Anlagen 
durchgeführt.  

In der Stadtgemeinde Bremen sind seit 2013 jährlich ca. 45 vollständige Beseitigungen bau-
licher Anlagen angezeigt worden. Als besonders problematisch hat sich dabei rückblickend 
lediglich die Beseitigung von Bunkeranlagen herausgestellt. Die in diesem Zusammenhang 
politisch erhobene Forderungen nach der Wiedereinführung eines Baugenehmigungsverfah-
rens insbesondere bei der Beseitigung von Bunkeranlagen ist vermutlich der irrigen Annah-
me geschuldet, dass es dann im Ermessen der Genehmigungsbehörde stehe, solche Besei-
tigungen abzulehnen. Dieses ist jedoch nicht der Fall, da der Bauherr auch bei Durchführung 
eines vorgeschalteten Baugenehmigungsverfahrens einen Rechtsanspruch auf die Beseiti-
gung hat, sofern er die öffentlich-rechtlichen Vorschriften einhält. 

Nach den bisherigen Erfahrungen und vor dem Hintergrund der Rechtsentwicklung in den 
anderen Bundesländern spricht auch nichts für eine vollständige Abschaffung des Anzeige-
verfahrens. Selbst bei der problematischen Beseitigung von Bunkeranlagen ist das Anzeige-
verfahren strukturell geeignet, die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften zu ge-
währleisten. Es hat sich gezeigt, dass das Zusammenspiel der beteiligten Behörden im An-



Entwurf Begründung BremLBO-17, Anhörungsfassung 27.10.2016 

 

Seite 6 

zeigeverfahren stetig verbessert werden konnte und die gewonnenen Erkenntnisse bereits 
bei der nächsten angezeigten Beseitigung eines Bunkers genutzt werden konnten. 

Auch wenn aufgrund der besonderen Problematik im Einzelfall eine umfängliche Befassung 
der Ortspolitik und der betroffenen Nachbarschaft stattgefunden hat, kann eine rechtlich ver-
bindliche Beteiligung der Ortsämter und Stadteilbeiräte allerdings nur bei der Durchführung 
eines Baugenehmigungsverfahrens begründet werden. Weitere Gründe, die zumindest bei 
Bunkeranlagen oder vergleichbar problematischen baulichen Anlagen für die Durchführung 
eines Baugenehmigungsverfahren sprechen, sind finanzieller Natur, denn der erhebliche 
behördliche Prüfaufwand wird durch die geringe Verwaltungsgebühr für Beseitigungsanzei-
gen nicht annähernd abgedeckt. 

Vor diesem Hintergrund wird mit der Änderung des § 61 Absatz 3 nicht die Abschaffung, 
sondern eine zielgerichtete Modifizierung des Anzeigeverfahrens vorgeschlagen: Wie bei der 
Genehmigungsfreistellung nach § 62 Absatz 2 Nummer 4 kann die Bauaufsichtsbehörde 
zukünftig alternativ zu einer bisher schon möglichen Untersagung der Beseitigung die Durch-
führung eines Baugenehmigungsverfahrens nach § 64 verlangen, um damit Zeit für eine um-
fangreiche präventive Prüfung und die Durchführung der Behörden- und Beiratsbeteiligung 
zu erhalten, welche in der schlanken Struktur des Anzeigeverfahrens nicht vorgesehen ist. 

1.6. Werbeanlagen werden wieder im umfänglichen Baugenehmigungsverfahren 
geprüft (§ 64) 

Dass Werbeanlagen als „sonstige baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind“ nach § 62 
Absatz 1 Buchstabe b BremLBO-10 der Genehmigungsfreistellung oder dem vereinfachten 
Genehmigungsverfahren nach § 63 unterfallen, ist im damaligen Gesetzgebungsverfahren in 
keiner Weise problematisiert und in der Genehmigungspraxis erst sehr spät realisiert wor-
den. Dabei ist klar geworden, dass jedenfalls „Fremd-Werbeanlagen“ als gewerbliche Haupt-
nutzung in der Genehmigungsfreistellung keine Akzeptanz finden. Auch die ausschließlich 
bauplanungsrechtliche Prüfung von Werbeanlagen im vereinfachten Genehmigungsverfah-
ren ist kritisiert worden, weil eine Ablehnung aus bauordnungsrechtlichen Gründen wie z.B. 
aufgrund verunstaltender Wirkung oder störender Häufung mangels Prüfprogramm entfällt 
und deshalb häufig „rechtsunsicher“ nur unter Verneinung eines Sachbescheidungsinteres-
ses möglich war. 

Aus diesen Gründen wird vorgeschlagen, Werbeanlagen aus dem jeweiligen Anwendungs-
bereich der Genehmigungsfreistellung oder dem vereinfachten Genehmigungsverfahren 
wieder herauszunehmen. Sie unterfallen in dieser Konsequenz zukünftig einer Prüfung im 
umfänglichen Genehmigungsverfahren nach § 64. 

1.7 Verzicht auf die präventive Prüfung des Arbeitsstättenrechts im Baugenehmi-
gungsverfahren (§ 64) 

Vor dem Hintergrund, dass sich die baulichen Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung 
und den einschlägigen ergänzenden Rechtsvorschriften (insbesondere die Technischen Re-
geln für Arbeitsstätten) speziell an den Arbeitgeber richten, den es zum Zeitpunkt der Bauan-
tragstellung häufig noch nicht gibt, soll mit der Novelle zukünftig auf eine obligatorische fach-
behördliche Beteiligung der Gewerbeaufsicht des Landes Bremen im Baugenehmigungsver-
fahren verzichtet werden. 

In der Vergangenheit war umstritten, ob die Regelungen des Arbeitsstättenrechts als „öffent-
lich-rechtliche Anforderungen ohne eigenes Fachverfahren“ in den Prüfumfang des umfäng-
lichen Baugenehmigungsverfahrens fallen. Diese Frage war bis zum Inkrafttreten der 
BremLBO-10 nur rechtstheoretisch von Belang, weil in der Genehmigungspraxis die Bauauf-
sichtsbehörden nahezu alle gewerblichen Bauvorhaben als Sonderbauten behandelt haben 
und in dieser Konsequenz unter Beteiligung der Gewerbeaufsicht auch besondere Anforde-
rungen nach Maßgabe der Arbeitsstättenverordnung über § 51 gestellt haben. Die 
BremLBO-10 definiert jedoch die Sonderbauten in § 2 Absatz 4 abschließend. Dieser Son-
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derbauten-Katalog ist zwar tendenziell „niedrigschwellig“, erfasst aber viele gewerbliche 
Bauvorhaben nicht. 

Die Prüfung des Arbeitsstättenrechts in Baugenehmigungsverfahren ist nicht nur in Bremen 
umstritten. Die Bundesländer, die das bisher umfängliche Baugenehmigungsverfahren nach 
dem Vorbild der MBO neu konzipiert haben, prüfen das Arbeitsstättenrecht nicht, weil sich 
dieses Recht dem Baugenehmigungsverfahren zur Prüfung „nicht aufdrängt“. Andere Län-
der, die wie Bremen grundsätzlich auch das sog. „nicht aufgedrängte“ Baunebenrecht im 
umfänglichen Baugenehmigungsverfahren prüfen, haben sich zum Teil gezielt gegen eine 
Prüfung des Arbeitsstättenrechts entschieden. Insgesamt prüfen im umfänglichen Bauge-
nehmigungsverfahren noch 9 Bundesländer das Arbeitsstättenrecht, im vereinfachten Bau-
genehmigungsverfahren nur noch 4 Länder. In Niedersachsen kann der Bauherr wählen, ob 
das Arbeitsstättenrecht geprüft werden soll. 

In den Gesprächen mit den fach- bzw. dienstrechtlich für die Gewerbeaufsicht zuständigen 
Stellen ist deutlich geworden, dass aus fachrechtlicher Sicht die präventive Prüfung des Ar-
beitsstättenrechts im Baugenehmigungsverfahren nicht eingefordert wird. Es wird vielmehr 
die Auffassung vertreten, dass es durch Änderungen im Arbeitsstättenrecht häufig nicht 
mehr auf die Einhaltung konkreter Anforderungen, sondern im Wesentlichen auf eine Ge-
fährdungsbeurteilung durch den Arbeitgeber ankommt. 

In der Arbeitsstättenverordnung werden die Schutzziele für das Einrichten (und nicht das 
Errichten) und den Betrieb der Arbeitsstätte festgelegt. Um konkrete Maßnahmen und Vor-
kehrungen zu treffen, bedarf es daher einer sorgfältigen und differenzierten Betrachtung der 
Arbeitsplätze. Diese sogenannte Gefährdungsbeurteilung ist durch eine fachkundige Person 
zu erstellen und kann i.d.R. zur Bauantragsstellung noch nicht abschließend vorliegen. Da 
diese aber Grundvoraussetzung für die Beurteilung der Gewerbeaufsicht ist, kann diese zum 
Zeitpunkt der Entscheidung über die Erteilung der Baugenehmigung noch keine konkreten 
oder nur unvollständige Forderungen aus dem Blickwinkel der Arbeitsstättenverordnung tref-
fen.  

Die Belange des Arbeitsstättenrechts können auch in einem späteren Überwachungsverfah-
ren gegenüber dem Arbeitgeber ausreichend sichergestellt werden. Aus diesem Grunde ent-
hält die Arbeitsstättenverordnung als eigenständiges Fachrecht fast keine eigenen (präven-
tiven) Prüfvorschriften mehr und begründet damit keine im Zuge des Baugenehmigungsver-
fahrens durchzuführenden Prüfungen durch die Gewerbeaufsicht. 

Vor diesem Hintergrund macht es aus baurechtlicher Sicht keinen Sinn, weiterhin auf eine 
fachbehördliche Prüfung des Arbeitsstättenrechts im umfänglichen Baugenehmigungsverfah-
ren hinzuwirken, zumal eine derartiger Prüfverzicht sowohl die Gewerbeaufsicht als auch die 
Bauaufsichtsbehörden entlastet und dazu geeignet ist, die Verfahrensdauer zu verkürzen. 

Als Kompensationsmaßnahme wird vorgeschlagen, die wenigen wesentlichen verbleibenden 
konkreten baulichen Anforderungen an Arbeitsstätten aus dem Arbeitsstättenrecht als er-
gänzende materielle Anforderungen auch in die BremLBO aufzunehmen, um im Sinne des 
Bauherren spätere kostenträchtige Nachrüstungen zu vermeiden : 

 in Fluchtrichtung zu öffnende Türen bei Rettungswegen (§ 37 Absatz 5) 

 abweichende Umwehrungshöhen (§ 38 Absatz 4 Nummer 2) und 

 eine zweckentsprechende Ausstattung jeder Nutzungseinheit mit Aufenthaltsräumen 
mit sanitären Anlagen (§ 43 Absatz 1). 
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1.8 Einführung einer Öffnungsklausel zum Prüfverzicht / Prüferfordernis für Standsi-
cherheitsnachweise (§ 66 Absatz 3) 

Der bisher abschließende Prüfkatalog des § 66 Absatz 3 zur bauaufsichtlichen Prüfung des 
Standsicherheitsnachweises wird aufgrund bisheriger Praxiserfahrungen um eine Öffnungs-
klausel erweitert. 

Zukünftig kann vorhabenbezogen auf die Prüfung verzichtet werden, wenn z.B. bei der Än-
derung von Gebäuden nur ein geringfügiger Eingriff in die Bausubstanz erfolgt. Dies gilt ins-
besondere für die Vielzahl von statischen Prüfungen für Dachausbauten (bei Wohngebäuden 
der Gebäudeklassen 4 und 5), geringfügigen Anbauten an Gebäude (Gebäudeklassen 3, 4 
und 5, wie z.B. Eingangsvorbauten oder Abstellräume), geringen Umbauten in Gebäuden 
(Gebäudeklassen 3, 4 und 5, wie z.B. das Herstellen von nachträglichen Tür und Wandöff-
nungen). 

Die Bearbeitung dieser Vorhaben (Einschätzung, Prüfauftrag erstellen, Rücklauf vom Prüfin-
genieur bearbeiten etc.) bedeutet einen erheblichen Arbeitsaufwand für die Bauaufsichtsbe-
hörde und den Prüfingenieur ohne einen nennenswerten Zuwachs an Sicherheit. Ebenfalls 
wird der Bauherr mit den Prüfgebühren belastet, die offensichtlich nicht erforderlich sind. 
Gerade diese bei dem Bauherrn anfallenden Kosten haben in der Vergangenheit häufig zu 
schwierigen Diskussionen und Erklärungen geführt (z.B. Wohngebäude der Gebäudeklassen 
1 und 2 werden nicht geprüft, aber dieser geringfüge, konstruktiv einfache Anbau bei der 
Gebäudeklasse 4 wäre prüf- und überwachungspflichtig). 

Andererseits kann bei Vorhaben mit besonderem Risikopotenzial abweichend aber auch 
eine Prüfung gefordert werden, z.B. bei der Beseitigung von Bunkern oder Gebäuden mit 
unterschiedlichen Gründungsebenen oder der Errichtung von komplexeren Bauhilfskonstruk-
tionen.  

Diese neue Flexibilität ermöglicht insbesondere hinsichtlich der Prüfverzichte einerseits eine 
Entlastung der Bauaufsichtsbehörden und führt andererseits bei den Bauherren zu einer 
Zeit- und Kostenersparnis.  

Einige Bauordnungen anderer Länder enthalten bereits ähnliche Öffnungsklauseln (Ham-
burg, Nordrhein-Westfalen und Sachsen mit Kann-Bestimmungen zum Verzicht sowie Ba-
den-Württemberg und Niedersachsen mit Kann-Bestimmungen zur Prüferfordernis). 

Um eine gleichmäßige Ermessensausübung durch die unteren Bauaufsichtsbehörden zu 
gewährleisten, werden weitere Einzelheiten und Anwendungsbeispiele ergänzend in einer 
ermessenssteuernden Verwaltungsvorschrift nach § 84 Absatz 6 geregelt. 

2. Anpassungen an die Musterbauordnung 

Die Inhalte der Musterbauordnung werden von den Gremien der ARGEBAU einer regelmä-
ßigen Überprüfung unterzogen. Im Sommer 2016 ist die MBO vor dem Hintergrund einer 
weiteren Vereinheitlichung und Deregulierung auf mögliche Vereinfachungs- und Beschleu-
nigungspotenziale überprüft worden, mit dem Ziel, das Bauen kostengünstiger zu gestalten. 

Während die Ausgestaltung des Verfahrensrechts und der gewählte Umfang der Verfah-
rensprivatisierung in Anlehnung an die Modulstruktur der MBO den Ländern obliegt (siehe 
zu 1.), sollen diese hinsichtlich der materiellen Anforderungen möglichst auf eine Rechtsver-
einheitlichung im Bauordnungsrecht hinwirken. 

Vor dem Hintergrund der bereits mit der MBO-02 (und nachfolgend mit der BremLBO-10) 
umgesetzten Deregulierungen gibt es aus Sicht der ARGEBAU kaum noch Vereinfachungs-
potenzial im Hinblick auf die materiellen Anforderungen. Zwar seien Vereinfachungen im 
Hinblick auf Abstandsflächen und die „Kostentreiber“ Barrierefreiheit und Kinderspielflächen 
möglich, doch ist dies eine politische Abwägungsfrage. Die Stellplatzpflicht ist in Bremen 
bereits mit der BremLBO-10 kommunalisiert worden und die noch verbleibenden Anforde-
rungen an die Ausstattungen von Wohnungen werden aufgrund ihrer „Selbstverständlichkeit“ 
nicht als Kostentreiber wahrgenommen. 
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Somit verbleibt die Grundsatzentscheidung, ob sich das Bauordnungsrecht zukünftig nur 
noch auf die Abwehr von Gefahren für Leib und Leben beschränken soll (im Wesentlichen 
durch Anforderungen an die Standsicherheit und Brandschutz von Gebäuden) oder weiterhin 
auch auf gesellschaftliche Belange eingehen soll, z.B. durch Regelungen zur Barrierefreiheit 
und Kinderspielflächen auf privaten Grundstücken.  

Die BremLBO-17 entscheidet sich aufgrund ihrer verbraucherorientierten Ausrichtung für die 
Beibehaltung der bisherigen bereits dort verankerten Anforderungen und dehnt diese „mit 
Augenmaß“ auf zeitgemäße Regelungen aus (siehe insbesondere Anpassungen zur Barrie-
refreiheit zu Ziffer 3.1). Gleichzeitig verwehrt sie sich als Beitrag zur Deregulierung aber da-
vor, neue „fachfremde“ Regelungen aufzunehmen, die entweder in die originäre Eigenver-
antwortung des Bauherren fallen (z.B. Einbruchschutz von Gebäuden), aufgrund eines abs-
trakten Regelungsziels nur mit unverhältnismäßigem Aufwand überprüfbar sind (z.B. nach-
haltiges Bauen) oder im begründeten Bedarfsfall Gegenstadt spezieller fachgesetzlicher Re-
gelungen sein müssten (z.B. energetische Gebäudeausrüstung, haustechnische Anforde-
rungen). 

Der materiell-rechtliche Änderungsbedarf ergibt sich deshalb im Wesentlichen aus der beab-
sichtigten Umsetzung der Ergebnisse der Evaluation der Musterbauordnung, die am 
20./21.09.2012 von der 123. Bauministerkonferenz beschlossen wurden (MBO-12) und auf-
grund zwingend notwendiger Anpassungen an das europäische Bauproduktenrecht  
(MBO-16, beschlossen durch die Bauministerkonferenz am 12.05.2016) sowie ergänzende 
verfahrensrechtliche Anpassungen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie (MBO-16, siehe 
zu Ziffer 2.2 und 2.3). 

2.1 wesentliche Anpassungen an die MBO-12 

a) Auf Grundlage der MBO-12 wird ein neuer Sonderbautatbestand für „besondere 
Wohnformen für Menschen mit Behinderungen“ eingeführt (§ 2 Absatz 4 Nummer 9)  

Die besonderen brandschutztechnischen Anforderungen an diese Einrichtungen wer-
den mit der ermessenssteuernden Muster-Wohnformen-Richtlinie (MWR) der ARGE-
BAU (Fassung Mai 2012) konkretisiert, die einzelfallbezogen über § 51 BremLBO zu 
berücksichtigen ist. 

b) Die Regelungen zum barrierefreien Bauen werden entsprechend der MBO-12 präzi-
siert und durch Einführung einer Legaldefinition an der als Technischen Baubestim-
mung eingeführten DIN 18040 orientiert (§ 2 Absatz 14). 

Gleichzeitig werden in § 50 die verabschiedeten Maßnahmenvorschläge zum Barrie-
refreien Bauen aus dem Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) im Land Bremen in gesetzliche Regelungen 
überführt (siehe zu Ziffer 3.1). 

c) Der Einsatz erneuerbarer Energien sowie Maßnahmen für Klimaschutz und Energie-
einsparung werden entsprechend der MBO-12 durch Abstandsprivilegierung erleich-
tert (§ 6 Absatz 7). 

d) Zahlreiche Brandschutzanforderungen werden entsprechend der MBO-12 angepasst 
(§§ 28 – 36). 

e) Die Liste der verfahrensfreien Vorhaben wird um bestimmte Anlagen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien ausgeweitet (§ 61 Absatz 1 Nummer 3) 

So sind Solaranlagen sind zukünftig auch „auf“ und nicht nur - wie bisher- „in und an“ 
Dach- und Außenwandflächen verfahrensfrei. Außerdem erfasst die Verfahrensfrei-
heit zukünftig auch die „damit verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren 
Gestalt des Gebäudes“. 

Ebenso werden Maßnahmen der Wärmedämmung tatbestandlich ausdrücklich Teil 
der schon bisher verfahrensfreien Außenwandbekleidungen und Dacherneuerungen. 
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f) Die Regelungen zur Nachbar- und Öffentlichkeitsbeteiligung werden angepasst und 
im Rahmen der Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie erweitert (§ 70 Absatz 3 und 4). 

2.2. Anpassung an das europäische Bauproduktenrecht nach MBO-16 

Die Musterbauordnung (MBO-12) ist im Jahr 2016 aufgrund des aus dem Urteil des Ge-
richtshofs der Europäischen Union (EuGH) vom 16.10.2014 (Rs. C-100/13) zwingend resul-
tierenden Anpassungsbedarfes an das europäische Bauproduktenrecht erneut umfangreich 
novelliert worden.  

Mit dem EuGH-Urteil hat die 10. Kammer festgestellt, die Bundesrepublik Deutschland habe 
gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 
89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte in der durch die Verordnung (EG) 
Nummer 1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. September 2003 
geänderten Fassung dadurch verstoßen, dass sie durch die Bauregellisten, auf die die Bau-
ordnungen der Bundesländer verweisen, zusätzliche Anforderungen für den wirksamen 
Marktzugang und die Verwendung von Bauprodukten in Deutschland gestellt hat, die von 
den harmonisierten Normen EN 681-2:2000 („Elastomer-Dichtungen – Werkstoff-
Anforderungen für Rohrleitungs-Dichtungen für Anwendungen in der Wasserversorgung und 
Entwässerung – Teil 2: Thermoplastische Elastomere“), EN 13162:2008 („Wärmedämmstoffe 
für Gebäude – Werkmäßig hergestellte Produkte aus Mineralwolle [MW] – Spezifikation“) und 
EN 13241-1 („Tore – Produktnorm – Teil 1: Produkte ohne Feuer- und Rauchschutzeigen-
schaften“) erfasst wurden und mit der CE-Kennzeichnung versehen waren. 

Prüfungsmaßstab des EuGH ist das in Artikel 6 Absatz 1 Bauproduktenrichtlinie enthaltene 
Marktbehinderungsverbot (vgl. insoweit schon EuGH, Urt. v. 25.03.1999, Rs. C-112/97). 

Zum einen erkennt der Gerichtshof, dass Artikel 4 Absatz 2 (materiell) eine die Mitgliedstaa-
ten bindende Brauchbarkeitsvermutung für Bauprodukte mit CE-Kennzeichnung vorsehe, die 
sich – ordnungsgemäße Planung und Bauausführung vorausgesetzt – auf die Erfüllung der 
in Artikel 3 genannten wesentlichen Anforderungen an Bauwerke bezieht und die die Über-
einstimmung mit der jeweiligen harmonisierten Norm voraussetzt. Dementsprechend dürften 
die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Bauproduktenrichtlinie den freien Verkehr, 
das Inverkehrbringen und die Verwendung von Produkten, die dieser Richtlinie entsprechen, 
auf ihrem Gebiet nicht behindern. 

Zum anderen verweist das Gericht (prozedural) auf die in der Richtlinie vorgesehenen Ver-
fahren. Mit dem Verfahren des formalen Einwandes nach Artikel 5 Absatz 2 kann gerügt wer-
den, dass eine harmonisierte Norm nicht der Richtlinie entspricht; das Schutzklauselverfah-
ren des Artikel 21 ermöglicht produktbezogene Maßnahmen, unter anderem auch wegen 
Mängeln der relevanten Norm. Das Gericht legt dar, dass diese Verfahren nicht fakultativ 
sind und den Mitgliedstaaten andere als die in der Richtlinie vorgesehenen einseitigen Maß-
nahmen nicht erlaubt sind. Jede andere Auslegung stelle die praktische Wirksamkeit („effet 
utile“) der Bauproduktenrichtlinie in Frage. 

Keine andere Sichtweise vermag das Gericht dem ersten Erwägungsgrund der Richtlinie zu 
entnehmen, nach dem die Mitgliedstaaten für den Rechtsgüterschutz im Hinblick auf Bau-
werke verantwortlich sind. Hierin liege kein Kompetenzvorbehalt zugunsten der Mitgliedstaa-
ten, der diesen erlaube, die vorgesehenen Verfahren für die Überprüfung der harmonisierten 
Normen zu umgehen. 

Abschließend weist das Gericht in Bezug auf die Frage der Vereinbarkeit mit dem Vertrag zur 
Arbeitsweise der Europäischen Union darauf hin, dass eine nationale Maßnahme in einem 
Bereich, der auf Unionsebene abschließend harmonisiert wurde, wie dies für die streitigen 
Produkte der Fall sei, anhand der Bestimmungen dieser Harmonisierungsmaßnahme und 
nicht der des Primärrechts zu beurteilen sei. 

Zum zwischenzeitlich erfolgten Inkrafttreten der Bauproduktenverordnung (Verordnung (EU) 
Nummer 305/2011) merkt der Gerichtshof lediglich an, diese sei im vorliegenden Fall aus 
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zeitlichen Gründen nicht anwendbar. Ob der Gerichtshof die Bedeutung seines Judikats mit 
dieser Aussage ausdrücklich auf die Rechtslage unter der Bauproduktenrichtlinie beschränkt 
oder gerade umgekehrt andeutet, dass dieses grundsätzlich auch für die Rechtslage unter 
der Verordnung relevant und nur aus zeitlichen Gründen nicht anwendbar sei, lässt sich nicht 
feststellen. 

Die vorliegende Novelle der BremLBO passt die Rechtslage der MBO-16 materiell unverän-
dert folgend an die im Urteil des EuGH vom 16.10.2014 enthaltenen Grundaussagen im Hin-
blick auf die nunmehr in Kraft getretene Bauproduktenverordnung an.  

Zentraler Ausgangspunkt der Anpassungen ist das europarechtliche Marktbehinderungsver-
bot. Dieses ist nun, textlich abweichend von der Bauproduktenrichtlinie, in Artikel 8 Absatz 4 
der Bauproduktenverordnung enthalten. Danach darf ein Mitgliedstaat die Bereitstellung auf 
dem Markt oder die Verwendung von Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung tragen, we-
der untersagen noch behindern, wenn die erklärten Leistungen den Anforderungen für diese 
Verwendung in dem betreffenden Mitgliedstaat entsprechen.  

Diese Vorschrift wird von der MBO-Novelle ins Landesbauordnungsrecht gespiegelt, so dass 
künftig ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung trägt, verwendet werden darf, wenn die 
erklärten Leistungen den in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes festgelegten 
bauwerksseitigen Anforderungen für diese Verwendung entsprechen. Damit wird urteilskon-
form klargestellt, dass produktunmittelbare Anforderungen an CE-gekennzeichnete Baupro-
dukte unzulässig sind.  

Um vor diesem Hintergrund zu gewährleisten, dass das Niveau der Bauwerkssicherheit ge-
halten werden kann, ist es erforderlich, die Bauwerksanforderungen zu konkretisieren. Den 
am Bau Beteiligten muss es ermöglicht werden, aus den Regelungen der BremLBO und der 
auf ihrer Grundlage erlassenen Verordnungen und Verwaltungsvorschriften auf rechtssichere 
Weise abzuleiten, welche Leistungen ein Produkt erbringen muss, um im konkreten Verwen-
dungszusammenhang die Bauwerksanforderungen zu erfüllen. Die Konkretisierung der 
Bauwerksanforderungen ist im Übrigen auch im Bereich der nicht harmonisierten Bauproduk-
te hilfreich, da ja auch hier die BremLBO die Behörden nur ermächtigt, Produktanforderun-
gen zu stellen, die sich unmittelbar aus Bauwerksanforderungen ergeben.  

Zur Verbesserung der Kohärenz mit dem europäischen Recht wird in § 3 Satz 2 BremLBO 
klargestellt, dass die nationalen Schutzziele die Grundanforderungen mit umfassen, sie in 
der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (VVTB) konkretisiert werden und 
sie damit erfolgreich in der europäischen Normung eingebracht werden können. Es muss 
eine klarere Abgrenzung zwischen den produktunmittelbaren Anforderungen und den Anfor-
derungen an die Verwendung der Bauprodukte geschaffen werden, die die BremLBO als 
Bauarten bezeichnet, da letztere nach wie vor weiter ausschließlich in die Kompetenz der 
Mitgliedstaaten fallen und auch in Hinblick auf harmonisierte Bauprodukte erforderlich sind. 

Außerdem muss das System der Verwendbarkeits- und Übereinstimmungsnachweise so 
reformiert werden, dass deutlich wird, dass es diese Nachweise für CE-gekennzeichnete 
Bauprodukte nicht mehr gibt. 

Schließlich muss eine Ermächtigungsgrundlage geschaffen werden, die detailliert fest-
schreibt, welche Regelungen die Behörden zur Konkretisierung der Bauwerksanforderungen 
und der sich daraus für die Verwendung von Bauprodukten ergebenden Konsequenzen tref-
fen dürfen. Dadurch wird die demokratische Legitimation der behördlichen Regelungen ge-
stärkt und die Transparenz für die Rechtsanwender erhöht. 

Hinweis: 

Die Bauministerkonferenz der ARGEBAU hat diesen Änderungen am 12.05.2016 zuge-
stimmt. Das Ende der Stillhaltefrist im EU-Notifizierungsverfahren endete am 19.08.2016. Da 
es Bemerkungen der Kommission zum vorgelegten Entwurf gab, ist Deutschland - vertreten 
durch die ARGEBAU - erneut um Stellungnahme gebeten worden. Da die diesbezügliche 
Umsetzung der MBO in Landesrecht mustertreu erfolgen muss, sind nachträgliche Änderun-
gen der betroffenen Vorschriften auch während des Anhörungsverfahrens noch möglich. 
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Dies ist jedoch vertretbar, da der endgültige Wortlaut erst mit Einreichung der Deputations-
vorlage zum Beschluss des Gesetzentwurfs nach Auswertung der Anhörung feststehen 
muss. 

2.3 Umsetzung Seveso-III-Richtlinie nach MBO-16 (§§ 13 ,62 und 70) 

Die Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur 
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und 
anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl. L 197 vom 24.7.2012, 
S. 1) (im Folgenden: Seveso-III-Richtlinie) verpflichtet die Mitgliedstaaten, langfristig dafür zu 
sorgen, dass zwischen Betrieben, in denen mit gefährlichen Stoffen umgegangen wird, und 
bestimmten schutzwürdigen Nutzungen angemessene Sicherheitsabstände gewahrt bleiben. 
Mit der Anpassung des § 13 wird der Bauherr deshalb dazu verpflichtet, mit Bauvorlagen 
Angaben zu machen, ob das Vorhaben innerhalb eines solchen angemessenen Sicherab-
standes liegt. 

Soweit diese Abstände nicht bereits im Rahmen einer Bauleitplanung berücksichtigt wurden 
(z. B. bei einer seit längerer Zeit gewachsenen vorhandenen Bebauung), sind die erforderli-
chen Prüfungen nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (Urteil vom 
15.09.2011, C-53/10) bei der Vorhabenzulassung durchzuführen. Erforderlich ist damit, dass 
für die zu prüfenden Vorhaben ein Zulassungsverfahren durchgeführt wird, in dem die Prü-
fungen erfolgen können. Während dies bei gewerblichen Vorhaben entsprechend der bishe-
rigen verfahrensrechtlichen Ausgestaltung der BremLBO mit der grundsätzlichen Durchfüh-
rung eines Baugenehmigungsverfahrens bereits der Fall ist, ist für die Vorhaben des Woh-
nungsbaus, die eine bestimmte Größenordnung überschreiten, aber ansonsten der Geneh-
migungsfreistellung unterliegen, eine Anpassung des § 62 BremLBO erforderlich, um diese 
Fälle in das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach § 63 BremLBO überführen zu kön-
nen. 

Außerdem verlangt die Seveso-III-Richtlinie, dass nicht nur bei Veränderungen der Störfall-
betriebe, sondern auch vor der Zulassung einer schutzbedürftigen Bebauung in der Nähe 
eines Betriebsbereichs die Öffentlichkeit Gelegenheit erhält, sich vor der Entscheidung zu 
der Ansiedlung zu äußern. Da es sich bei der betroffenen Öffentlichkeit nicht zwingend um 
Nachbarn im Sinne des § 70 handeln muss, sind dort eigenständige Regelungen zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung zu schaffen. 

3. weitere Bremische Regelungen 

3.1 Barrierefreies Bauen (§ 50) 

In der Koalitionsvereinbarung für die aktuelle Legislaturperiode ist auf Seite 45 das abstrakte 
Ziel genannt, unter anderem mit der LBO-Novelle auch die Vorschriften zum barrierefreien 
Bauen „weiterzuentwickeln“. 

Den Behindertenverbänden ist ergänzend vom Senator für Umwelt, Bau und Verkehr zuge-
sagt worden, mit der nächsten Novelle der BremLBO auch die am 2. Dezember 2014 vom 
Senat beschlossenen Maßnahmenvorschläge zum Barrierefreien Bauen aus dem Aktions-
plan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) im Land Bremen in 
gesetzliche Regelungen zu überführen.  

Das „Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ wurde von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen am 13. Dezember 2006 beschlossen und ist 
am 3. Mai 2008 in Kraft getreten. Es ist das erste Rechtsinstrument, welches die bestehen-
den Menschenrechte auf die Lebenssituation von Menschen mit Behinderung konkretisiert. 
Mit der Ratifizierung der UN-BRK durch Bundestag und Bundesrat im Dezember 2008 erlan-
gen die in ihr enthaltenen Verpflichtungen mit dem Zeitpunkt ihres In-Kraft-Tretens entspre-
chend Artikel 43 und 45 für die Bundesrepublik Deutschland gesetzliche Verbindlichkeit und 
sind somit auf allen Ebenen staatlichen Handelns zu beachten.  

Um innerstaatliche Geltung zu erlangen, ist die Gesetzgebung des Bundes und der Länder 
durch konkretisierende Regelungen so auszurichten, dass die in der UN-BRK normierten 
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Verpflichtungen der Vertragsstaaten, Maßnahmen zur Gewährleistung der Rechte von Men-
schen mit Behinderungen zu ergreifen, verwirklicht werden können. 

Mit den inhaltlichen Erweiterungen des § 50 wird darüber hinaus auch Artikel 2 der Bremer 
Landesverfassung Rechnung getragen, wonach niemand wegen seiner Behinderung be-
nachteiligt werden darf. Da Menschen mit Behinderungen unter dem besonderen Schutz des 
Staates stehen, fördert dieser ihre gleichwertige Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft 
und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. 

Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit werden die gesetzlichen 
Anforderungen des § 50 an die bauliche Barrierefreiheit nach Abstimmung mit dem Tempo-
rären Experteninnen und Expertenkreis (TEEK) zur Umsetzung der UN-BRK deshalb wie 
folgt erweitert: 

 Zusätzlich zu den bereits jetzt barrierefrei erreichbaren Wohnungen soll jede achte 
dieser Wohnungen „uneingeschränkt mit dem Rollstuhl zugänglich und nutzbar sein“ 
(sog. ®-Anforderungen nach DIN 18040-2). 

 Ausweitung der barrierefrei nutzbaren Räume / Bereiche in barrierefrei erreichbaren 
Wohnungen, da bisher nur bestimmte Räume mit dem Rollstuhl zugänglich und nutz-
bar sein müssen. Diese Beschränkung soll – mit Ausnahme mehrfach vorhandener 
Funktionsräume - aufgegeben werden. Dadurch werden auch Balkone und Terrassen 
in die barrierefreie Nutzbarkeit einbezogen. 

 Ausweitung der Barrierefreiheit von bestimmten Arbeitsstätten, indem bei Büro- Ver-
waltungs- und Gerichtsgebäuden mit mehr als 500 m² Nutzfläche zukünftig nicht nur 
die öffentlich zugänglichen Bereiche, sondern das Gebäude insgesamt barrierefrei 
nutzbar sein muss. 

Um insbesondere dem aktuellen Mehrbedarf im Wohnungsbau Rechnung zu tragen, werden 
die Abweichungstatbestände des § 50 Absatz 5 um das Merkmal der Atypik erweitert, um 
z.B. bei sog. Microappartments für Studenten oder neuen Dauerwohnungen für Flüchtlinge 
einzelfallbezogen Abweichungen von den Standards der Barrierefreiheit bzw. der erforderli-
chen Anzahl barrierefreier Wohnungen zulassen zu können. 

3.2 Vereinbarkeit mit der EU-Datenschutzgrundverordnung 

Um einen möglichen Anpassungsbedarf an die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäi-
schen Parlamentes und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung- DSGVO) zu ermitteln, welche nach 
zweijähriger Übergangsfrist ab 25. Mai 2018 in den Mitgliedsstaaten unmittelbare Geltung 
entfaltet, wurden die datenschutzrechtlichen Vorschriften des § 71 zusammen mit Vertretern 
von Datenschutz Nord im Oktober 2016 einem Normscreening unterzogen. Hierbei wurde 
kein grundsätzlicher Anpassungsbedarf festgestellt, da die bisherigen spezialgesetzlichen 
Regelungen des § 71 BremLBO-10 bereits mit der Öffnungsklausel nach Artikel 6 Absatz 3 
b) in Verbindung mit Absatz 1 e) EU-DSGVO vereinbar sind.  

Da eine ergänzende Erörterung in den Gremien der ARGEBAU noch nicht erfolgt ist, werden 
daher zum jetzigen Zeitpunkt lediglich redaktionelle Klarstellungen in der BremLBO vorge-
nommen, die den Bezug zur neuen EU-DSGVO herstellen. 

Da auch die erforderliche Anpassung der landesrechtlichen Rahmenbedingungen zum Da-
tenschutz noch nicht abgeschlossen ist, wird hierauf lediglich mit einem allgemeinen Verweis 
Bezug genommen. 
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3.3 „sonstige Bremensien“ 

Neben den bereits in den Ausführungen zum Verfahrensrecht dargestellten bremischen Än-
derungen (siehe Ziffern 1.4 bis 1.8) werden aufgrund der Erfahrungen auf der Genehmi-
gungspraxis oder in Anpassung an die Rechtsprechung folgende sonstige wesentliche Ände-
rungen in die BremLBO aufgenommen: 

 Privilegierung der Überschreitung der Grundstücksgrenze bei nachträglichen Maß-
nahmen der Wärmedämmung (§ 4 Absatz 2), 

 Möglichkeit einer Abweichung von der regulären Abstandsflächentiefe in innerstädti-
schen Bereichen (§ 6 Absatz 5 Satz 6) 

 Abstandsprivilegierung von Terrassen bis 1 Meter Höhe einschließlich möglicher Über-
dachungen (§ 6 Absatz 6 Nummer 2 und 3), 

 Modifikation der Anforderungen an Kinderspielflächen und Anpassung der Ermächti-
gungsgrundlage (§ 8 Absatz 3 und 4 sowie § 86 Absatz 1 Nummer 3), 

 Werbeanlagen müssen von der Gebäudekante mindestens 1,00 Meter entfernt sein 
(§ 10 Absatz 2, Wiederaufnahme aus BremLBO-03), 

 weitere Detailanforderungen an Umwehrungen (§ 38 Absatz 5, Wiederaufnahme aus 
BremLBO-03), 

 Abstellräume für Kinderwagen, Fahrräder und Mobilitätshilfen dürfen auch auf dem 
Baugrundstück untergebracht werden (§ 48 Absatz 2), 

 Klarstellungen der Eigentümerverantwortung und zur Störerauswahl (§ 52 Absatz 2, 
Wiederaufnahme aus BremLBO-03), 

 Ausweitung der Verfahrensfreiheit von Terrassen einschließlich möglicher Überdach-
ungen bis zu einer Tiefe von 3,50 Metern (§ 61 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe h), 

 Klarstellung der Verfahrensfreiheit von Packstationen  sowie von Servicesäulen und 
Hinweistafeln für Mobilitätsdienstleistungen (§ 61 Absatz 1 Nummer 12 Buchstaben b 
und i), 

 gesicherte bauordnungsrechtliche Erschließung ist Voraussetzung für die Genehmi-
gungsfreistellung (§ 62 Absatz 2 Nummer 3), 

 Zulässigkeit von Fachunternehmererklärungen im Rahmen der Bauüberwachung (§ 80 
Absatz 6), 

 Erweiterung der Ermächtigungsgrundlagen für örtliche Bauvorschriften über Kinder-
spielflächen sowie Stellplätze und Fahrradabstellplätze (§ 86 Absatz 1 Nummer 3  
und 4), 

 Einführung einer Ermächtigungsgrundlage für örtliche Bauvorschriften zum Verbot oder 
der Beschränkung von Staffelgeschossen (§ 86 Absatz 1 Nummer 7 a) sowie 

 Einführung einer Gleichstellungsbestimmung, wonach sämtliche Status- und Funkti-
onsbezeichnungen jeweils in männlicher und weiblicher Form gelten (§ 87). 

Für ergänzende Ausführungen zu den jeweiligen Änderungen wird auf die dazugehörige Ein-
zelbegründung verwiesen. 
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Sofern auf die Vorgängerfassung Bezug genommen wird, wird entweder auf die entspre-
chende Regelung der BremLBO-10 hingewiesen oder die Bezeichnung „alte Fassung“ (a.F.) 
verwendet. 

Zu Teil 1 – Allgemeine Vorschriften 

Zu § 1 - Anwendungsbereich 

Absatz 1 entspricht unverändert § 1 Absatz 1 BremLBO-10. 

Absatz 2 Nummer 1 bis 5 entsprechen unverändert § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 5 
BremLBO-10. 

Nummer 6 ist neu und stellt entsprechend der MBO-12 klar, dass die Bremische Landes-
bauordnung für Messestände in Messe- und Ausstellungsgebäuden keine Anwendung findet. 

Anders als z. B. Messestände, die im Freien auf genehmigtem Messe- und Ausstellungsge-
lände errichtet werden und die nach § 61 Absatz 1 Nummer 13 Buchstabe e unter bestimm-
ten Voraussetzungen verfahrensfrei sind, sind Messestände, die in Gebäuden auf genehmig-
tem Messe- und Ausstellungsgelände errichtet werden, keine baulichen Anlagen, sondern 
Einrichtungsgegenstände. Mangels Qualifizierung als bauliche Anlage ist der Anwendungs-
bereich der BremLBO nach § 1 Absatz 1 Satz 1 insoweit nicht eröffnet.  

Auf Messestände in Gebäuden findet somit das Bauordnungsrecht keine Anwendung, son-
dern es gilt das allgemeine Sicherheitsrecht. Die Sicherheitsbehörden können sich im Rah-
men der Amtshilfe zwar der Fachkenntnis der unteren Bauaufsichtsbehörden bedienen, im 
Außenverhältnis bleiben sie jedoch für die von ihnen getroffenen Entscheidungen verant-
wortlich. 

Nummer 7 wurde ebenfalls neu hinzugefügt und stellt entsprechend dem Beschluss der 
Fachkommission Bauaufsicht im Dezember 2013 (297 Sitzung / TOP 20) klar, dass Regale 
und Regalanlagen in Gebäuden, soweit sie nicht Teil der Gebäudekonstruktion sind und kei-
ne Erschließungsfunktion haben, ebenfalls als Einrichtungsgegenstände nicht in den An-
wendungsbereich dieses Gesetzes fallen. 

Anders als z. B. Regale, die im Freien errichtet werden und die nach § 61 Absatz 1 Num-
mer 15 Buchstabe c unter bestimmten Voraussetzungen verfahrensfrei sind, sind Regale 
und Regalanlagen, die in Gebäuden errichtet werden, keine baulichen Anlagen, sondern 
Einrichtungsgegenstände. Mangels Qualifizierung als bauliche Anlage ist der Anwendungs-
bereich der BremLBO entsprechend § 1 Absatz 1 Satz 1 insoweit nicht eröffnet.  

Auf Regale und Regalanlagen in Gebäuden findet somit das Bauordnungsrecht keine An-
wendung. Davon unberührt bleibt die Berücksichtigung der Regale und Regalanlagen ein-
schließlich Lagergut beim Nachweis der Standsicherheit (Bemessung der Fundamente bzw. 
der tragenden Bauteile, auf die die Regallasten einwirken) und des Brandschutzes (Brand-
lasten, Löschmöglichkeiten, Bemessung der Rettungswege). 

Die Behandlung von Regalen im Freien als bauliche Anlagen sowie von Regallagern mit ei-
ner Oberkante Lagerguthöhe von mehr als 7,50 m als Sonderbau nach § 2 Absatz 4 Num-
mer 18 bleibt hiervon unberührt. Maßgeblich für den Sonderbautatbestand nach § 2 Absatz 4 
Nummer 18 ist die Art und Form der Lagerung sowie die Höhe des Lagergutes. Es kommt 
nicht auf das Regal selbst an. Der Tatbestand gilt auch für umhauste Lager. Nicht das Regal 
selbst, sondern das Lager (Gebäude) wird zum Sonderbau. Hintergrund des Sonderbautat-
bestandes ist die Gewährleistung wirksamer Löscharbeiten. 
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Zu § 2 - Begriffe 

Absatz 1 Nummern 1 bis 10 entsprechen unverändert § 2 Absatz 1 Nummern 1 bis 10 
BremLBO-10. 

Nummer 11 wird als korrespondierende Klarstellung zu § 1 Absatz 2 Nummer 7 entspre-
chend neu hinzugefügt und definiert Regale im Freien, Regale, die Teil der Gebäudekon-
struktion sind und / oder Erschließungsfunktion haben als bauliche Anlagen, die damit in den 
Anwendungsbereich der BremLBO fallen. Erschließungsfunktion haben Regale, wenn sie 
Teil der Rettungswege der baulichen Anlage sind. Dies ist dann der Fall, wenn sich Aufent-
haltsflächen oder –räume auf den Regalen befinden oder über die Regale zu erreichen sind. 

Absatz 2 entspricht unverändert § 2 Absatz 2 BremLBO-10. 

Die Gebäudeklassensystematik in Absatz 3 wird um Satz 4 ergänzt, der eine neue Öff-
nungsklausel hinsichtlich der Höhenbestimmung für Gebäude enthält. Die grundsätzliche 
Gebäudeklassensystematik und die daran anknüpfenden materiellen Anforderungen des 
Brandschutzes als Kernbereich des Bauordnungsrechts bleiben länderübergreifend nach 
dem Vorbild der MBO-2002 weiterhin einheitlich geregelt. Mit dem eingeräumten Ermessen 
wird jedoch eine abweichende Feinjustierung für bestimmte Vorhaben möglich. 

Maßgebend für die Höhenermittlung außerhalb des Gebäudes ist grundsätzlich entspre-
chend der MBO weiterhin die in Satz 2 festgelegte Geländeoberfläche im Mittel. Bei be-
stimmten Vorhaben kann es jedoch sachgerecht sein, außerhalb des Gebäudes einen ab-
weichenden Bezugspunkt festzulegen (z.B. das Straßenniveau). Führt diese Änderung dazu, 
dass das Gebäude deshalb in eine andere Gebäudeklasse einzustufen ist, sind die jeweili-
gen materiellen Anforderungen der neuen Gebäudeklasse für die weitere Beurteilung des 
Vorhabens maßgebend. Ebenso richtet sich danach die Frage, ob die Prüfung der bautech-
nischen Nachweise nach § 66 erforderlich ist. 

Notwendige Voraussetzung für eine Anwendung der Öffnungsklausel nach Satz 4 ist, dass 
vorhabenbezogen insbesondere hinsichtlich des Brandschutzes keine Bedenken bestehen. 
Mit den Bauvorlagen ist deshalb vom Bauherrn eine Bestätigung der Berufsfeuerwehr einzu-
reichen, aus der hervorgeht, dass die notwendigen Anforderungen an den abwehrenden 
Brandschutz erfüllt sind. Insbesondere ist hierbei auf die Zugänglichkeit zum Grundstück und 
die Anleiterbarkeit der Nutzungseinheiten zu achten. 

Es dürfen hierbei auch keine anderen offensichtlichen bauordnungsrechtlichen Gründe ent-
gegenstehen, z.B. Anforderungen an den konstruktiven Brandschutz im Bereich Standsi-
cherheit. 

Um eine gleichmäßige Ermessensausübung durch die unteren Bauaufsichtsbehörden zu 
gewährleisten, werden weitere Einzelheiten und Anwendungsbeispiele ergänzend in einer 
ermessenssteuernden Verwaltungsvorschrift nach § 84 Absatz 6 geregelt. 

Nach erfolgter Abstimmung mit der Berufsfeuerwehr und dem Vpi sollen mit der Öffnungs-
klausel zunächst nur Erleichterungen für das „Bremer Haus“ geschaffen werden. Dieser Typ 
von Wohngebäuden mit nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten und einem Souterrain-
Geschoss, überschreitet nach der bisherigen Berechnung über die „Geländeoberfläche im 
Mittel“ die maßgebliche Höhe von 7 Metern nur geringfügig und ist dementsprechend in die 
Gebäudeklasse 4 mit sämtlichen formellen und materiellen Anforderungen einzustufen. 

Da über die Öffnungsklausel abweichend das Straßenniveau als maßgebliche Geländeober-
fläche für die Höhenermittlung festgelegt werden kann, würden diese „Bremer Häuser“ die 
Gebäudehöhe von 7 Metern unterschreiten, mit der Folge, dass diese Gebäude in die Ge-
bäudeklasse 2 einzustufen wären, sofern die Berufsfeuerwehr eine Anleiterbarkeit aller Nut-
zungseinheiten von der Straße bestätigt. In der Gebäudeklasse 2 ist neben geringeren mate-
riellen Anforderungen auch die Prüfung bautechnischer Nachweise entbehrlich. Von dieser 
Zeit- und Kostenersparnis würde insbesondere der Bauherr profitieren. 

Um eine sachgerechte Ermessensausübung für die unteren Bauaufsichtsbehörden sicherzu-
stellen, wird die vorhabenbezogene Anwendung dieser neuen Öffnungsklausel auf Grundla-
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ge des § 84 Absatz 6 in einer ermessenssteuernden Verwaltungsvorschrift geregelt. Darin 
wird auch abgewogen, ob die Anwendung der Öffnungsklausel im Hinblick auf andere bau-
ordnungsrechtliche Belange, z.B. der Standsicherheit, vertretbar ist.  

Die Änderungen in Absatz 4 erfolgen in Anpassung an die MBO-12. 

In Nummer 3 werden Garagen (klarstellend) aus dem Sonderbautatbestand ausgenommen, 
da die an Garagen zu stellenden Anforderungen gesondert in der Bremischen Garagenver-
ordnung und hinsichtlich der bautechnischen Nachweise in § 66 Absatz 4 Nummer 2 gere-
gelt sind. 

Die bisherige Regelung in Nummer 7 Buchstabe b bezüglich Versammlungsstätten im 
Freien mit Szenenflächen bedarf der Konkretisierung. Eine Änderung des Anwendungsbe-
reichs der BremLBO ist damit nicht verbunden. Die Abgrenzung zwischen „Veranstaltungen 
im Freien“ und „Versammlungsstätten im Freien“ hat zu Schwierigkeiten geführt. Typische 
Versammlungsstätten im Freien sind Freilichttheater, Anlagen für den Rennsport oder Reit-
bahnen sowie Sportstadien – also ortsfeste, auf Dauer angelegte Anlagen mit tribünenartiger 
Anordnung der Besucherbereiche. Das Vorhandensein von Szenenflächen und Tribünen und 
deren Verkoppelung mit dem dauerhaften Nutzungszweck der Anlage sind Voraussetzun-
gen, um unter die Regelung zu fallen; temporäre Veranstaltungen wie Musikfestivals auf 
Freiflächen werden nicht erfasst. Werden bei solchen Veranstaltungen Tribünen (und Büh-
nen) aufgestellt, handelt es sich um Fliegende Bauten; die Genehmigung Fliegender Bauten 
regelt § 76. Der Anwendungsbereich der Muster-Versammlungsstättenverordnung 
(MVStättV, Stand Juli 2014) ist von der ARGEBAU entsprechend angepasst worden.  

In Nummer 8 wird durch die Änderung klargestellt, dass sich die Tatbestandsvoraussetzung 
von 40 Gastplätzen auf Plätze im Gebäude bezieht. Durch die Aufnahme von Schank- und 
Speisegaststätten mit mehr als 1000 Sitzplätzen im Freien sind auch große Biergärten als 
Sonderbau zu qualifizieren, so dass die Bauaufsichtsbehörde die Möglichkeit hat, nach § 51 
besondere Anforderungen – z. B. auch im Hinblick auf eine angemessene Anzahl von Toilet-
ten – zu stellen. Die Schwelle von 1000 Sitzplätzen lehnt sich an den Grenzwert für Ver-
sammlungsstätten im Freien nach § 2 Absatz 4 Nummer 7 Buchstabe b an. 

Die neue Nummer 9 trägt dem sozialpolitischen Paradigmenwechsel Rechnung, Menschen 
mit Pflegebedürftigkeit oder Behinderung nicht mehr vorrangig stationär in Heimen zu pfle-
gen und zu betreuen, sondern neue Wohnformen mit ambulanter Pflege und Betreuung zu 
entwickeln und zu fördern. Dies hat länderübergreifend zu einer Zunahme neuer besonderer 
Wohnformen (z.B. ambulant betreuter Wohngemeinschaften, betreute Wohngruppen) ge-
führt. 

Im bauaufsichtlichen Vollzug der Länder ist vielfach problematisiert worden, ob diese Wohn-
formen noch als Wohnung angesehen werden können, für die die unmittelbar gesetzesab-
hängigen, ablesbaren materiell-rechtlichen Regelanforderungen der Landesbauordnung aus-
reichen, oder ob – vor allem bei eingeschränkter Selbstrettungsfähigkeit der Bewohner – von 
einem Sonderbau im Sinne von § 2 Absatz 4 Nummer 9 BremLBO-10 (Krankenhäuser, Hei-
me und sonstige Einrichtungen zur Unterbringung oder Pflege von Personen) auszugehen 
ist, an den weitergehende Anforderungen gestellt bzw. bei dem Erleichterungen zugelassen 
werden können. 

Nach der neuen Nummer 9 haben bestimmte Gebäude mit Nutzungseinheiten Sonderbauei-
genschaft, wenn sie dem Zweck dienen, dass in ihnen Personen mit Pflegebedürftigkeit oder 
Behinderung gepflegt oder betreut werden. Die verfahrenssteuernde Wirkung des Sonder-
baubegriffs bewirkt, dass für die Errichtung dieser Nutzungseinheiten die Durchführung eines 
Baugenehmigungsverfahrens nach § 64 notwendig ist. Gleiches gilt für eine entsprechende 
Umnutzung im Gebäudebestand. Dabei ist ein Brandschutznachweis zu erstellen (§ 66 Ab-
satz 1 Satz 1 Halbsatz 1), der nach § 66 Absatz 4 Nummer 1 bauaufsichtlich geprüft sein 
muss. 

Bei Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung handelt es sich um solche, 
die einer solchen Nutzung gewidmet werden. Somit wird z.B. eine Wohnung, in der auf 
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Grund eines Unfalls pflegebedürftig gewordene Ehepartner weiter leben, nicht zum Sonder-
bau. Derartige Nutzungseinheiten werden auch nicht in die Additionsregelung des Buchsta-
ben c einbezogen. 

Die Tatbestandsmerkmale Pflegebedürftigkeit oder Behinderung weisen darauf hin, dass die 
Personen mindestens auf ambulante Pflege- oder Betreuungsdienstleistungen angewiesen 
sind. Die Beschränkung auf Personen, deren Selbstrettungsfähigkeit eingeschränkt ist, be-
wirkt, dass z.B. Nutzungseinheiten für schwer erziehbare Jugendliche oder für Menschen mit 
seelischen Behinderungen nicht als Sonderbauten eingestuft werden. 

Nach Buchstabe a werden Nutzungseinheiten ab 7 Personen mit Pflegebedürftigkeit oder 
Behinderung zu Sonderbauten, weil ab dieser Personenzahl ein Gefahrenpotential besteht, 
welches im Baugenehmigungsverfahren nach § 64 einer Einzelfallbeurteilung unterzogen 
werden muss und für das insbesondere auch hinsichtlich des Brandschutzes das Vier-
Augen-Prinzip gilt (§ 66 Absatz 4). Bei Nutzungseinheiten mit bis zu 6 Personen liegt kein 
Sonderbau vor; bei der Aufnahme einer solchen Nutzung im Bestand ist auch keine Nut-
zungsänderung anzunehmen. 

Ein Sonderbau entsteht auch nur, wenn die Nutzungseinheiten einzeln den Schwellenwert 
(mehr als 6 Personen) erreichen. Dadurch soll zum Ausdruck gebracht werden, dass die 
Abgrenzung der Nutzungseinheit von ihrer baulichen Unabhängigkeit bestimmt ist, nicht 
durch ihre Organisationsform. Das bedeutet beispielsweise, dass zwei baulich nicht unmit-
telbar verbundene Wohngemeinschaften mit jeweils 6 pflegebedürftigen oder betreuten Per-
sonen, auch im Fall ihrer organisatorischen Zusammengehörigkeit, zwei Nutzungseinheiten 
à sechs Personen bleiben. Die Sonderbauschwelle wird in diesem Fall nicht erreicht.  

Nach Buchstabe b ist der Sonderbautatbestand immer erfüllt, wenn Einrichtungen oder 
Wohnungen über den allgemeinen Zweck der Pflege oder Betreuung hinaus darauf ausge-
richtet sind, dem besonderen Zweck zu dienen, Personen mit Intensivpflegebedarf aufzu-
nehmen, z.B. Menschen mit apallischem Syndrom („Wachkoma“) oder mit Beatmungsbedarf.  

Nach Buchstabe c ist der Sonderbautatbestand immer erfüllt, wenn 13 oder mehr Personen, 
die in Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von Personen leben, deren 
Selbstrettungsfähigkeit eingeschränkt ist, einen gemeinsamen Rettungsweg haben. Hierbei 
sind nur die Personen anzurechnen, die gepflegt oder betreut werden. So sind insbesondere 
Pfleger und Betreuer nicht hinzuzurechnen. Sinn dieser Regelung ist, dass die Zahl der Per-
sonen, die sich im Gefahrenfall nicht selbst retten können, sondern auch auf die Hilfe der 
Einsatzkräfte der Feuerwehr angewiesen sind, begrenzt wird, soweit nicht im Baugenehmi-
gungsverfahren die Genehmigungsfähigkeit der Nutzung festgestellt wird.  

Der Sonderbautatbestand liegt bereits vor, wenn eines der Kriterien der Buchstaben a, b 
oder c erfüllt ist. 

Die besonderen brandschutztechnischen Anforderungen an diese Einrichtungen werden mit 
der ermessenssteuernden Muster-Wohnformen-Richtlinie (MWR) der ARGEBAU (Fassung 
Mai 2012) konkretisiert, die einzelfallbezogen über § 51 BremLBO zu berücksichtigen ist. 

Durch Nummer 10 werden Krankenhäuser eine eigene Sonderbau-Kategorie.  

Der Begriff „Heime“, der in der Aufzählung der Nummer 9 a. F. noch enthalten war, wurde 
gestrichen, weil dieser Begriff mit Fürsorge und Abhängigkeit assoziiert wird und nicht mehr 
zeitgemäß ist. Daher wird er auch bei den Nachfolgeregelungen der Länder zum Heimrecht 
nicht mehr verwendet. 

Durch Nummer 11 werden sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von Personen eine 
eigene Sonderbau-Kategorie. Das Abstellen auf die Pflege entfällt an dieser Stelle, da Son-
derbauten, die der Pflege und Betreuung dienen, künftig abschließend durch Nummer 9 er-
fasst werden. In die neue Nummer 11 zusätzlich aufgenommen werden Wohnheime. Ihre 
Einstufung als Sonderbauten erscheint erforderlich, weil die dort den Nutzern jeweils zur Ei-
gennutzung zugewiesenen Räume jedenfalls vielfach nicht so voneinander abgetrennt sind, 
wie dies den an Nutzungseinheiten zu stellenden Anforderungen entspricht. Deshalb ist die 
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durch die Einstufung als Sonderbau sichergestellte Prüfung der bauordnungsrechtlichen An-
forderungen namentlich an den Brandschutz (vgl. § 64 Satz 1 Nummer 2, § 66 Absatz 4 Satz 
1 Nummer 1) geboten. 

Durch die angefügte Ausnahme in Nummer 12 wird im Gegensatz zu Nummer 10 a.F. klar-
gestellt, dass Räume, in denen eine Tagespflege für Kinder mit bis zu 10 Kindern durchge-
führt wird, keine Sonderbauten sind. Diese stellen nämlich keine erlaubnispflichtige Tages-
einrichtung nach SGB VIII dar, die vom Grundtatbestand erfasst werden.  

Absatz 7 definiert den Begriff der „Obersten Geschosse“ nach Absatz 6 Satz 2. Da es bisher 
keine eindeutigen Festlegungen zu „geneigten Dachflächen“ gab, wird klargestellt, dass in 
Anlehnung an die Regelungen des Dachdeckerhandwerks die Regeldachneigung mindes-
tens 25° betragen muss. Die Regeldachneigung ist die unterste Dachneigungsgrenze, in 
Abhängigkeit vom Werkstoff, bei der sich in der Praxis eine Dachdeckung als regensicher 
erwiesen hat. 

Absatz 14 übernimmt entsprechend der MBO-12 eine Begriffsdefinition der Barrierefreiheit, 
die die Formulierung aus dem Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) aufgreift. Der Begriff 
wird in den Einzelvorschriften § 39 Absatz 4 (Aufzüge) sowie in § 50 (Barrierefreies Bauen) 
verwendet. Im Sinne einer ganzheitlichen Betrachtung schließt der der Begriff der Barriere-
freiheit auch eine besondere bauliche oder organisatorische Vorsorge zur Selbst- und Frem-
drettung von Menschen mit Behinderungen mit ein. 

Absatz 15 definiert entsprechend der MBO-16 wie bisher den Begriff „Bauprodukt“. Zur Klar-
stellung und zur Vereinheitlichung mit der Bauproduktenverordnung (BauPVO) - Artikel 2 
Nummern 1 und 2 - ist der Begriff „Bausatz“ hinzugefügt worden. Ein „Bausatz“ ist ein Bau-
produkt, das von einem einzigen Hersteller als Satz von mindestens zwei getrennten Kom-
ponenten, die zusammengefügt werden müssen, um in das Bauwerk eingefügt zu werden, in 
Verkehr gebracht wird. Die Ergänzung erfolgt aus Gründen der Vollständigkeit, da nach Arti-
kel 2 Nummer 1 auch ein Bausatz ein Bauprodukt ist.  

Das Zusammenfügen von Komponenten eines Bausatzes im Sinne des Absatzes 15 gilt 
nach Absatz 16 nicht als Bauart.  

Zu § 3 – Allgemeine Anforderungen 

§ 3 wird entsprechend der MBO-16 aufgrund der notwendigen Änderungen im Baupro-
duktenrecht deutlich gestrafft und es verbleibt an dieser Stelle nur noch die bauordnungs-
rechtliche „Generalklausel“ zur Gefahrenabwehr. 

Satz 1 entspricht unverändert § 3 Absatz Satz 1 BremLBO-10. 

Im erweiterten Satz 2 werden nunmehr klarstellend die in Anhang I der BauPVO enthaltenen 
Grundanforderungen in Bezug genommen. Die Verwendung des Wortes „dabei“ zeigt an, 
dass die nationalen Schutzziele die Grundanforderungen mit umfassen, sie in der Verwal-
tungsvorschrift Technische Baubestimmungen nach § 85 konkretisiert werden und sie damit 
erfolgreich in der europäischen Normung eingebracht werden können. 

Die Inhalte von Absatz 2 a.F. finden sich nun für die Bauarten in § 16a Absatz 1 und für die 
Bauprodukte in § 16 b. 

Der Inhalt von Absatz 3 a.F. findet sich in § 85 Absatz 1. 

Der Inhalt von Absatz 4 a.F. findet sich nun in Absatz 1 Satz 3. 

Die Bauarten nach Absatz 5 a.F. werden aus dem Anwendungsbereich der Gleichwertig-
keitsklausel gestrichen. Die Gleichwertigkeitsklausel zielt darauf ab, mit dem Ziel der Vollen-
dung des europäischen Binnenmarktes Produkte handelbar zu machen, die in einem ande-
ren Mitgliedstaat rechtmäßig entsprechend den dortigen Anforderungen in Verkehr gebracht 
worden sind (s. VO (EU) Nummer 764/2008). Bauarten sind aber gerade keine Produkte, die 
in Verkehr gebracht werden können, deswegen ist ihre Einbeziehung in die  

http://www.wissenwiki.de/Dachneigung
http://www.wissenwiki.de/Dachdeckung
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Gleichwertigkeitsklausel nicht sinnvoll. Im Hinblick auf die Bauprodukte findet sich die 
Gleichwertigkeitsklausel nun in § 16 b Absatz 2. 

Satz 3 stellt klar, dass diese Anforderungen auch für die Beseitigung von Anlagen und Nut-
zungsänderungen gelten. 

Zu Teil 2 – Das Grundstück und seine Bebauung 

Zu § 4 – Bebauung der Grundstücke mit Gebäuden 

Absatz 1 entspricht unverändert § 4 Absatz 1 BremLBO-10. 

Absatz 2 Satz 1 wird von Gebäuden auf bauliche Anlagen erweitert, um insbesondere auch 
Werbeanlagen, die die Grundstücksgrenze überschreiten, in den Anwendungsbereich der 
Vorschrift einbeziehen zu können. 

Satz 2 und 3 sind neu und nehmen als Erleichterung für den Bauherren Maßnahmen der 
Wärmedämmung einschließlich der Änderung betroffener Bauteile von der öffentlich-
rechtlichen Sicherungspflicht nach Satz 1 aus, sofern es sich um Maßnahmen nach der 
Energieeinsparverordnung in der jeweils geltenden Fassung handelt. 

Diese Vorschrift dient korrespondierend zu der bereits seit dem 01.09.2009 bestehenden 
privatrechtlichen Duldungsregelung des bremischen § 24a ABGB-Gesetzes 
(Brem.GBl.S.314) der weiteren Schaffung von Rechtssicherheit. Hiernach ist es nunmehr 
auch aus baurechtlicher Sicht zulässig, bei genehmigten Gebäuden, die zulässigerweise an 
der Grundstücksgrenze errichtet wurden, die Überbauung der Grundstücksgrenze zu gestat-
ten, sofern durch Maßnahmen nachträglicher Wärmedämmung und in diesem Zusammen-
hang untergeordnete Bauteile auf das Nachbargrundstück übergreifen.  

Zu § 5 – Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken 

§ 5 entspricht unverändert § 5 BremLBO-10. 

Zu § 6 – Abstandsflächen, Abstände 

Die Absätze 1 bis 4 entsprechen unverändert § 6 Absatz 1 bis 5 BremLBO-10. 

Absatz 5 regelt mit den Sätzen 1 bis 5 entsprechend dem bisherigen Recht die erforderli-
chen Mindesttiefen der Abstandsflächen. Satz 6 wird aufgrund der Erfahrungen aus der Ge-
nehmigungspraxis neu hinzugefügt und eröffnet eine Abweichungsmöglichkeit von der in 
Satz 1 festgesetzten der Regelabstandstiefe 0,4 H auch ohne die ansonsten nach Satz 5 
erforderliche Bauleitplanung. Um eine nach Absatz 3 unzulässige Überdeckung der Ab-
standsflächen zu vermeiden, kann eine geringere Abstandsflächentiefe nach § 67 zugelas-
sen werden, wenn es sich um ein innerstädtisch dicht bebautes Gebiet handelt und die durch 
Neubau / Ausbau oder Aufstockung erreichte Gebäudehöhe unter dem Apsekt der Innenver-
dichtung noch als städtebaulich vertretbar eingestuft wird und mit den nachbarlichen Belan-
gen vereinbar ist. Hierzu zählen neben dem Brandschutz auch Belange wie Belichtung, Be-
lüftung und der Sozialabstand. Die nachbarschützende Mindesttiefe nach Satz 4 von 
2,50 Metern bleibt unberührt. Da die Überprüfung der Abweichungsgründe einer behördli-
chen Entscheidung bedarf, ist vom Bauherren entsprechend § 67 ein begründeter Abwei-
chungsantrag zu stellen. 

Absatz 6 Nummer 2 ist ebenfalls neu und bezieht Aufschüttungen und nicht überdachte 
Terrassen in die Abstandsprivilegierung ein, soweit sie nicht mehr als 1,00 Meter über der 
natürlichen Geländeoberfläche angeordnet sind. 

Diese Höhenbeschränkung orientiert sich an ähnlichen vorhandenen Regelungen in den 
Bauordnungen der Ländern Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. Nach Recht-
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sprechung und Kommentierung (Vgl. Simon, Busse, Online-Kommentierung zu § 6 Absatz 1 
Satz 2 BayBO und VGH Hessen, Urteil vom 22.02.2010, Az: 4 A 2410/08) ist davon auszu-
gehen, dass sowohl von Aufschüttungen als auch von (oftmals darauf errichteten) Terrassen, 
die nicht überdacht sind, keine gebäudegleichen Wirkungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 
ausgehen. Sie sind deshalb in den Abstandsflächen von Gebäuden und ohne eigenen 
Grenzabstand zulässig, da der mit der Abstandsflächenregelung verbundene Regelungs-
zweck des Brandschutzes, der Belichtung und Belüftung nicht berührt wird. Auch sind die 
typischerweise zu erwartenden Emissionen bei zu Wohnzwecken genutzten Terrassen 
(Lärm, Geruch, Rauch) von ihrer Art und Umfang noch nicht dazu geeignet, den nachbarli-
chen Wohnfrieden (Sozialabstand) nachhaltig zu stören. 

Ergänzend reagiert der Gesetzgeber damit auch auf eine seit Anfang 2014 in Anlehnung an 
die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG, Urteil vom 13.06.2005, Az: 
4 B 27/05) geänderte Auffassung des Verwaltungsgerichtes Bremen, welches entgegen der 
bisherigen langjährigen Genehmigungspraxis eine direkt an das Hauptgebäude angebaute 
Terrasse als der Hauptanlage zugehörig einstuft, weil die im Haus stattfindende Wohnnut-
zung dadurch erweitert werde und deshalb keine Nebenanlage im Sinne des § 14 BauNVO 
mehr sei.  

Um Terrassen als Teil der Hauptanlage zukünftig auch weiterhin ohne die ansonsten not-
wendige Befreiung nach § 31 Absatz 2 BauGB auch auf nicht überbaubarer Grundstücksflä-
che zulassen zu können, werden sie ausdrücklich in die Abstandsprivilegierung des Absat-
zes 6 mit einbezogen.  

Nummer 3 entspricht Nummer 3 a.F., bezieht aber aufgrund der in Nummer 2 dargestellten 
Regelungsnotwendigkeit auch überdachte Terrassen in die bereits vorhandene Abstandspri-
vilegierung für Wintergärten ein.  

Die Ausweitungen auf Terrassen nach Nummer 2 oder Nummer 3 ist vor allem deshalb ver-
tretbar, da das bereits bestehende Wintergartenprivileg eine befestigte Grundfläche voraus-
setzt. Somit können zukünftig sowohl Terrassen einschließlich möglicher Überdachungen als 
auch wie bisher Wintergärten, die nicht in offener Verbindung zu einem Aufenthaltsraum ste-
hen, als untergeordneter Teile der Hauptanlage nach § 23 Absatz 5 Satz 2 BauNVO entwe-
der i.V.m. § 6 Absatz 6 Nummer 2 oder Nummer 3 BremLBO-10 im Rahmen einer städte-
baulichen Ermessensentscheidung auf nicht überbaubarer Fläche zugelassen werden. Für 
diese Entscheidung ist jedoch in Verbindung mit einem Wohnungsbauvorhaben die Durch-
führung eines vereinfachten Genehmigungsverfahrens nach § 63 erforderlich. 

Ein Grenzabstand von mindestens 2,50 Metern ist demnach bei Terrassen nach Satz 2 ent-
sprechend dem bisherigen Recht nur einzuhalten, sofern eine Überdachung / Umgestaltung 
zum Wintergarten erfolgt.  

Nummer 4 entspricht Nummer 2 a.F. und stellt klar, dass nur eingeschossige Erker von der 
Abstandsprivilegierung erfasst sind. Mehrgeschossig durchgängige Erker, die mit den jewei-
ligen Räumen in direkter Verbindung stehen, stellen nach der Kommentierung (Vgl. Ernst / 
Zinkahn / Bielenberg, Online-Kommentierung zu § 23 Absatz 3 Satz 2 BauNVO, Rn. 40 mit 
Verweis auf Fickert/Fieseler, BauNVO, 11. Aufl. 2008, § 23 Rn. 13.) eine Wohnraumerweite-
rung für jedes Geschoss dar. Da es sich hierbei aus planungsrechtlicher Sicht nicht mehr um 
ein untergeordnetes Gebäudeteil handelt, welches über eine städtebauliche Ermessensent-
scheidung nach § 23 Absatz 3 Satz 2 BauNVO oder § 23 Absatz 5 Satz 2 BauNVO zugelas-
sen werden kann, sondern stattdessen eine Befreiung nach § 31 Absatz 2 BauGB bedarf, ist 
auch für mehrgeschossige Erker im Gegensatz zu offenen Balkonen eine Abstandsprivilegie-
rung nicht gerechtfertigt. 

Nummer 5 wurde der MBO-12 folgend neu eingefügt. Dachaufbauten sind gedanklich wie 
ein selbstständiges Gebäude zu betrachten. Die getrennt ermittelten Abstandsflächen wer-
den übereinander projiziert. Das führt in der geschlossenen Bauweise dazu, dass für Dach-
aufbauten, die nicht an der (seitlichen) Grundstücksgrenze errichtet werden, eine Abwei-
chung zu erteilen ist. Die vorstehende Regelung soll dies entbehrlich machen.  
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Absatz 7 führt in Anpassung an die MBO-12 die bisherigen Regelungen des Absatzes 6 
Nummer 4 und Absatz 6 Satz 3 BremLBO-10 zusammen. Im Hinblick auf die zunehmende 
Bedeutung der Nutzung erneuerbarer Energien und das Erfordernis der Energieeinsparung 
auch im Hinblick auf die Regelungen der EnEV sieht Satz 1 weiterhin eine abstandsflächen-
rechtliche Privilegierung von Maßnahmen der Wärmedämmung und von Solaranlagen an 
bestehenden Gebäuden vor. 

Hinsichtlich der Solaranlagen erfolgte die Formulierung in Parallelität zur ebenfalls neu ge-
fassten Regelung der Verfahrensfreiheit in § 61 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a. Daher 
umfasst die Formulierung Solaranlagen „an Gebäuden“ auch Solaranlagen an Dachflächen. 
Nicht erfasst sind jedoch die in § 61 unter die Formulierung „auf Dachflächen“ fallenden auf-
geständerten Solaranlagen, weil sie insbesondere auch abstandsflächenrechtliche Probleme 
aufwerfen können. 

Hinsichtlich der Maßnahmen zum Zwecke der Energieeinsparung ist das enge Beziehungs-
geflecht zum Bauplanungsrecht zu beachten. Da solche Maßnahmen im Hinblick auf die 
bauplanungsrechtlichen Regelungen zur überbaubaren Grundstücksfläche und zum Maß der 
baulichen Nutzung in der Regel weiterhin einer Befreiung bedürfen, stellt die bauordnungs-
rechtliche Privilegierung im Hinblick auf die Abstandsflächen nur einen ersten Schritt zur 
Vereinfachung des Verfahrens bei Maßnahmen der nachträglichen Wärmedämmung dar.  

Die Voraussetzungen, an welche die abstandsflächenrechtliche Privilegierung gebunden ist, 
tragen mit dem Mindestabstand von 2,50 m den Interessen des Nachbarn ausreichend 
Rechnung und ermöglichen mit einer Stärke von 25 cm nach bisherigen Erkenntnissen ein 
optimales Dämmergebnis, da üblicherweise bei Sanierungen Dämmungen zwischen 10 und 
15 cm aufgetragen werden und zur Erreichung eines Passivhausstandards i.d.R. bereits 
20 cm ausreichen. 

Satz 2 stellt klar, dass auch bei geringerem Abstand als 2,50 m zur Nachbargrenze im Ein-
zelfall die Erteilung einer Abweichung nach § 67 Absatz 1 Satz 1 BremLBO möglich bleibt. 

Absatz 8 entspricht im Wesentlichen unverändert § 6 Absatz 7 BremLBO-10. 

In Satz 1 Nummer 1 wird eine ergänzende Klarstellung übernommen, dass hinsichtlich der 
Abstandsprivilegierung die Gesamtlänge von Garagen und Gebäuden ohne Aufenthaltsräu-
men und Feuerstätten (…) je Grundstücksgrenze von 9,00 m einschließlich der Dachüber-
stände beträgt. Nach einem Urteil des VG Bremen vom 13.05.2015, Az. 1 K 798/12 können 
Dachüberstände bei der Berechnung der Gesamtlänge solcher baulichen Anlagen nicht un-
berücksichtigt bleiben. Da die Regelung des Absatzes 8 ausdrücklich auf die gesamte Ge-
bäudelänge abstellt, gehören hierzu auch alle untergeordneten Bauteile im Sinne des Absat-
zes 6 ohne eine erneute Privilegierung für z.B. Dachüberstände unabhängig vom Umfang 
der Auskragung. Anderenfalls wäre eine nicht unerhebliche Ausweitung der Gesamtlänge 
möglich, was zu einer Beeinträchtigung nachbarlicher Belange führen könnte.  

Zu § 7 – Teilung von Grundstücken 

§ 7 entspricht unverändert § 7 BremLBO-10. 

Zu § 8 – Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke, Kinderspielflächen 

§ 8 Absatz 1 und 2 entsprechen unverändert § 8 Absatz 1 und 2 BremLBO-10. 

Absatz 3 Satz 2 wird sprachlich an der Formulierung in der MBO-12 ausgerichtet. Die bishe-
rigen Ausnahmetatbestände werden wie folgt übergeleitet: 

Nummer 1 a.F. (vor dem 15. Januar 1973 genehmigte Wohnungen) entfällt, da ein längeres 
Festhalten an der Übergangsfrist nicht mehr vertretbar ist und somit bei genehmigungspflich-
tigen Änderungen im Bestand die Kinderspielfläche entweder herzustellen oder abzulösen 
ist. 
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Nummer 2 (Einraumwohnungen mit höchstens 40 m² Wohnfläche) und Nummer 4 (Wohnun-
gen mit einer besonderen Zweckbestimmung, in denen Kinder üblicherweise nicht wohnen) 
bleiben redaktionell zusammengefasst im Tatbestand „Art und Lage der Wohnung“ erhalten. 

Nummer 3 (Wohnungen in Gebäuden mit dem Erscheinungsbild und der Nutzung von Ein-
familienhäusern, wenn deren Aufenthaltsräume einen unmittelbaren Zugang zu einer zum 
Spielen geeigneten und der ausschließlichen Verfügung des Wohnungsinhabers unterliegen 
Gartenfläche haben) entfällt, da sich bei Reihenhauszeilen der Trend verfestigt, dass insbe-
sondere bei bevorzugter WEG-Teilung durch den Bauherren die verfügbaren Gartenflächen 
je Eigentümer zunehmend kleiner werden (Hausgrundstücke < 250 m²). Eine Beibehaltung 
der Befreiung ist somit nicht mehr zeitgemäß, da auf dem verbleibenden Sondereigentum die 
verbleibende Gartenfläche (sog. „Handtuchgärten“) zur Aufstellung von Spielgeräten oft nicht 
mehr ausreichend ist. 

Die erforderliche Kinderspielfläche ist also in unmittelbarer Nähe entweder auf dem Bau-
grundstück oder einem anderen geeigneten Grundstück als private Gemeinschaftsanlage 
herzustellen oder es ist eine vorhandene Gemeinschaftsanlage zu ergänzen. Damit die 
Spielflächen für Kleinkinder schnell und möglichst gefahrlos erreichbar sind, soll die maxima-
le Entfernung der Kinderspielfläche von der Grenze des Baugrundstückes 250 m nicht über-
schreiten.  

Absatz 4 Satz 1 ermöglicht eine Ablösung zukünftig auch für den Fall, dass neben der Un-
möglichkeit der Kinderspielplatz nur unter großen Schwierigkeiten auf dem Baugrundstück 
hergestellt werden kann. Dies ist z.B. der Fall, wenn die Kinderspielfläche bei begrenzter 
Gartenfläche nur in einer ungünstigen Lage hergestellt werden kann (z.B. Verschattung, Im-
missionen, erschwerte Zugänglichkeit, Nutzungskonflikte mit Stellplätzen oder anderen Ne-
benanlagen) und es deshalb im Rahmen der Abwägung sinnvoller erscheint, auf die Kinder-
spielfläche auf dem Baugrundstück zu verzichten. Stattdessen ist die Verpflichtung zur Her-
stellung durch Zahlung eines Geldbetrages für die Gestaltung von (öffentlichen) Kinder-
spielmöglichkeiten an die Gemeinde zu erfüllen. Die unmittelbare Nähe einer öffentlichen 
Spielplatzfläche entbindet hingegen nicht von der Verpflichtung zur Realherstellung der pri-
vaten Spielplatzfläche, der Bauherr kann in diesem Fall jedoch nach Satz 2 das Instrument 
der Ablösung wählen, wenn die Entfernung von der Grundstücksgrenze nicht mehr als 250 m 
beträgt. 

Über die Zulässigkeit hat die Bauaufsichtsbehörde durch Erteilung einer Abweichung nach 
§ 67 BremLBO zu entscheiden. 

Satz 2 a.F. entfällt, da eine Ausweitung der Ermächtigungsgrundlage des § 86 Absatz 1 
Nummer 3 es zukünftig den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven ermöglicht, im 
Rahmen der jeweiligen örtlichen Bauvorschrift (Kinderspielflächenortsgesetze) auch über die 
Höhe und Verwendung von Ablösungsbeträgen zu entscheiden. 

Zu Teil 3 - Bauliche Anlagen 

Zu Abschnitt 1 – Gestaltung 

Zu § 9 – Gestaltung 

§ 9 entspricht unverändert § 9 BremLBO-10. 

Zu § 10 – Anlagen der Außenwerbung, Automaten 

§ 10 Absatz 1 entspricht unverändert § 10 Absatz 1 BremLBO-10. 

Absatz 2 Satz 1 entspricht Satz 1 a.F. und nimmt mit Bezug auf das bauordnungsrechtliche 
Prüfprogramm nach § 64 zur Konkretisierung gestalterischer Anforderungen die ergänzende 
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Einschränkung aus § 13 Absatz 2 Satz 1 BremLBO-03 wieder auf, wonach Werbeanlagen 
von den Gebäudekanten mindestens 1,00 Meter entfernt sein müssen. 

Die Sätze 2 und 3 entsprechen unverändert den Sätzen 2 und 3 a.F.. 

Als ergänzend zu prüfende bauordnungsrechtliche Anforderungen für Werbeanlagen wird 
insbesondere auf die Vorschriften zur Gestaltung (§ 9) und die Verkehrssicherheit (§ 16 Ab-
satz 2) hingewiesen. 

Die Voraussetzung, dass Werbeanlagen am beantragten Standort durch Faktoren wie Grö-
ße, Lichtstärke oder Betriebsweise nicht erheblich belästigen dürfen, ist bereits Gegenstand 
der planungsrechtlichen Prüfung. Eine unzumutbare Immissionsbelastung am beantragten 
Standort würde somit bereits zu einer Unzulässigkeit im Einzelfall nach § 15 Absatz 1 
Baunutzungsverordnung führen. 

Die Absätze 3 bis 6 bleiben gegenüber der BremLBO-10 unverändert. 

Zu Abschnitt 2 – Allgemeine Anforderungen an die Bauausführung 

Zu § 11 – Baustelle 

§ 11 entspricht unverändert § 11 BremLBO-10. 

Zu § 12 – Standsicherheit 

§ 12 entspricht unverändert § 12 BremLBO-10. 

Zu § 13 – Schutz gegen schädliche Einflüsse 

Absatz 1 entspricht unverändert § 13 Absatz 1 BremLBO-10. 

Absatz 2 nennt wie bisher diejenigen Anforderungen, die der Entwurfsverfasser bei der Er-
stellung des Entwurfs verpflichtend berücksichtigen muss, um zu klären, ob das Baugrund-
stück aufgrund seiner Lage überhaupt für eine Bebauung geeignet ist.  

Da der Regelungszweck der Vorschrift um die Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in natio-
nales Recht erweitert wird, werden die jeweiligen Anforderungen nun nummeriert aufgeführt: 

Nummer 1 verpflichtet den Entwurfsverfasser unverändert, der für den Bodenschutz zustän-
digen Stelle die zu diesem Zweck erforderlichen Angaben über das geplante Vorhaben zu 
übermitteln. 

Nummer 2 erfordert wie bisher mit den Bauvorlagen Angaben über eine mögliche Sondie-
rungspflicht nach § 5 des Gesetzes zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel. 

Nummer 3 ist neu und dient der Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 (ABl. 212 L 197) zur Beherrschung der Gefahren 
schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen (im Folgenden: Seveso-III-Richtlinie), zur Ände-
rung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG vom 09.12.1996 (Seveso-II-
Richtlinie).  

Nach Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie haben die Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, dass 
zwischen Betrieben, in denen mit gefährlichen Stoffen umgegangen wird (sog. Störfallbetrie-
be) einerseits und u. a. Wohngebieten (siehe Begründung zu § 62), öffentlich genutzten Ge-
bäuden, Gebieten und Erholungsgebieten andererseits ein angemessener Sicherheitsab-
stand gewahrt bleibt, wenn diese Ansiedlungen oder Entwicklungen Ursache von schweren 
Unfällen sein oder das Risiko eines schweren Unfalls vergrößern oder die Folgen eines sol-
chen Unfalls verschlimmern können.  

Bei der Beurteilung, ob derartige Risiken bestehen, kommt es nicht nur auf die von einem 
Betriebsbereich ausgehenden Gefahren an. Zu berücksichtigen sind auch vorhabenspezifi-
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sche Faktoren wie die Zunahme der Zahl der möglicherweise betroffenen Personen, 
Schutzmaßnahmen an der schutzwürdigen Bebauung oder die besondere Gefährdung oder 
Schutzbedürftigkeit der betroffenen Personen. 

In Nachbarschaft eines Störfallbetriebes hat ein Neuansiedlungsvorhaben auf die europa-
rechtlichen Anforderungen des Störfallschutzes und die Belange des Störfallbetriebes Rück-
sicht zu nehmen. Als schutzwürdige Nutzungen werden im Sinne der Richtlinie im Wesentli-
chen Wohngebiete und öffentlich genutzte Gebäude und Gebiete eingestuft, für die das Ab-
standsgebot zu berücksichtigen ist. Für weitere vorhabenbezogene Konkretisierungen wird 
auf die Ausführungen zu § 70 Absatz 5 verwiesen. 

Handelt es sich bei dem betroffenen Vorhaben um eine solche schutzwürdige Nutzung, ist zu 
prüfen, ob das Vorhaben entweder innerhalb eines Achtungsabstandes oder des zu ermit-
telnden angemessenen Sicherheitsabstandes um einen Betriebsbereich im Sinne des § 3 
Absatz 5a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) liegt.  

Der abstrakte Achtungsabstand ergibt sich nach den Leitfäden der Kommission für Anla-
gensicherheit (KAS), insbesondere nach Ziffer 3.1 KAS 18 (Leitfaden Empfehlung für Ab-
stände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Ge-
bieten im Rahmen der Bauleitplanung) oder KAS 32 (Arbeitshilfe Szenarien spezifische Fra-
gestellungen zum Leitfaden KAS-18) und dient der Umsetzung des § 50 BImSchG, wonach 
der erforderliche Abstand bereits bei der Bauleitplanung zu berücksichtigen ist.  

Der Achtungsabstand dient allerdings nur einer ersten Abschätzung des Gefährdungspoten-
tials des Störfallbetriebes und berücksichtigt regelmäßig nicht die Besonderheiten des jewei-
ligen Betriebsbereichs und seiner Umgebung.  

Wird der Achtungsabstand eingehalten, kann regelmäßig davon ausgegangen werden, dass 
durch die Ansiedlung der schutzbedürftigen Nutzung das Risiko eines schweren Unfalls we-
der vergrößert noch die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmert werden. 

Unter Berücksichtigung der konkreten Verhältnisse des Betriebsbereichs wie Umgang mit 
den gefährlichen Stoffen im Produktionsprozess, technische Maßnahmen zur Verminderung 
des Unfallrisikos oder zur weiteren Begrenzung möglicher Unfallfolgen oder Möglichkeiten 
des Einsatzes von Hilfskräften sind in den meisten Fällen auch deutlich geringere Abstände 
möglich, die Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a Seveso-III-Richtlinie als angemessene Si-
cherheitsabstände bezeichnet.  

Zur Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstands sind regelmäßig Gutachten erforder-
lich, die im Regelfall vom Bauherrn vorzulegen sind. Hierzu ist ein Sachverständiger auf der 
Grundlage des § 29a BImSchG zu beauftragen. Da diese Gutachten häufig zu Zeitverlusten 
führen und erhebliche Kosten verursachen, können sie bei berechtigtem öffentlichen Interes-
se auch durch die Gemeinden in Auftrag gegeben werden. Liegen derartige Gutachten vor, 
kann bei Einhaltung der sich daraus ergebenden angemessenen Sicherheitsabstände eben-
falls davon ausgegangen werden, dass die Anforderungen der Seveso-III-Richtlinie eingehal-
ten sind. 

Der angemessene Sicherheitsabstand verkleinert aufgrund der Berücksichtigung der konkre-
ten Verhältnisse i.d.R. den Achtungsabstand und dient dazu, die Folgen schwerer Unfälle mit 
gefährlichen Stoffen für Wohngebiete und öffentlich genutzte Gebäude zu begrenzen. Er 
definiert sich nach den Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 20.12.2012) 
einzelfallbezogen „anhand aller relevanten störfallspezifischen Faktoren“.  

Die Immissionsschutzbehörde macht den Achtungsabstandsabstand und – sofern bereits 
ermittelt - den angemessenen Sicherheitsabstand entsprechend § 2 Absatz 2 des Bremi-
schen Verkündungsgesetzes vom 18. September 2012 (Brem.GBl. S. 409) im Amtsblatt der 
Freien Hansestadt Bremen in der jeweils aktuellen Fassung bekannt. Ergänzend wird das 
Kartenmaterial nebst ergänzenden Informationen zu Standorten und Abständen zu den je-
weiligen Betriebsbereichen auch auf der Internetpräsenz der zuständigen Behörden veröf-
fentlicht. 
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Sofern vorhabenbezogen noch kein angemessener Sicherheitsabstand bestimmt und von 
der Immissionsschutzbehörde veröffentlicht wurde, ist zunächst der Achtungsabstand nach 
KAS-18 als Grundlage für die weitere Beurteilung im baurechtlichen Verfahren heranzuzie-
hen. 

Werden die bekanntgemachten Abstände durch das geplanten Bauvorhaben unterschritten, 
ist durch die Bauaufsichtsbehörde im Baugenehmigungsverfahren nach §§ 63 oder 64 im 
Rahmen der planungsrechtlichen Prüfung nach Abwägung zusätzlicher sozioökonomischer 
Faktoren zu entscheiden, ob das Vorhaben am beantragten Standort trotzdem zugelassen 
werden kann. Der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung wird entsprechend 
den Ausführungen zu § 62 entsprechend eingeschränkt. 

Wegen der besonderen Kenntnisse der Gewerbeaufsicht als zuständige Immissionsschutz-
behörde sollen diese im bauaufsichtlichen Verfahren nach §§ 63, 64 BremLBO in die Beur-
teilung einbezogen werden, ob der angemessene Sicherheitsabstand eingehalten ist. Bei der 
Mitteilung der Immissionsschutzbehörde handelt es sich nicht um einen isoliert anfechtbaren 
Verwaltungsakt, sondern um eine behördliche Auskunft darüber, ob der zuständigen Immis-
sionsschutzbehörde aufgrund eigener Ermittlungen, vorgelegter Gutachten oder in sonstiger 
Weise Kenntnisse vorliegen, dass der angemessene Abstand eingehalten ist. Nach Würdi-
gung der Stellungnahme der Gewerbeaufsicht entscheidet die untere Bauaufsichtsbehörde 
anschließend darüber, ob das beantragte Vorhaben innerhalb des angemessenen Sicher-
heitsabstandes zugelassen werden kann. 

Zu § 14 – Brandschutz 

§ 14 entspricht unverändert § 14 BremLBO-10. 

Zu § 15 – Wärme-, Schall-, Erschüterungsschutz 

§ 15 entspricht unverändert § 15 BremLBO-10. 

Zu § 16 – Verkehrssicherheit 

§ 16 entspricht unverändert § 16 BremLBO-10. 

Zu § 16 a – Bauarten 

Die Bestimmungen zu den Bauarten wurden aus § 3 Absatz 2 sowie Abschnitt 3, der im We-
sentlichen Regelungen zu den Bauprodukten enthält, in den Abschnitt 2 verschoben. Dieser 
regelt allgemeine Anforderungen an die Bauausführung. Da es sich bei den Bauarten um 
Regelungen für die Ausführung des Baus, nämlich für die Tätigkeit des Zusammenfügens 
von Bauprodukten handelt, und nicht um Anforderungen an Bauprodukte, sollten sie zur 
Wahrung des Sachzusammenhangs im Abschnitt 2 verortet sein.  

Absatz 1 enthält die grundsätzliche Bestimmung für die Anwendbarkeit von Bauarten, die 
früher in § 3 Absatz 2 a.F. enthalten war. Bauarten, die Technischen Baubestimmungen 
nach § 85 Absatz 2 Nummer 2 entsprechen oder für die allgemeine Regeln der Technik exis-
tieren, können ohne eine weitere behördliche Genehmigung angewendet werden und zwar 
auch dann, wenn sie von diesen nicht wesentlich abweichen. 

Nach Absatz 2 bedürfen anknüpfend an § 21 Absatz 1 a.F. Bauarten, die von den Techni-
schen Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2 Nummer 2 oder Nummer 3 Buchstabe a) we-
sentlich abweichen oder für die allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht existieren, 
einer Bauartgenehmigung. Der Begriff „Genehmigung“ verdeutlicht den Sachzusammenhang 
mit der Ausführung der baulichen Anlage. Die Bauartgenehmigung gibt es als allgemeine 
(Nummer 1) und vorhabenbezogene (Nummer 2). Hinsichtlich des Verfahrens zur Erteilung 
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der Bauartgenehmigung wird auf § 18 Absätze 2 und 4 bis 7 (allgemeine bauaufsichtliche 
Zulassung) verwiesen, die entsprechend anzuwenden sind.  

Gemäß Absatz 3 genügt in bestimmten Fällen anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmi-
gung ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis für Bauarten; die entsprechenden Bau-
arten werden in der Verwaltungsvorschrift nach § 85 bekanntgemacht. Hinsichtlich des Ver-
fahrens wird auf § 19 Absatz 2 verwiesen, der entsprechend anzuwenden ist. 

Absatz 4 enthält den früheren § 21 Absatz 2 BremLBO-10.  

Absatz 5 sieht vor, dass Bauarten einer Übereinstimmungsbestätigung bedürfen. Hinsicht-
lich des Verfahrens ist § 21 Absatz 2 entsprechend anzuwenden. 

Absatz 6 übernimmt die Regelung aus § 17 Absatz 5 BremLBO-10 für die Bauarten und er-
laubt so, für alle Bauarten bestimmte Zusatzanforderungen bezüglich der Qualifikation der 
Anwender in der Bauartgenehmigung oder einer Rechtsverordnung festzulegen. 

Absatz 7 übernimmt die Regelung aus § 17 Absatz 6 BremLBO-10 für Bauarten. 

Zu Abschnitt 3 – Bauprodukte  

Zu § 16 b – Allgemeine Anforderungen für die Verwendung von Bauprodukten 

Absatz 1 enthält die bislang in § 3 Absatz 2 a.F. enthaltene grundlegende Vorschrift für die 
Verwendung von Bauprodukten. Sie ist hier, als einleitende Vorschrift des Abschnittes zu den 
Bauprodukten, systematisch sinnvoller verortet. 

Bauprodukte, die die Anforderungen des § 16 b erfüllen, dürfen verwendet werden, soweit 
die Vorschriften der §§ 16c ff. und § 85 nicht weitere Anforderungen stellen.  

So müssen Bauprodukte, für die es Technische Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2 
Nummer 3 gibt und die mit diesen übereinstimmen oder von diesen nicht wesentlich abwei-
chen, aufgrund von § 85 Absatz 1 Satz 2 („Die Technischen Baubestimmungen sind zu be-
achten.“) mit den besagten Technischen Baubestimmungen übereinstimmen; außerdem be-
dürfen sie der Übereinstimmungsbestätigung (§ 21). 

CE-gekennzeichnete Bauprodukte dürfen nach Maßgabe des § 16 c verwendet werden. 

Die in § 17 Absatz 1 genannten Produktgruppen bedürfen eines Verwendbarkeitsnachwei-
ses. 

Hingegen dürfen Bauprodukte, für die es allgemein anerkannte Regeln der Technik gibt, die 
jedoch nicht als Technische Baubestimmungen bekanntgemacht worden sind, unmittelbar 
auf Grundlage von § 16 b verwendet werden, d.h. ohne Verwendbarkeitsnachweis und ohne 
Übereinstimmungsbestätigung, gleichgültig, ob sie diesen Regeln entsprechen oder von 
ihnen abweichen (§ 17 Absatz 2 Nummer 1; dies sind die ehemals als „sonstige“ bezeichne-
ten Bauprodukte). Dies gilt auch dann, wenn sie von Bedeutung für die Erfüllung der Anfor-
derungen aus § 3 sind. In einem solchen Fall kann es nämlich sein, dass die Erfüllung der 
Anforderungen bereits durch ein anderes Regelsetzungs- und Zertifizierungssystem abge-
deckt sind und deshalb bewusst auf die Bekanntmachung der allgemein anerkannten Regel 
der Technik als Technische Baubestimmung verzichtet wird. 

Ebenso dürfen in unmittelbarer Anwendung von § 16b  Bauprodukte verwendet werden, für 
die es zwar keine Technische Baubestimmung oder allgemein anerkannte Regel der Technik 
gibt, die aber auch nicht für die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 von Bedeutung sind. 

Wird gegen § 16 b verstoßen, so kann die Bauaufsichtsbehörde aufgrund von § 78 Absatz 1 
Satz 1 einschreiten, wobei aus Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten auf dieser Grundlage 
auch mildere Mittel als die Einstellung der Arbeiten eingesetzt werden können, also z.B. die 
Untersagung der Verwendung von Bauprodukten im konkreten Fall. 



Entwurf Begründung BremLBO-17, Anhörungsfassung 27.10.2016 

 

Seite 28 

Absatz 2 regelt die Anerkennung von Bauprodukten, die den Vorschriften anderer Mitglieds-
staaten des EWR entsprechen. Diese Regelung fand sich bislang mit im Wesentlichen dem-
selben Wortlaut in § 3 Absatz 5 BremLBO-10.  

Zu § 16 c – Anforderungen für die Verwendung von CE-gekennzeichneten Bauproduk-
ten 

§ 16 c regelt die Voraussetzungen für die Verwendung von Bauprodukten, die die CE-
Kennzeichnung tragen.  

Dabei ist Satz 1 eng an die Formulierung des Artikels 8 Absatz 4 BauPVO angelehnt. Er 
stellt das rechtliche Scharnier zwischen den erklärten Leistungen eines Produkts und den 
spezifischen Anforderungen, die sich für einen bestimmten Verwendungszweck bauwerks-
seitig ergeben, dar. Die bauwerksseitigen Anforderungen ergeben sich aus dem Gesetz und 
den aufgrund des Gesetzes erlassenen Vorschriften, z.B. aus den Sonderbauvorschriften 
und den Technischen Baubestimmungen. 

Der MBO-16 folgend macht sich die BremLBO dabei den Ansatz der BauPVO zu eigen, 
nachdem die CE-Kennzeichnung nicht die Brauchbarkeit des Bauprodukts oder seine Über-
einstimmung mit den Vorgaben der harmonisierten technischen Spezifikation belegt, sondern 
lediglich die nach den Vorgaben der harmonisierten technischen Spezifikation festgestellte 
Konformität des Bauprodukts mit der erklärten Leistung. Aus der Regelung ergibt sich, dass 
das Bauprodukt verwendet werden darf, wenn die erklärten Leistungen den Anforderungen 
entsprechen. Dabei müssen alle Leistungen erklärt sein, die erforderlich sind, um zu beurtei-
len, ob die Anforderungen, und zwar alle durch und aufgrund der BremLBO gestellten bau-
werksseitigen Anforderungen, erfüllt sind. 

Es ist Aufgabe der am Bau Beteiligten, sicherzustellen, dass die für ein Bauprodukt erklärten 
Leistungen ausreichend sind, um die Anforderungen zu erfüllen, die sich für die Bauprodukte 
aus den Bauwerksanforderungen ergeben. Erreichen die erklärten Leistungen nicht (alle) 
das Anforderungsniveau, weichen die Randbedingungen, unter denen die Bauprodukte ver-
wendet werden, von den in der harmonisierten technischen Spezifikation vorgesehenen 
Randbedingungen ab oder sind zu bestimmten Merkmalen, die sich im konkreten Verwen-
dungszusammenhang auf die Erfüllung der Anforderungen auswirken, keine Leistungen 
ausgewiesen, so müssen die am Baubeteiligten entscheiden, ob die Defizite so gering sind, 
dass von der Erfüllung der Bauwerksanforderungen trotzdem ausgegangen werden kann; in 
diesem Fall kann das Bauprodukt trotzdem verwendet werden, dies entspricht der nicht we-
sentlichen Abweichung für Bauprodukte, die nicht in den Anwendungsbereich des § 16 c 
fallen. 

Der Leistungserklärung kann eine harmonisierte europäische Norm (hEN) oder eine Europä-
ische Technische Bewertung zugrunde liegen (ETB). Insbesondere kann der Hersteller bei 
Produkten, die in den Anwendungsbereich einer hEN fallen, dann eine ETB beantragen, 
wenn die hEN es ihm nicht ermöglicht, die Leistungen so zu erklären, dass beurteilt werden 
kann, ob sie den Bauwerksanforderungen entsprechen (Artikel 19 EU-BauPVO); er ist hierzu 
aber nicht verpflichtet. 

Liegt im Hinblick auf die zu erfüllenden Bauwerksanforderungen keine ausreichende Leis-
tungserklärung vor, so kann das Bauprodukt nicht aufgrund von § 16 c verwendet werden. 
Aus § 16 c Satz 2 ergibt sich, welche Vorschriften aus europarechtlichen Gesichtspunkten, 
wie sie sich insbesondere aus dem Urteil des EuGH in der Rechtssache C-100/13 ergeben, 
für Bauprodukte, die eine CE-Kennzeichnung aufgrund der Verordnung (EU) Nummer 
305/2011 tragen, unangewendet bleiben müssen. Insbesondere dürfen für solche Produkte 
keine Verwendbarkeitsnachweise und Übereinstimmungsbestätigungen gefordert werden. 

Vielmehr muss die Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall unter Berücksichtigung der materiellen 
Anforderungen des § 16 b entscheiden, ob ggf. eine ordnungsbehördliche Maßnahme (z.B. 
die Einstellung von Arbeiten nach § 78 Absatz 1) erforderlich ist. 
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Zu § 17 – Verwendbarkeitsnachweise 

§ 17 regelt nicht mehr positiv und abschließend, wie § 17 a.F. welche Bauprodukte verwen-
det werden dürfen (siehe hierzu oben § 16 b), sondern nur noch die Fälle, in denen ein Ver-
wendbarkeitsnachweis erforderlich ist.  

In Absatz 1 wird geregelt, in welchen Fällen die in den §§ 18 - 20 aufgeführten Verwendbar-
keitsnachweise (allgemeine bauaufsichtliche Zulassung, allgemeines bauaufsichtliches Prüf-
zeugnis, Zustimmung im Einzelfall) erforderlich sind. Deshalb entfällt Absatz 3 a.F.. Die Vor-
schrift des § 85 Absatz 1 enthält die Ermächtigung, im Rahmen einer Verwaltungsvorschrift, 
durch Technische Baubestimmungen die Anforderungen an das Bauwerk zu konkretisieren.  

Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nach Nummer 1 erforderlich, wenn es keine Technische 
Baubestimmung und keine allgemein anerkannte Regel der Technik gibt.  

Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nach Nummer 2 auch dann erforderlich, wenn von einer 
der auf der Grundlage von § 85 Absatz 2 Nummer 3 bekannt gemachten Technischen Bau-
bestimmung wesentlich abgewichen wird. 

Die Regelung in Nummer 3 entspricht in Verbindung mit § 84 Absatz 4a dem alten § 17 Ab-
satz 4.  

Absatz 2 enthält zwei Ausnahmen zu den in Absatz 1 geregelten Fällen. Nummer 1 stellt 
klar, dass ein Verwendbarkeitsnachweis nicht erforderlich ist, wenn eine allgemein anerkann-
te Regel der Technik existiert, auch wenn das Bauprodukt von dieser abweicht. Dann kann 
das Bauprodukt aufgrund von § 16 b verwendet werden. Gemäß Nummer 2 sind allgemein 
Verwendbarkeitsnachweise nicht erforderlich für Bauprodukte, die nur eine untergeordnete 
Bedeutung für die Erfüllung der Anforderungen dieses oder aufgrund dieses Gesetzes ha-
ben.  

Nach Absatz 3 können in der hier vorgesehenen Liste können die Bauprodukte aufgeführt 
werden, für die es weder Technische Baubestimmungen noch allgemein anerkannte Regeln 
der Technik gibt und die für die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 nicht von Bedeutung 
sind (bisher Liste C). Außerdem können Bauprodukte in diese Liste aufgenommen werden, 
die für die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 von Bedeutung sind, für die es allgemein 
anerkannte Regeln der Technik gibt (auch wenn sie von diesen ggf. abweichen) und die aus-
reichend durch andere Zertifizierungs-/Zulassungssysteme abgedeckt sind (bisher „sonstige 
Bauprodukte“). Die Liste soll den am Bau Beteiligten zur Klarstellung dienen. 

Absatz 4 entspricht unverändert Absatz 8 BremLBO-10. 

Zu § 18 – Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 

Aus § 17 Absatz 1 geht hervor, unter welchen Voraussetzungen ein Verwendbarkeitsnach-
weis erforderlich ist. Auf diese Regelung wird in Absatz 1 konkretisierend Bezug genommen. 
Im Übrigen ist die Vorschrift unverändert. 

Absatz 2 bis 7 entsprechen unverändert § 18 Absatz 2 bis 7 BremLBO-10. 

Zu § 19 – Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis 

Absatz 1 Satz 1 betrifft Produkte, für die es Technische Baubestimmungen oder allgemein 
anerkannte Regeln der Technik nicht oder nicht für alle Anforderungen gibt und die hinsicht-
lich dieser Anforderungen nach allgemein anerkannten Prüfverfahren beurteilt werden kön-
nen (bisher BRL A Teil 2 Abschnitt 2). Nummer 1 a.F. ist entfallen, weil Produkte, die für die 
Erfüllung der Anforderungen nach § 3 nicht von Bedeutung sind, nach § 17 Absatz 2 Num-
mer 2 keines Verwendbarkeitsnachweises bedürfen. 

Die Änderung in Satz 2 ist Folge des Wechsels von den Bauregellisten zur Verwaltungsvor-
schrift. 
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Zu Absatz 2: § 18 Absatz 3 bestimmt, dass das DIBt für die Zulassungsprüfungen sachver-
ständige Stellen und Ausführungsstellen vorschreiben darf. Diese Regelung ist auf das Ver-
fahren der Erstellung eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses nicht übertragbar, 
da eine abP-Stelle als solche nur benannt werden kann, wenn sie entsprechende Prüfungen 
durchführen kann. Eine Einschaltung des DIBt ist daher obsolet. Die Herausnahme des Ver-
weises auf § 18 Absatz 3 ist folglich eine notwendige Korrektur des derzeitigen Gesetzestex-
tes. 

Zu § 20 – Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall 

Aus § 17 Absatz 1 geht hervor, unter welchen Voraussetzungen ein Verwendbarkeitsnach-
weis erforderlich ist. Auf diese Regelung wird in § 20 konkretisierend Bezug genommen. 

Die bisherigen Nummern 1 bis 2 in Satz 1 a.F. beziehen sich auf EU-Rechtsakte. Dies ent-
zieht sich nach der Rechtsprechung des EuGH der Regelungsbefugnis des nationalen Ge-
setzgebers; eine Streichung ist daher zwingend. 

Die bisherige Nummer 3 a.F. kann entfallen, weil die Voraussetzungen für die Erteilung eines 
Verwendbarkeitsnachweises bereits in § 17 Absatz 1 abschließend genannt sind. 

Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Art,. 

Zu § 21 – Übereinstimmungsbestätigung 

§ 21 enthält, der MBO-16 folgend, Regelungen zur Übereinstimmungsbestätigung. Dieser 
Begriff ersetzt den Begriff „Übereinstimmungsnachweis“ nach § 22 BremLBO-10. Damit wird 
die auch bisher im Text mehrfach verwendete Formulierung „Bestätigung der Übereinstim-
mung“ aufgenommen und eine klarere terminologische Abgrenzung zum Verwendbarkeits-
nachweis geschaffen.  

Absatz 1 regelt, in welchen Fällen eine Übereinstimmungsbestätigung erforderlich ist, in 
dem die technischen Spezifikationen aufgelistet werden, mit denen die Übereinstimmung zu 
bestätigen ist. 

Absatz 2 stellt klar, dass die Bestätigung der Übereinstimmung mit den technischen Regeln 
stets durch Übereinstimmungserklärung des Herstellers erfolgt. In den durch § 22 Absatz 1 
bestimmten Fällen darf der Hersteller die Erklärung zwar erst abgeben, wenn ihm ein Zertifi-
kat erteilt worden ist. Auch dann erklärt der Hersteller durch die Anbringung des Überein-
stimmungszeichens nach Absatz 3 jedoch nicht lediglich, dass ihm ein Zertifikat erteilt wor-
den ist, sondern dass das Produkt mit den technischen Regeln übereinstimmt. Damit wird die 
Verantwortung des Herstellers für die Sicherstellung der Übereinstimmung betont. 

Wegen der neuen Formulierung in Absatz 2 kann die zweite Alternative (Übereinstimmungs-
zertifikat) in Absatz 3 entfallen. 

Der Inhalt von § 22 Absatz 3 a.F. findet sich jetzt in § 16 a Absatz 2 Satz 2. 

Absatz 4 und 5 entsprechend unverändert § 22 Absatz 5 und 6 BremLBO-10. 

Zu § 22 – Übereinstimmungserklärung des Herstellers 

§ 22 entspricht der MBO-16 folgend §§ 22 und 23 BremLBO-10. 

Bei der Aufnahme des Verweises auf die Technischen Baubestimmungen nach § 85 handelt 
es sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 

Absatz 3 regelt, dass in bestimmten Fällen in der Verwaltungsvorschrift nach § 85 oder im 
Verwendbarkeitsnachweis die Zertifizierung als Voraussetzung für die Abgabe der Überein-
stimmungserklärung vorgesehen werden kann. Inhaltlich entspricht die Vorschrift im Übrigen 
§ 22 Absatz 2 Satz 1 und 4 BremLBO-10.  
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Absatz 4 enthält die bisher in § 22 Absatz 2 Satz 3 BremLBO-10 enthaltene besondere Re-
gelung für Nichtserienprodukte. 

Zu § 23 – Zertifizierung 

§ 23 trägt jetzt entsprechend der MBO-16 den Titel „Zertifizierung“, weil diese nicht mehr 
selbst der Bestätigung der Übereinstimmung nach § 24 BremLBO-10 dient, sondern nur 
noch Voraussetzung der Übereinstimmungserklärung durch den Hersteller ist. 

Entsprechend erfolgt in Absatz 1 die Klarstellung, dass der Empfänger der Zertifizierung der 
Hersteller ist, der seinerseits auf dieser Grundlage die Übereinstimmung erklärt. 

In Nummer 1 ist der Begriff der „maßgebenden technischen Regeln“ durch die präzisere 
Formulierung „Technische Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2“ ersetzt worden. 

Nummer 2 entspricht unverändert § 24 Absatz 1 Nummer 2 BremLBO-10. 

In Absatz 2 ist der Begriff der „maßgebenden technischen Regeln“ durch eine präzisere 
Formulierung ersetzt worden. 

Zu § 24 – Prüf-, Zertifizierungs-, Überwachungsstellen 

Bei den Änderungen in § 24 Satz 1 Nummer 2 bis 6 handelt es sich um redaktionelle Folge-
änderungen. Die Vorschrift entspricht ansonsten unverändert § 25 BremLBO-10. 

Zu § 25 – besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen 

Die Regelung in Absatz 1 entspricht der Regelung des § 17 Absatz 5 BremLBO-10. Gestri-
chen wurden in Satz 1 lediglich die Wörter „nach Absatz 1 Nummer 1“. Dies ist den Ände-
rungen der in Bezug genommen Vorschrift geschuldet. Hinsichtlich CE-gekennzeichneter 
Bauprodukte dürfen keine nationalen Anforderungen an die Sachkunde und Erfahrung bei 
der Herstellung bzw. der Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen gestellt werden. Deswe-
gen erklärt § 16 c Satz 2 hinsichtlich CE-gekennzeichneter Bauprodukte § 25 Absatz 1 Satz 
1 für nicht anwendbar. Der Einschub „Satz 1 Nummer 6“ am Ende des Satzes 1 dient der 
konkreten Zuordnung in § 24. Eine inhaltliche Änderung ist hiermit nicht verbunden. 

Im Absatz 2 entspricht § 17 Absatz 6 BremLBO-10. Der Einschub „Satz 1 Nummer 5“ am 
Ende des Satzes 1 dient der konkreten Zuordnung in § 24. Eine inhaltliche Änderung ist 
hiermit nicht verbunden. Durch den ergänzenden letzten Halbsatz soll klarstellend darauf 
hingewiesen werden, dass eine besondere Sorgfalt bei Einbau, Transport, Instandhaltung 
oder Reinigung für CE-gekennzeichnete Bauprodukte nur verlangt werden kann, wenn die 
BauPVO hierzu keine Ausführungen enthält. Gemäß Artikel 14 Absatz 3 BauPVO haben 
Händler, solange sich das Bauprodukt in ihrem Verantwortungsbereich befindet, hierfür ent-
sprechende Sorge zu tragen. 

Zu Abschnitt 4 – Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen; Wände, Decken, Dä-
cher 

Die bisherige Überschrift des Vierten Abschnitts deckt den Regelungsinhalt des § 26 
BremLBO nicht ab, so dass dieser in Anpassung an die MBO-12 abzuändern ist.  

Zu § 26 – Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und Bau-
teilen 

§ 26 entspricht unverändert § 26 BremLBO-10. 
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Zu § 27 – Tragende Wände, Stützen 

§ 27 entspricht unverändert § 27 BremLBO-10. 

Zu § 28 – Außenwände 

Absatz 1 entspricht unverändert § 28 Absatz 1 BremLBO-10. 

Die Absätze 2 bis 5 werden entsprechend der MBO-12 angepasst. 

Absatz 2 stellt in der erweiterten Ausnahmeregelung des Satzes 2 klar, dass nicht – wie 
bisher – nur Fensterprofile, sondern Fenster und Türen gänzlich (Profile und Verglasung) 
von den Anforderungen des Satzes 1 nicht erfasst werden. Die Erleichterung gilt allerdings 
nur für (einzelne) Fenster und Türen in Außenwänden (Lochfassaden), nicht aber für groß-
flächige Verglasungen oder Glasfassaden. 

Absatz 3 Satz 2 regelt, dass Solaranlagen an Außenwänden als Teil der Außenwand eben-
falls schwer entflammbar sein müssen, sofern sie mehr als zwei Geschosse überbrücken, da 
andernfalls das Schutzziel nach Absatz 1 (begrenzte Brandausbreitung), nicht gewährleistet 
wäre. Satz 3 soll verhindern, dass das Schutzziel des § 28 Absatz 1 für Außenwände durch 
abfallende oder abtropfende Bauteile unterlaufen wird. 

Da bei Doppelfassaden die mit einer Brandausbreitung, insbesondere der Rauchgase, ver-
bundenen möglichen Gefahren größer einzuschätzen sind als bei hinterlüfteten Außenwand-
bekleidungen, wird durch den neuen Satz 2 in Absatz 4 nun eine Differenzierung vorge-
nommen, auf die in der Ausnahmeregelung des Absatz 5 Bezug genommen wird. Für Dop-
pelfassaden wird dadurch die Ausnahme (Verzicht auf Vorkehrungen) auf Gebäude der Ge-
bäudeklasse 1 und 2 beschränkt.  

Zu § 29 – Trennwände 

§ 29 entspricht unverändert § 29 BremLBO-10. 

Zu § 30 – Brandwände 

Die Änderungen in den Absätzen 2, 3, 6, 7 und 11 werden entsprechend der MBO-12 über-
nommen. 

Die Änderung in Absatz 2 Nummer 1 korrigiert einen redaktionellen Fehler hinsichtlich eines 
Abstandes von weniger als 2,50 Meter gegenüber der Grundstücksgrenze. Gleichzeitig wird 
klargestellt, dass eine mögliche Abstandssicherung öffentlich-rechtlich durch Eintragung ei-
ner Baulast erfolgen muss. 

In Absatz 3 wird durch die Bezugnahme des Satzes 2 auf Absatz 2 klargestellt, in welchen 
Fällen die Erleichterungen des Satzes 2, die sich ausschließlich an den Gebäudeklassen 
orientieren, gelten. Die Erleichterung für Brandwände nach Absatz 2 Nummer 4 regelt der 
neue Satz 3; Bezugsgröße ist – unabhängig von den Gebäudeklassen – der Rauminhalt. Zur 
Anpassung an die anderweitige Diktion der BremLBO wurde der Begriff des „umbauten 
Raums“ durch den Begriff „Brutto-Rauminhalt“ ersetzt. 

In Absatz 6 handelt es sich bei der Ergänzung des 2. Halbsatzes um eine Erleichterung, die 
dem Umstand Rechnung trägt, dass die in Absatz 3 Satz 2 vorgesehenen Erleichterungen 
(Wände anstelle von Brandwänden) bei der Ausbildung der hier betroffenen Außenwände 
auch bei Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 4 Berücksichtigung finden (hochfeuerhem-
mende anstelle von feuerhemmenden Außenwänden). 

Im Hinblick auf das mit § 28 Absatz 4 verfolgte Schutzziel sind auch gegen eine seitliche 
Brandausbreitung in Absatz 7 Satz 2 Vorkehrungen zu treffen. Die Formulierung war inso-
weit den Änderungen bei § 28 Absatz 4 anzupassen. Die „Brandwand" bildet das „klassi-
sche" Bauteil der brandschutztechnischen Abschottung, an dem ein Brand zunächst auch 
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ohne Eingreifen der Feuerwehr gestoppt werden soll und sich jedenfalls nicht weiter ausbrei-
ten darf. Da diese Funktion voraussetzt, dass auch die (äußeren) Bekleidungen der Wand 
(Außenwandbekleidungen) nichtbrennbar sind, hat der neue Satz 3 lediglich eine klarstellen-
de Bedeutung. Die Anforderung an die Oberfläche der Bekleidungen (wie Anstrich, Be-
schichtung oder Dünnputz) ergibt sich, wie für andere Außenwände, aus § 28 Absatz 3 
Satz 1. Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

Die Anpassungen der Verweise in Absatz 10 und 11 sind notwendige redaktionelle Folge-
änderungen. 

Zu § 31 – Decken 

§ 31 entspricht unverändert § 31 BremLBO-10. 

Zu § 32 – Dächer 

Die Änderungen in den Absätzen 3 und 5 werden entsprechend der MBO-12 übernommen. 

Die Erweiterung des Ausnahmetatbestandes des Absatzes 3 Nummer 3 auf Dachflächen-
fenster korrespondiert mit der erweiterten Ausnahmeregelung des § 28 Absatz 2 für Fenster 
in Außenwänden. 

Die Änderungen in Absatz 5 dienen der Anpassung an Absatz 3. Da bedingt durch die Aus-
nahmeregelung Dachflächenfenster dort nun ausdrücklich genannt werden, war auch dort 
durch ausdrückliche Nennung klarzustellen, dass sich das Schutzziel des Satz 1 und die 
Anforderung des Satz 2 (auch) auf Dachflächenfenster erstrecken. 

Ferner wurde durch die Ergänzung von Solaranlagen in Nummer 2 der zunehmenden Er-
richtung dieser Anlagen auf Dächern Rechnung getragen. 

Absatz 8 wird abweichend von der MBO-12 beibehalten. Auch wenn die Regelung der be-
reits zivilrechtlich bestehenden Verkehrssicherungspflicht der Grundeigentümer entspricht 
und es einer zusätzlichen Sicherung durch öffentlich-rechtliche Anforderungen nicht bedarf, 
soll die Regelung aus Klarstellungsgründen beibehalten werden. 

Zu Abschnitt 5 – Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen 

Zu § 33 – Erster und zweiter Rettungsweg 

§ 33 entspricht unverändert § 33 BremLBO-10. 

Zu § 34 – Treppen 

§ 34 entspricht unverändert § 34 BremLBO-10. 

Zu § 35 – Notwendige Treppenräume, Ausgänge 

Die Änderungen in den Absätzen 3, 5, 7 und 8 erfolgen zur Anpassung an die MBO-12. 

Zur Vereinfachung und zur besseren Verständlichkeit der Regelung des § 35 wurde die 
durchgängige Differenzierung zwischen außenliegenden und innenliegenden Treppen-
räumen aufgegeben.  

In Absatz 3 Satz 1 war im Hinblick auf die Aufgabe dieser Differenzierung das Erfordernis 
der Lage von notwendigen Treppenräumen an einer Außenwand zu streichen. Der bisherige 
Satz 2 ist aus dem gleichen Grund entfallen; der Sachverhalt wird in Absatz 8 behandelt.  
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Die Anpassung des Verweises in Absatz 5 ist eine notwendige Folgeänderung. 

Auch in Absatz 7 Satz 2 war im Hinblick auf die Aufgabe dieser Differenzierung hinsichtlich 
des Erfordernisses des Vorhandenseins einer Sicherheitsbeleuchtung ab einer bestimmten 
Gebäudehöhe auf notwendige Treppenräume ohne Fenster im Sinn des Absatzes 8 Satz 2 
Nummer 1 abzustellen.  

Absatz 8 wird unter Berücksichtigung des Absatzes 3 Satz 2, der entfallen ist, neu gefasst. 

Satz 1 enthält die Grundanforderung. Satz 2 unterscheidet mit den Nummern 1 und 2 zwi-
schen Treppenräumen mit Fenstern und ohne Fenster. Die Fenster dienen der Belüftung und 
Belichtung sowie der Rauchableitung und – in Verbindung mit der geöffneten Haustür – als 
Nachströmöffnung für die Zuluft. Zur Erfüllung der Grundanforderung sind nach Satz 3 in 
Abhängigkeit von der Gebäudeklasse und der Beschaffenheit des Treppenraums zusätzliche 
Maßnahmen erforderlich. Diese können bei Treppenräumen ohne Fenster z. B. darin beste-
hen, dass der Raucheintritt aus anschließenden Nutzungseinheiten begrenzt (Anordnung 
notwendiger Flure/Vorräume, qualifizierte Abschlüsse) und die Zuluftzufuhr verstärkt wird 
(ggf. maschinelle Spülluft). 

Satz 4 bestimmt die Mindestgröße der Öffnungen für die Rauchableitung und regelt die Be-
dienung der Abschlüsse dieser Öffnungen. 

Zu § 36 – Notwendige Flure, offene Gänge 

§ 36 entspricht im Wesentlichen unverändert § 36 BremLBO-10. 

Die Änderung der Reihenfolge in Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 entspricht der MBO-12 und 
dient der Klarstellung, dass sich die Größenbegrenzung von 200 m2 nur auf die Nutzungs-
einheiten und nicht auch auf Wohnungen bezieht. 

Zu § 37 – Fenster, Türen, sonstige Öffnungen 

§ 37 Absatz 1 bis 4 entspricht unverändert § 37 BremLBO-10. 

Absatz 5 wird als Kompensationsmaßnahme für die entsprechend § 64 BremLBO entfallene 
präventive Prüfung des Arbeitsstättenrechts neu hinzugefügt und fordert, dass sich bei Ar-
beitsstätten und sonstigen öffentlich zugänglichen baulichen Anlagen die Türen von Ret-
tungswegen, die ins Freie führen, in Fluchtrichtung öffnen lassen müssen. Die Regelung 
nimmt damit sowohl Bezug auf Ziffer 2.3 des Anhangs zur Arbeitsstättenverordnung vom 12. 
August 2004 (BGBL. I. S. 2179), die zuletzt durch Artikel 282 der Verordnung vom 31. Au-
gust 2015 (BGBL. I. S.1474) geändert worden ist, als auch auf § 9 Absatz 3 Satz 1 der Mus-
ter-Versammlungsstättenverordnung (Fassung Juli 2014). Durch die Ausweitung des An-
wendungsbereiches von Arbeitsstätten auch auf sonstige, öffentlich zugängliche bauliche 
Anlagen nach § 50 Absatz 2 soll die Selbstrettungsfähigkeit der in den betreffenden Gebäu-
den anwesenden Personen erhöht werden. Durch das Aufschlagen der Türen in Fluchtrich-
tung können in einem möglichen Evakuireungsfall Fluchtzeiten und „Staus“ vor den Türen 
reduziert und dadurch Paniken verhindert werden. Diese Rechtsauffassung wurde zwischen-
zeitlich auch durch Urteil des VG Münster vom 22.06.2016, Az. 9 K 1985/15 bestätigt. 

Zu § 38 – Umwehrungen 

§ 38 Absätze 1 bis 3 entsprechen unverändert § 38 BremLBO-10. 

Absatz 4 Nummer 1 bleibt zwar inhaltlich unverändert, wird aber im Anwendungsbereich 
faktisch auf nichtgewerbliche Nutzungen begrenzt, da Nummer 2 als Kompensationsmaß-
nahme für die entsprechend § 64 BremLBO entfallene präventive Prüfung des Arbeitsstät-
tenrechts neu hinzugefügt wird. Regelungszweck ist, wesentliche materielle Anforderungen 
des Arbeitsstättenrechts, die bereits bei der Entwurfsplanung hinsichtlich der baulichen An-
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forderungen an Arbeitsstätten gestellt werden bzw. eine Abweichung zu den baurechtlichen 
Anforderungen darstellen, direkt ablesbar in die BremLBO zu übernehmen. 

Die Technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR A 2.1, Ausgabe November 2012) sehen in 
Ziffer 5.1. Absatz 2 zur Sicherung an Absturzkanten eine Umwehrungshöhe von 1,00 Metern 
vor. Da sich hierdurch im Gegensatz zu den baurechtlichen Anforderungen nach Nummer 1 
bei Absturzhöhen bis zu 12,00 Metern eine Differenz von 0,10 Metern ergibt und somit bei 
Arbeitsstätten eine nachträgliche Änderung erforderlich wäre, soll die abweichende Anforde-
rung an die Umwehrungshöhe - dem Vorbild der Hessischen Bauordnung folgend - direkt in 
die BremLBO übernommen werden. 

Die nach Arbeitsstättenrecht mögliche Abweichung wird ebenfalls direkt ablesbar übernom-
men, wonach die Höhe der Umwehrungen bei Brüstungen bis auf 0,80 m verringert werden 
darf, wenn die Tiefe der Umwehrung mindestens 0,20 m beträgt und durch die Tiefe der 
Brüstung ein gleichwertiger Schutz gegen Absturz gegeben ist 

Nummer 3 entspricht Nummer 2 a.F. und ist aufgrund gleichlautender Anforderungen im 
Arbeitsstättenrecht für alle baulichen Anlagen anwendbar. 

Soll von nach den Nummern 1 bis 3 jeweils erforderlichen Umwehrungshöhe abgewichen 
werden, ist darüber im Rahmen einer Abweichung nach § 67 BremLBO zu entscheiden. Bei 
Arbeitsstätten ist die zuständige Gewerbeaufsicht zu beteiligen. 

Absatz 5 bleibt abweichend von der MBO-12 entsprechend der BremLBO-10 erhalten und 
stellt weiterhin auf besondere Schutzmaßnahmen für Kinder (Zeitraum der Geburt bis zum 
14. Lebensjahr) ab, da sich der in einigen Bauordnungen verwendete Begriff des Kleinkindes 
nur auf die Lebensphase des Menschen zwischen dem zweiten und dritten Lebensjahr be-
zieht und deshalb im Sinne des bezweckten Unfallschutzes zu kurz greifen würde. Als er-
gänzende konkretisierende Anforderung wird in Satz 2 die frühere Regelung des § 19 Absatz 
2 Satz 4 BremLBO-03 wieder aufgenommen, die festlegt, dass bis zu einer Höhe von 0,50 
Metern über der zu sichernden Fläche waagerechte Zwischenräume zur Vermeidung einer 
Leiterfunktion nicht größer als 0,02 Meter sein dürfen. 

Zu § 39 – Aufzüge 

§ 39 Absatz 1 und 2 entsprechen unverändert § 39 BremLBO-10. 

In Absatz 3 wird Satz 2 zur Konkretisierung der Öffnung der MBO-12 folgend neu eingefügt. 
Die Öffnung zur Rauchableitung ist erforderlich, um die Wirksamkeit der Fahrschachttüren 
(Verhinderung einer Brandübertragung von Geschoss zu Geschoss) sicherzustellen. Aus 
Gründen der Energieeinsparung werden vermehrt die Öffnungen mit Verschlüssen versehen. 
Der neue Satz 2 regelt, welche Anforderungen solche Abschlüsse erfüllen müssen. Als eine 
geeignete Stelle für die Bedienung des Abschlusses (Handauslösung) kommt der Bereich 
vor der Fahrschachttür des Erdgeschosses (Zugangsebene des Gebäudes) in Betracht. 

In Absatz 4 bleibt das gegenüber der MBO-12 erhöhte Bremische Regelungsniveau der 
BremLBO-10 erhalten, die Sätze 1, 2 und 5 (Satz 4 a.F.) bleiben unverändert. Die sprachli-
chen Anpassungen in Satz 3 erfolgen in Anpassung an die MBO-12. Satz 4 nimmt Bezug 
auf die neue Legaldefinition der Barrierefreiheit in § 2 Absatz 14. Konkrete Anforderungen an 
die Aufzugsanlagen, Zugänge, Bewegungsflächen, Türdurchgänge und Rampen ergeben 
aus der Technischen Baubestimmung DIN 18040- Teil 1 oder 2. Durch die vorgenommene 
Ergänzung der Nutzbarkeit wird auf die Übernahme des § 39 Absatz 5 MBO-12 verzichtet. 
Dessen konkrete Anforderungen sind somit obligatorisch und werden deshalb nachstehend 
nur zur Klarstellung aufgeführt: 

 Fahrkörbe zur Aufnahme einer Krankentrage müssen eine nutzbare Grundfläche von 
mindestens 1,10 m x 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von mindestens 1,10 m x 
1,40 m haben; Türen müssen eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m ha-
ben.  
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 In einem Aufzug für Rollstühle und Krankentragen darf der für Rollstühle nicht erforder-
liche Teil der Fahrkorbgrundfläche durch eine verschließbare Tür abgesperrt werden.  

 Vor den Aufzügen muss eine ausreichende Bewegungsfläche vorhanden sein.  

Zu § 40 - Leitungsanlagen, Installationsschächte und -kanäle 

Die in Anpassung an die MBO-12 vorgenommene Streichung des Begriffes Decken in Ab-
satz 1 passt die Regelung für Leitungen der Regelung des § 41 Absatz 2 Satz 2 i.V.m. Ab-
satz 5 für Lüftungsleitungen an, da es keinen sachlichen Grund für die unterschiedliche Be-
handlung gibt.  

In Absatz 2 erfolgt eine redaktionelle Folgeänderung des Verweises. 

Zu § 41 – Lüftungsanalgen 

§ 41 entspricht unverändert § 41 BremLBO-10. 

Zu § 42 – Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wärmeerzeugung, Brennstoffver-
sorgung 

§ 42 entspricht unverändert § 42 BremLBO-10. 

Zu § 43 – sanitäre Anlagen, Wasserzähler 

Absatz 1 wird abweichend zur MBO-12 und auch gegenüber § 43 BremLBO-10 materiell 
erweitert.  

Satz 1 ist an ähnliche Regelungen der LBO in Baden-Württemberg, Brandenburg und Nord-
rhein-Westfalen angelehnt und schreibt nunmehr verbindlich vor, dass jede Nutzungseinheit 
mit Aufenthaltsräumen mit zweckentsprechenden sanitären Anlagen auszustatten ist. Der 
Anwendungsbereich betrifft damit nicht nur wie bisher bauliche Anlagen, die entsprechend 
Satz 2 a.F. für einen „größeren Personenkreis“ bestimmt sind, sondern grundsätzlich die zu 
Wohnzwecken oder gewerblich genutzten baulichen Anlagen. 

Diese Ausweitung ist als notwendige Kompensationsmaßnahme für die entsprechend § 64 
BremLBO entfallene präventive Prüfung des Arbeitsstättenrechts erforderlich, um bereits bei 
der Gebäudeplanung gewerblich genutzter Anlagen sicherzustellen, dass diese wesentlichen 
baulichen Anforderungen des Arbeitsstättenrechts berücksichtigt werden.  

Der Begriff „Aufenthaltsraum“ ist in § 2 Absatz 11 legal definiert. Bei Arbeitsstätten ist auf die 
ergänzenden Anforderungen nach § 2 Absatz 1 und 2 der Arbeitsstättenverordnung vom 12. 
August 2004 (BGBL. I S. 2179), die zuletzt durch Artikel 282 der Verordnung vom 
31.08.2015 (BGBL. I S. 1474) geändert worden ist, abzustellen. Demnach sind Arbeitsplätze 
die Bereiche von Arbeitsstätten, in denen sich Beschäftigte bei der von ihnen auszuübenden 
Tätigkeit regelmäßig über einen längeren Zeitraum oder im Verlauf ihrer täglichen Arbeitszeit 
nicht nur kurzfristig aufhalten müssen. 

Der verwendete Oberbegriff „sanitäre Anlagen“ umfasst sowohl Umkleide-, Wasch- als auch 
Toilettenräume. Eine Konkretisierung der Erforderlichkeit und der zweckentsprechenden 
Ausstattung ergibt sich für Arbeitsstätten aus den Technischen Regeln „Sanitärrume“ ASR 
A 4.1 (Stand September 2013), bei Wohnnutzungen aus § 48 Absatz 3 auf den auch Satz 3 
verweist.  

Satz 2 entspricht Satz 2 a.F. wurde jedoch durch materielle Anforderungen erweitert. Der 
Begriff „Toiletten“ wurde durch „Toilettenräume“ ersetzt, da hierdurch in Anlehnung an die 
Begrifflichkeiten des Arbeitsstättenrechts klargestellt wird, dass Toilettenräume mindestens 



Entwurf Begründung BremLBO-17, Anhörungsfassung 27.10.2016 

 

Seite 37 

eine Toilette und eine Handwaschgelegenheit sowie gegebenenfalls ein Urinal und eine Toi-
lettenzellle beinhalten sollen.  

Das abstrakte Tatbestandsmerkmal „für einen größeren Personenkreis“ wird bei Arbeitsstät-
ten hinsichtlich Anzahl und Ausstattung in den fachrechtlichen Vorschriften konkretisiert. Bei 
Versammlungsstätten enthält § 12 Absatz 1 der Muster-Versammlungsstättenverordnung 
(Fassung Juli 2014) die erforderlichen Konkretisierungen. Bei allen übrigen Sonderbauten 
sind einzelfallbezogene Konkretisierungen hinsichtlich der Anzahl der Toiletten für Besucher 
über § 51 Nummer 18 BremLBO möglich und können in der Baugenehmigung festgelegt 
werden. Unterhalb der Sonderbaugrenze entscheidet der Bauherr bei gewerblichen Vorha-
ben über die zusätzliche zweckentsprechende Ausstattung von Besuchertoiletten. 

Sowohl im Arbeitsstättenrecht als auch in der Muster-Versammlungsstättenverordnung ist 
festgelegt, dass für Damen und Herren getrennte Sanitärräume einzurichten sind. Diese 
grundsätzliche Anforderung wurde deshalb als neue Erweiterung des Satzes 2 in die 
BremLBO übernommen. Ergänzend zu beachten ist, dass das Arbeitsstättenrecht bei einer 
nur geringen Anzahl von Beschäftigten Kombinationsmöglichkeiten einräumt (siehe Ziffer 4 
Absatz 6 und 7 ASR A 4.1.), die in diesen Fällen keiner Abweichung nach § 67 BremLBO 
bedürfen. 

Bei öffentlich zugänglichen baulichen Anlagen nach § 50 Absatz 2 kann zur zweckentspre-
chenden Ausstattung von Sanitärräumen ergänzend auch eine Babywickelmöglichkeit gehö-
ren, sofern die Nutzung der Anlage von Personen mit Kleinkindern nicht nur ein seltener 
Ausnahmefall ist. 

Sofern es sich um gewerblich genutzte Anlagen handelt, die nur von einem kleineren Perso-
nenkreis genutzt werden (geringe Zahl von Beschäftigten und / oder Besuchern, d.h. Satz 2 
findet keine Anwendung), ist mindestens ein Toilettenraum herzustellen, der sowohl von bei-
den Geschlechtern als auch von Beschäftigten und Besuchern gemeinsam genutzt werden 
kann. 

Satz 3 wurde neu hinzugefügt, hat aber im Wesentlichen nur eine klarstellende Bedeutung. 
Der erste Verweis auf § 48 Absatz 3 soll auf die weiterhin bestehende konkretisierende An-
forderung hinweisen, dass unabhängig von der abstrakten Anforderung des Satzes 1 jede 
Wohnung ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette haben muss. Der zweite 
Verweis auf § 50 Absatz 4 soll sicherstellen, dass von den erforderlichen Toilettenräumen 
darüber hinaus eine zweckentsprechende Anzahl der Sanitärräume barrierefrei im Sinne der 
DIN 18040-1 sein muss. Bei Sonderbauten können hierfür über § 51 Nummer 16 und 18 ent-
sprechende Anforderungen gestellt werden, bei Versammlungsstätten ist ein entsprechen-
des Verhältnis für barrierefreie Sanitärräume in § 12 Absatz 2 festgelegt. 

Abweichungen von der grundsätzlichen Toilettenpflicht sind nach § 67 BremLBO zu beantra-
gen. Sofern sich bei Arbeitsstätten mögliche Erleichterungen bzw. Kompensationsmöglich-
keiten nicht direkt ablesbar aus den fachrechtlichen Vorschriften ergeben, ist die Gewerbe-
aufsicht von der unteren Bauaufsicht vor Entscheidung über die Abweichung zu beteiligen. 

Absatz 2 entspricht § 43 Absatz 1 Satz 1 BremLBO-10 und ist damit musterkonform zur 
MBO-12. 

Absatz 3 entspricht unverändert § 43 Absatz 2 BremLBO-10 und behält abweichend von der 
MBO-12 die materielle Anforderung zur Nachrüstung von Wasserzählern nicht nur bei Nut-
zungsänderungen, sondern auch bei einer Änderung baulicher Anlagen bei. 

Zu § 44 – Kleinkläranlagen, Gruben 

§ 44 entspricht unverändert § 44 BremLBO-10. 
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Zu § 45 – Aufbewahrung fester Abfallstoffe 

§ 45 entspricht unverändert § 45 BremLBO-10. 

Zu § 46 – Blitzschutzanlagen 

§ 46 entspricht unverändert § 46 BremLBO-10. 

Zu § 47 – Aufenthaltsräume 

§ 47 entspricht unverändert § 47 BremLBO-10. 

Zu § 48 – Wohnungen 

§ 48 Absatz 1 und 3 entsprechen unverändert § 48 BremLBO-10. 

In Absatz 2 wird der Begriff Rollstühle durch „Mobilitätshilfen“ ersetzt, um den weiten An-
wendungsbereich der Vorschrift hervorzuheben Aus Zweckmäßigkeitsgründen wird die Re-
gelung ergänzend dahingehend erweitert, dass die erforderlichen Abstellräume für Kinder-
wagen, Fahrräder und andere Mobilitätshilfen nicht nur in Wohngebäuden, sondern auch auf 
dem Baugrundstück hergestellt werden können. Ziel ist dabei, insbesondere für Fahrräder 
und deren Zubehör (z.B. für Anhänger) ausreichend Abstellflächen zu ermöglichen, die auch 
in Nebengebäuden untergebracht sein können, soweit diese vom Hauptgebäude leicht er-
reichbar und gut zugänglich sind. 

Absatz 4 regelt die Rauchwarnmelderpflicht für Wohnungen, wobei auch freistehende Ein-
familienhäuser oder Reihenhäuser vom Anwendungsbereich der Vorschrift eingeschlossen 
sind, da sie ebenfalls dem Wohnen dienen. Im Hinblick auf einzelfallbezogene besondere 
Sicherheitsbedürfnisse von Menschen mit Behinderung wird der neue Satz 3 hinzugefügt, 
dass die in Wohnungen erforderlichen Rauchwarnmelder auf Verlangen für Menschen mit 
nachgewiesener Gehörlosigkeit mit optischen Signalen auszustatten sind. Satz 4 entspricht 
Satz 3 a.F. und weist weiterhin klarstellend auf mit der BremLBO-10 den Eigentümern einge-
räumte, mittlerweile abgelaufene Übergangsfrist bis 31.12.2015 hin, wonach auch vorhande-
ne Wohnungen mit Rauchwarnmeldern auszustatten sind. Maßgebliche Gerätenorm für 
Rauchwarnmelder ist die DIN EN 14604, für die konkretisierende Anwendung ist die 
DIN 14676 heranzuziehen. 

Zu § 49 – Stellplätze und Fahrradabstellplätze 

§ 49 entspricht unverändert § 49 BremLBO-10. 

Zu § 50 – Barrierefreies Bauen 

Mit den Änderungen in § 50 wird ein vereinbartes Ziel des Koalitionsvertrages aus dem Jahr 
2015 umgesetzt. Konkretisierend handelt es sich um die Überführung der Maßnahmenvor-
schläge zum Barrierefreien Bauen aus dem Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention vom Dezember 2014 im Land Bremen in gesetzliche Anforde-
rungen unter Berücksichtigung der jeweiligen Verhältnismäßigkeit. Ergänzend werden rege-
lungstechnische Anpassungen an die MBO-12 vorgenommen. 

Absatz 1 regelt die vorhabenbezogene Anzahl und die Ausstattung von barrierefrei herzu-
stellendem Wohnraum und dient der Umsetzung von Artikel  19 UN-BRK. Demnach erken-
nen die Unterzeichnerstaaten das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen an, mit 
gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben. Sie sind 
verpflichtet, wirksame und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um Menschen mit Behinde-
rungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre Einbeziehung in die Gemeinschaft und 
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Teilhabe an der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu gewährleisten ist, dass alle Menschen mit 
Behinderungen gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und 
zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohn-
formen zu leben. Sie sollen insbesondere nicht gezwungen sein, mangels eines Angebotes 
an für sie geeigneten Wohnungen in besonderen Wohnformen leben zu müssen.  

Abweichend von der bisherigen Regelung entfällt Satz 2 a.F. und wird mit Satz 1 zusam-
mengeführt. 

Der bisherige Wortlaut „mit dem Rollstuhl zugänglich“ wird durch den Begriff „barrierefrei“ 
ersetzt, der in § 2 Absatz 14 nunmehr legal definiert ist. Diese Anforderung wird durch die als 
Technische Baubestimmung eingeführte DIN 18040-2 mit dem Begriff „barrierefrei nutzbare 
Wohnung“ konkretisiert und meint damit nicht nur „barrierefrei zugänglich“, sondern auch 
nutzbar.  

Entsprechend dem Baustein zum Aktionsplan erfolgt eine Ausweitung der barrierefrei nutz-
baren Räume / Bereiche in den barrierefrei erreichbaren Wohnungen, da bisher nach Satz 2 
a.F. nur die Wohn- und Schlafräume, eine Toilette, ein Bad und die Küche oder Kochnische 
mit dem Rollstuhl zugänglich und nutzbar sein mussten. Mit der Ausweitung auf die gesamte 
Wohnung werden z.B. auch Balkone und Terrassen in die barrierefreie Nutzbarkeit einbezo-
gen. Ausgenommen sind jedoch weiterhin Abstell-, Funktions- sowie mehrfach vorhandene 
Sanitärräume, da hier der Raumzuschnitt und die Raummaße im Regelfall keine ausreichen-
den Bewegungsflächen ermöglichen. Zudem wird die Herstellung der Barrierefreiheit für 
mehrfach vorhandene Sanitärräume als unverhältnismäßig oder der alternative Verzicht auf 
eine bauliche Trennung bei Abstell- und Funktionsräumen als unzweckmäßig angesehen.  

Barrierefreie Wohnungen nach Satz 1 sind ohne die zusätzlichen Anforderungen mit der 
Kennzeichnung „R“ der DIN 18040-2 herzustellen. 

Satz 2 ist in Anlehnung an die MBO-12 neu formuliert, um einem Bedürfnis der Praxis fol-
gend durch die mögliche Anordnung barrierefreier Wohnungen in entsprechendem Umfang 
in mehreren Geschossen eine flexiblere Handhabung der Verpflichtung zuzulassen. Durch 
die der Beibehaltung der bewährten Verknüpfung mit der Aufzugspflicht nach § 39 Absatz 4 
führt dies im Ergebnis dazu, dass der überwiegende Teil der Wohnungen in den betreffen-
den Gebäuden barrierefrei erreichbar und nutzbar im Sinne des Satzes 1 und der DIN 
18040-2 sein muss. 

Satz 3 entspricht einem weiteren Baustein zum Aktionsplan und führt zu den bereits jetzt 
nach Satz 1 und 2 barrierefrei erreichbaren Wohnungen eine verbindliche Quote für Woh-
nungen ein, die darüber hinaus „uneingeschränkt mit dem Rollstuhl zugänglich und nutzbar 
sein“ sollen. In Anlehnung an eine ähnliche Regelung in der Niedersächsischen Bauordnung 
soll zukünftig jede achte der barrierefrei herzustellenden Wohnungen zusätzlich uneinge-
schränkt mit dem Rollstuhl zugänglich und nutzbar im Sinne der sog. ®-Anforderungen nach 
DIN 18040-2 sein, die größere Bewegungsflächen insbesondere im Sanitärbereich vorsieht. 
Mit der vorgeschlagenen Quote soll sichergestellt werden, dass im typischen Bremer vierge-
schossigen Blockwohnungsbau mit zwei Wohneinheiten je Geschossebene im Gebäude 
mindestens eine Wohneinheit entsteht, die vollumfänglich barrierefrei nutzbar ist.  

Satz 4 regelt entsprechend Satz 3 a.F. weiterhin die Verknüpfung mit der Aufzugspflicht 
nach § 39 Absatz 4 und stellt damit die barrierefreie Zugänglichkeit des Aufzuges und der 
Wohnungen sowohl innerhalb des Gebäudes als auch von der öffentlichen Verkehrsfläche 
aus sicher. 

Unveränderter Regelungszweck des Absatzes 2 ist, es allen mobilitätseingeschränkten Per-
sonengruppen (insbesondere Menschen mit Behinderungen, alten Menschen und Personen 
mit Kleinkindern) im Sinne der UN-BRK zu ermöglichen, auch am allgemeinen gesellschaftli-
chen Leben teilzunehmen. Folglich soll ihnen auch der Zugang zu jeglichen, der Allgemein-
heit geöffneten baulichen Anlagen offenstehen. Nach der Rechtsprechung bedeutet „öffentli-
che Zugänglichkeit“ im bauordnungsrechtlichen Sinn, dass die Anlage grundsätzlich der All-
gemeinheit zugänglich sein muss. Hierzu ist es auch ausreichend, wenn nur ein Teil der All-
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gemeinheit darauf angewiesen ist, die Anlage zu benutzen oder an ihrer Benutzung interes-
siert ist. Ebenso kommt es nicht darauf an, ob für die betreffende Anlage mit hohem oder nur 
geringem Besucherverkehr zu rechnen ist (Einkaufszentrum versus Anwaltskanzlei) 1. Für die 
Forderung der Barrierefreiheit ist es bereits ausreichend, wenn der Nutzungszweck darauf 
ausgelegt ist, dass eine vorher nicht bestimmbare Gruppe von Menschen die Anlage nutzt 
und die Anlage für jeden potenziellen Nutzer offensteht, der die Nutzungsbedingungen ak-
zeptiert (z.B. vorherige Zahlung eines Entgeltes oder das Kriterium einer Mitgliedschaft)2. 
Der Begriff „öffentliche Zugänglichkeit“ ist also weit auszulegen. 

Satz 1 wird entsprechend der MBO-12 im Gegensatz zu Satz 1 a.F. wesentlich gestrafft, da 
sich die Definition des Begriffs „barrierefrei“ nun in § 2 Absatz 14 befindet. Die bisher hier 
genannten Personengruppen werden durch die barrierefreie Beschaffenheit der baulichen 
Anlagen in gleicher Weise begünstigt. Der Begriff „Besucherverkehr“ wird erweitert auf „Be-
sucher- und Benutzerverkehr“, um zu verdeutlichen, dass sich die Barrierefreiheit bei bauli-
chen Anlagen mit ständigen Benutzern, die nicht dort beschäftigt sind, wie z. B. Schüler oder 
Studenten in Schulen oder Hochschulen, auch auf die barrierefreie Benutzbarkeit für diesen 
Benutzerkreis erstreckt. Anforderungen zugunsten von Arbeitnehmern bleiben hiervon in den 
in Absatz 2 genannten baulichen Anlagen wie bisher unberührt. 

Der weiterhin offene Aufzählungskatalog in Satz 2 wird in Anlehnung an die MBO-12 ent-
sprechend der nachfolgenden Gegenüberstellung redaktionell gestrafft:  

Aufzählungskatalog BremLBO-10 Aufzählungskatalog BremLBO-17 

5. Theater-, Film-, und Videovorführungs-
räume (je nach Betriebsbeschreibung) 

7. Museen, öffentliche Bibliotheken 

10. Schulen, Hochschulen, sonstige Ausbil-
dungsstätten und Weiterbildungseinrichtun-
gen 

1. Einrichtungen des Kultur- und Bildungs-
wesens 

 

2. Versammlungsstätten, einschließlich der 
für den Gottesdienst bestimmten Anlagen 

10. Gemeinschaftshäuser, Jugendfreizeitein-
richtungen 

2. Versammlungsstätten, Anlagen für kirchli-
che und soziale Zwecke 

11. Schwimmbäder, Sportstätten und Spiel-
plätze sowie Camping- und Zeltplätze 

3. Sport- und Freizeitstätten, Spielplätze 

8. Krankenanstalten, Entbindungs- und 
Säuglingsheime 

sowie Tages- und Kurzzeitpflegeeinrichtun-
gen  

9. Praxisräume der Heilberufe, Einrichtun-
gen der Gesundheits- und Sozialdienste, 
Kureinrichtungen und Apotheken 

4. Krankenhäuser, Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens, Apotheken, Praxisräume 

siehe § 50 Absatz 3 Nummer 1 

3. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude 5. Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäude 
mit weniger als 500 m² Nutzfläche  

1. Verkaufsstätten und Ladenpassagen 6. Verkaufsstätten und Ladenpassagen, 

                                                
1
 Vgl. OVG Sachsen-Anhalt vom 16.12.2010, Az: 2 L 246/09 

2
 Vgl. VGH Baden-Württemberg vom 27.09.2004, Az: 3 S 1719/03 
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7. Messe- und Ausstellungsbauten Messe- und Ausstellungsbauten 

4. Gaststätten, Kantinen sowie Beherber-
gungsbetriebe 

7. Gast- und Beherbergungsstätten, Kanti-
nen 

6. Schalter- und Abfertigungsräume der Ver-
kehrs- und Versorgungseinrichtungen, der 
Deutschen Post AG und der Kreditinstitute 
sowie Flugsteige 

8. Einrichtungen und Anlagen von Post-, 
Mobilitäts- und Versorgungsdienstleistern 
sowie Kreditinstituten 

neu 9. Vergnügungsstätten 

12. allgemein zugängliche Stellplätze und 
Garagen mit mehr als 1 000 m² Nutzfläche 
sowie allgemein zugängliche Fahrradab-
stellplätze 

13. öffentliche Bedürfnisanstalten 

10. Allgemein zugängliche Stellplätze und 
Garagen mit mehr als 1 000 m² Nutzfläche, 
Fahrradabstellanlagen und sanitäre Anlagen  

11. Stellplätze und Garagen, die zu den An-
lagen und Einrichtungen nach den Nummern 
1 bis 11 gehören 

Siehe § 50 Absatz 4 

Der Aufzählungskatalog ist jedoch gegenüber der MBO-12 erweitert. Nummer 9 wurde neu 
hinzugefügt und fordert eine zweckentsprechende Barrierefreiheit nunmehr für alle baulichen 
Anlagen, die von der Art der Nutzung als Vergnügungsstätte im Sinne der Baunutzungsver-
ordnung einzustufen sind. Somit müssen zukünftig z.B. auch Bordelle, Spielhallen und Wett-
büros zumindest teilweise barrierefrei sein. 

Die Anforderungen an die Barrierefreiheit für Tages- und Kurzzeitpflegeeinrichtungen (Teile 
von Nummer 8 a.F.) wird nun umfassend in Absatz 3 Nummer 1 geregelt. Stellplätze, Gara-
gen und sanitäre Anlagen die zu den Anlagen und Einrichtungen nach den Nummern 1 bis 
10 (Teile von Nummer 12 a.F.) gehören, erhalten in Absatz 4 eine eigenständige Regelung. 

Satz 3 wird entsprechend der MBO-12 neu hinzugefügt und regelt, dass die Anforderungen 
an die Barrierefreiheit auf den für die zweckentsprechende Nutzung tatsächlich erforderli-
chen Umfang beschränkt sein dürfen. Dies kommt insbesondere in Betracht, wenn mehrere 
gleichartige Räume oder Anlagen, wie Gastplätze in Gaststätten oder Besucherplätze in 
Versammlungsstätten zur Verfügung stehen.  

Absatz 3 wird redaktionell neu gefasst und in seinem Anwendungsbereich um Büro-, Ver-
waltungs- und Gerichtsgebäude mit mehr als 500 m² Nutzfläche erweitert. Entsprechend der 
bisherigen Regelung sind hier alle Anlagen zusammengefasst, für die die Barrierefreiheit 
nach Absatz 2 für die gesamte Anlage und die gesamte Einrichtung gilt, um den jeweils von 
einer Mobilitätseinschränkung betroffenen Personengruppen eine umfassende Nutzung wei-
testgehend ohne fremde Hilfe zu ermöglichen. Die sprachliche Neufassung mit Bezug auf 
den Begriff der Barrierefreiheit nach § 2 Absatz 14 hinsichtlich „alle der zweckentsprechen-
den Nutzung dienenden Teile“ ermöglicht jedoch geringfügige Ausnahmen, insbesondere für 
Technik-, Funktions- und Abstellräume in diesen Einrichtungen.  

Einrichtungen nach Nummer 1 (Tageseinrichtungen zur Betreuung und Pflege) dienen der 
kurzfristigen Betreuung und Pflege und umfassen im Hinblick auf die Begrifflichkeiten der 
BremLBO-10 insbesondere Tagesstätten für behinderte Menschen und Kindertagesstätten. 

Einrichtungen nach Nummer 2 (stationäre Einrichtungen zur Unterbringung, Betreuung und 
Pflege) stellen auf eine längerfristige Unterbringung ab und umfassen nach den bisherigen 
Begrifflichkeiten Heime für behinderte Menschen, Altenheime, Altenwohn- und Pflegeheime, 
aber auch Kinderheime. 
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Spezielle Altenwohnungen ohne zumindest optional anwählbares Pflege- und Betreuungs-
angebot werden vom Anwendungsbereich des Absatzes 3 nicht mehr erfasst, da im Woh-
nungsbau seit einiger Zeit auf Generationengerechtigkeit gesetzt wird, d.h. es wird nicht 
mehr nach dem Alter der Bewohner, sondern nur nach Wohnungsgrößen differenziert, die für 
alle Altersgruppen nutzbar und entsprechend den Anforderungen des Absatzes 1 barrierefrei 
sein sollen. 

Einrichtungen nach Nummer 3 (Schulen, Ausbildungs- und Werkstätten für Menschen mit 
Behinderungen) entsprechen Nummer 4 a.F. wurden aber um den Begriff der Werkstätten 
erweitert. 

Entsprechend einem weiteren Baustein zur Umsetzung des UN-Aktionsplanes wird nun auch 
bereits im Baurecht eine Barrierefreiheit für bestimmte Arbeitsstätten gefordert, nämlich so-
fern es sich um Neu- oder wesentliche Umbauten von Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsge-
bäuden mit mehr als 500 m² Nutzfläche handelt. Neben den bereits vorhandenen Erleichte-
rungen für den Besucher- und Benutzerverkehr für Vorhaben nach Absatz 2 werden hiermit 
nun auch präventiv die grundlegenden baulichen Voraussetzungen für eine bessere Integra-
tion von Menschen mit Behinderungen oder anderen Mobilitätseinschränkungen in das Er-
werbsleben geschaffen. 

Die Ausweitung des Anwendungsbereiches des Absatzes 3 auf Arbeitsplätze in diesen Ge-
bäuden ist auch unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit vertretbar, 
da es gerade bei diesen Nutzungsarten oftmals schwierig ist, zwischen „öffentlich zugängli-
chen Bereichen“ im Sinne des Absatzes 2, die auch Arbeitsplätze enthalten, und reinen 
„Backoffice-Bereichen“ zu unterscheiden, insbesondere wenn es bei einem Nutzerwechsel 
zu Umbauten im Bestand kommt. Darüber hinaus lassen sich die erforderlichen konkreten 
Anforderungen an die gebäudebezogene Barrierefreiheit aus der als Technische Baube-
stimmung eingeführten DIN 18040-1 (öffentlich zugängliche Gebäude) ablesen, was z.B. bei 
industriell / gewerblichen Arbeitsstätten nicht standardisiert möglich ist. 

Der Schwellenwert von 500 m² wurde gewählt, um kleinere Büro- und Verwaltungsgebäude 
und Gebäude mit anteiliger Büronutzung im Zusammenhang mit Gewerbebetrieben nicht 
über Gebühr zu belasten. Hier gilt die „eingeschränkte“ Barrierefreiheit nach Absatz 2 Num-
mer 5 nur für die öffentlich zugänglichen Bereiche.   

Absatz 4 Satz 1 wird in Anlehnung an Absatz 3 Satz 4 MBO-12 neu gefasst und stellt her-
aus, dass bei Anlagen nach Absatz 2 und 3 die Anzahl der barrierefreien Toilettenräume und 
der notwendigen barrierefreien Stellplätze für Besucher und Benutzer in Abhängigkeit von 
den insgesamt vorgesehenen Toilettenräumen und notwendigen Stellplätzen bauaufsichtlich 
festzulegen ist.  

Eine Konkretisierung dieser allgemeinen Anforderungen ist hinsichtlich der Mindestanzahl 
notwendiger barrierefreier Stellplätze in Garagen in § 4 Absatz 7 der Bremischen Gara-
genverordnung sowie in den kommunalen Stellplatzortsgesetzen und hinsichtlich der Be-
schaffenheit in der als Technische Baubestimmung eingeführten DIN 18040-1 unter Ziffer 
4.2.2 festgelegt.  

Konkretisierungen hinsichtlich der Anzahl barrierefreier Toilettenräume sind in der Anlage 
7.3/1 unter Ziffer 4 zur Einführung der DIN 18040-1 als Technische Baubestimmung festge-
legt. Sofern es sich um gewerblich genutzte Anlagen handelt, die nur von einem kleineren 
Personenkreis genutzt werden, aber öffentlich zugänglich sind (geringe Zahl von Beschäftig-
ten und / oder Besuchern, d.h. § 43 Absatz 1 Satz 2 findet keine Anwendung), ist in Verbin-
dung mit der grundsätzlichen Toilettenpflicht des § 43 Absatz 1 Satz 1 mindestens ein barrie-
refreier Toilettenraum herzustellen, der sowohl von beiden Geschlechtern als auch von Be-
schäftigten und Besuchern gemeinsam genutzt werden kann. Die erforderlichen Maße und 
Ausstattungsmerkmale barrierefreier Sanitärräume sind in der als Technische Baubestim-
mung eingeführten DIN 18040-1 unter Ziffer 5.3 festgelegt. 

Der Verweis auf § 51 stellt klar, dass bei Sonderbauten einzelfallbezogen zusätzliche Anfor-
derungen oder Erleichterungen an die Barrierefreiheit gestellt werden können. 
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Satz 2 entspricht Satz 2 a.F. hinsichtlich der Anforderungen an die Barrierefreiheit von Auf-
zügen, der Verweis wird hinsichtlich der Erreichbarkeit redaktionell ebenfalls auf § 39 Absatz 
4 Satz 4 erweitert. 

Der Abweichungstatbestand des Absatzes 5 wird im Vergleich zu Absatz 5 a.F. ablesbarer 
gestaltet und in einen Aufzählungskatalog umgewandelt. Demnach kann unter Ausübung 
des behördlichen Ermessens eine Abweichung von den Anforderungen der Barrierefreiheit 
erteilt werden, sofern mindestens ein Tatbestandsmerkmal vorliegt: 

Nummer 1 nennt unverändert schwierige Geländeverhältnisse, 

Nummer 2 berücksichtigt unverändert eine ungünstige vorhandene Bebauung, 

Nummer 3 ermöglicht wie bisher Abweichungen, sofern diese im Hinblick auf die Sicherheit 
der Menschen mit Behinderungen oder mobilitätseingeschränkten Personen erforderlich sind 
und wird sprachlich auf den Personenkreis nach Absatz 3 bezogen.  

Der Abweichungstatbestand der atypischen Nutzung nach Nummer 4 wird neu hinzugefügt, 
um unter Berücksichtigung von Praxiserfahrungen insbesondere bei Wohnungsbauvorhaben 
Abweichungen bei atypischen Nutzungsformen zu ermöglichen, wenn z.B. bei Mikro-
Wohnungen oder im Hinblick auf den Nutzerkreis (z.B. Studenten, Unterbringung von Flücht-
lingen) die Anzahl der nach Absatz 1 erforderlichen barrierefrei herzustellenden Wohnungen 
unverhältnismäßig und / oder eine zweckmäßige Nutzung dadurch nicht oder nur unter gro-
ßen Schwierigkeiten möglich wäre. 

Nach Nummer 5 sind Abweichungen bei Anlagen nach Absatz 1 und 4 auch wegen des 
Einbaus eines sonst nicht erforderlichen Aufzugs möglich. Der Tatbestand wird entspre-
chend den Erfahrungen aus der Praxis auch auf erforderliche Sanitärräume und Stellplätze 
nach Absatz 4 erweitert. Eine Abweichung kann im Einzelfall vertretbar sein, wenn sich bei 
insbesondere bei Umbauten oder Nutzungsänderungen im Bestand die Sanitärräume oder 
Stellplätze im Kellergeschoss befinden und der nachträgliche Einbau eines sonst nicht erfor-
derlichen Aufzugs einen unverhältnismäßigen Mehraufwand erfordern würde. 

Bei der behördlichen Entscheidung über die Erteilung einer Abweichung von den Vorschrif-
ten zur Barrierefreiheit kann es darüber hinaus sachgerecht sein, bei der Verhältnismäßig-
keitsprüfung nach dem Grad der Wahrscheinlichkeit einer Benutzung einer Anlage durch 
mobilitätseingeschränkte Personen zu differenzieren. 

Zu § 51 - Sonderbauten 

§ 51 entspricht unverändert § 51 BremLBO-10. 

Zu § 52 - Grundpflichten 

Absatz 1 entspricht unverändert § 52 BremLBO-10. 

Absatz 2 wird neu hinzugefügt und nimmt redaktionell gestrafft die Regelungen aus § 59 
BremLBO-03 zu den Pflichten von Grundstückseigentümern und sonstigen polizeipflichtigen 
Personen wieder auf, die auch heute noch weiterhin in der Niedersächsischen Bauordnung 
vorhanden sind. Die Vorschrift war in der BremLBO-10 mit Anpassung an die MBO-02 ge-
strichen worden, da es grundsätzlich möglich ist, hinsichtlich der Störerauswahl auf die all-
gemeinen Regelungen des §§ 5 und 6 des Bremischen Polizeigesetzes als lex generalis 
zurückzugreifen. 

Die modifizierte Wiedereinführung der Vorschrift soll den Bauaufsichtsbehörden die Auswahl 
des verantwortlichen Adressaten erleichtern, da im Rahmen der Ermessensausübung nach 
§ 58 Absatz 2 entsprechend der Rechtsprechung (vgl. OVG NRW vom 19.04.2016, Az: 2 A 
1778/15) kein generelles Rangverhältnis zwischen der Inanspruchnahme des Verhaltensstö-
rers (Mieter / Betreiber / Nutzer) und dem Zustandsstörer (Eigentümer) besteht. Die behörd-
liche Entscheidung, wer als verantwortlicher Adressat von der Bauaufsichtsbehörde heran-
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gezogen werden soll, ist an den Umständen des Einzelfalls, dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit und dem Gebot effektiver und schneller Gefahrenbeseitigung auszurichten. 

Es kann also durchaus zweckmäßig sein, zur schnellen Beseitigung baurechtswidriger Zu-
stände sofort auf den Eigentümer als Zustandsstörer zurückzugreifen, anstatt zunächst den 
unmittelbareren Verhaltensstörers (Mieter / Betreiber) als verantwortliche Person auswählen 
zu müssen, da diese Personen, wie Beispiele aus der Verwaltungspraxis zeigen, im Laufe 
eines Verwaltungsverfahren oftmals wechseln, was das Ziel eines im öffentlichen Interesse 
liegenden schnellen, rechtssicheren Verwaltungsverfahrens zur Untersagung baurechtswid-
riger Zustände erschwert. 

Unter dem Gesichtspunkt der Effektivität des Verwaltungshandelns ist es nicht zu beanstan-
den, wenn der Zustandsstörer (ggf. ergänzend) herangezogen wird, wenn durch die alleinige 
Inanspruchnahme des bekannten Verhaltensstörers die dauerhafte Beseitigung eines bau-
rechtswidrigen Zustandes nicht zu erwarten ist. 

Es ist ebenfalls gerichtlich festgestellt, dass es der Zustandsverantwortlichkeit des Grund-
stückseigentümers und Vermieters unterfällt, Vertragsverhältnisse mit den Mietern eines Ge-
bäudes so zu gestalten, dass eine Wiederaufnahme einer baurechtswidrigen Nutzung un-
möglich wird. Um dieses Ziel zu erreichen, hat der Eigentümer alle ihm zu Gebote stehenden 
eigentumsrechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen. 

Die Vorschrift nimmt somit Bezug auf die grundsätzliche Eigentumsverpflichtung nach Artikel 
14 Absatz 2 GG und benennt mit dem Eigentümer (Satz 1), dem Erbbauberechtigten 
(Satz 2) oder demjenigen, der die tatsächliche Gewalt über ein Grundstück ausübt (Satz 3), 
diejenigen verantwortlichen Personen, die neben dem Bauherren (§ 53) als Handlungs- oder 
Zustandsstörer insbesondere nach Aufnahme der Nutzung für den ordnungsgemäßen Zu-
stand eines Baugrundstückes oder einer Anlage nach § 1 verantwortlich sind. Diese Ver-
pflichtung gilt auch für Gemeinschaftsanlagen, für die die jeweiligen Miteigentümer eine ge-
samtschuldnerische Verantwortung tragen. Satz 3 verdeutlicht das den Bauaufsichtsbehör-
den eingeräumte Ermessen, indem aus diesem Personenkreis derjenige als verantwortlicher 
Adressat ausgewählt werden kann, von dem am schnellsten zu erwarten ist, dass er bau-
rechtswidrige Zustände auf dem Grundstück beseitigt. 

Des Weiteren soll diese Regelung auf die grundsätzliche Instandhaltungsverpflichtung des 
Eigentümers hinweisen und ermöglicht bauaufsichtliche Maßnahmen bereits dann, wenn die 
Anlage unabhängig von ihrer Nutzung für die Allgemeinheit offensichtliche bauordnungs-
rechtliche Mängel aufweist, der Verfall aber noch nicht soweit fortgeschritten ist, um bei nicht 
genutzten Anlagen auf eine Beseitigung nach § 79 Absatz 2 hinwirken zu können. Die Vor-
schrift soll also der Entstehung von nicht mehr sanierungsfähigen sog. „Schrottimmobilien“ 
entgegenwirken. 

Zu § 53 – Bauherr 

Absatz 1 Satz 1, 2 und 5 sowie Absatz 2 entsprechen unverändert § 53 BremLBO-10 

Der neue Satz 3 stellt entsprechend der MBO-16 klar, dass die Darlegungslast für die Ein-
haltung der Anforderungen nach § 3 beim Bauherrn liegt. Sofern insoweit Angaben zu den 
verwendeten Bauprodukten erforderlich sind, hat der Bauherr entsprechende Belege bereit-
zuhalten. Für Bauprodukte, die nach der BauPVO die CE-Kennzeichnung tragen, ist dies 
nach dem neuen Satz 4 die Leistungserklärung. Die Bereithaltung der Leistungserklärung 
kann auch elektronisch erfolgen. Im Übrigen müssen die nach § 17 vorgeschriebenen Ver-
wendbarkeitsnachweise vorgelegt werden oder, sofern diese nicht erforderlich sind, sonst 
taugliche Nachweise. Hierzu sollen die Technischen Baubestimmungen nähere Rahmenbe-
dingungen festlegen. 
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Zu § 54 - Entwurfsverfasser 

§ 54 entspricht unverändert § 54 BremLBO-10. 

Zu § 55 – Unternehmer 

Absatz 1 Satz 1sowie Absatz 2 entsprechen unverändert § 55 BremLBO-10 

Da die Ausführungen zu § 53 Absatz 1 auch entsprechend für den Unternehmer gelten, wer-
den Satz 2 ergänzt und Satz 3 der MBO-16 folgend neu hinzugefügt. 

Zu § 56 – Bauleiter 

§ 56 entspricht unverändert § 56 BremLBO-10. 

Zu Teil 5 – Bauaufsichtsbehörden, Verfahren 

Zu Abschnitt 1 – Bauaufsichtsbehörden 

Zu § 57 – Aufbau und Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörden 

§ 57 entspricht unverändert § 57 BremLBO-10. 

Zu § 58 – Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden 

§ 58 entspricht unverändert § 58 BremLBO-10. 

Zu Abschnitt 2 – Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit 

Zu § 59 – Grundsatz 

§ 59 entspricht nahezu unverändert § 59 BremLBO-10. 

In Absatz 1 Satz 1 wird mit Bezug auf die Änderung in § 61 Absatz 3 Satz 3 klargestellt, 
dass auch für die Beseitigung von Anlagen ein Baugenehmigungsverfahren erforderlich sein 
kann, sofern die Bauaufsichtsbehörde dieses einfordert. 

Zu § 60 – Vorrang anderer Gestattungsverfahren 

Die Erweiterung der Regelung in Nummer 4 berücksichtigt einerseits, dass der bisher noch 
verwandte Begriff der gewerberechtlichen Genehmigung für Geräte noch aus einer Zeit 
stammt, zu der es das Produktsicherheitsrecht noch nicht gab, und aktualisiert die Vorschrift 
mit Bezug auf das Betriebssicherheitsrecht.  

Auf der Grundlage von § 34 des Produktsicherheitsgesetzes sind in § 18 Absatz 1 der Be-
triebssicherheitsverordnung (BetrSichV) die überwachungsbedürftigen Anlagen genannt, die 
einer Erlaubnis bedürfen. Nach § 18 Absatz 4 BetrSichV hat die zuständige Behörde die Er-
laubnis zu erteilen, wenn die vorgesehene Aufstellung, Bauart und Betriebsweise den si-
cherheitstechnischen Anforderungen der BetrSichV und den Brand- und Explosionsschutz-
anforderungen der Gefahrstoffverordnung entsprechen, sowie die vorgesehenen sicherheits-
technischen Maßnahmen für den sicheren Betrieb geeignet sind. Damit ist der Erlaubnisum-
fang für diese Anlagen abschließend benannt.  Gebäude, in denen solche Anlagen aufge-
stellt werden,  Überdachungen, Shops/Kassengebäude, Waschstraße, etc.  sind keine er-
laubnispflichtigen überwachungsbedürftigen Anlagen nach § 18 BetrSichV und unterliegen 
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somit auch nicht § 60 BremLBO. Eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt die 
Baugenehmigung und die Erlaubnis nach § 13 Absatz 1 BetrSichV mit ein. 

Zu § 61 – verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen, Vorhaben des Bun-
des 

In Absatz 1 werden überwiegend korrespondierend an die MBO-12 folgende Anpassungen 
hinsichtlich der Verfahrensfreiheit von Bauvorhaben vorgenommen, was auch Auswirkungen 
auf die bisherigen Nummerierungen hat: 

Zu Nummer 1 (Gebäude) 

Bei Buchstabe h (vor die Außenwand eines Gebäudes vortretende eingeschossige Gebäu-
deteile) wird die bisher in den Buchstaben bb und cc separat geregelte Verfahrensfreiheit 
von Wintergärten und Terrassenüberdachungen unter Buchstabe bb zusammengeführt. 

Regelungszweck ist, zukünftig einheitlich sowohl Terrassen einschließlich einer möglichen 
Überdachung als auch überwiegend verglaste, nur zum vorübergehendenden Aufenthalt 
bestimmte Vorbauten (Veranden, Wintergärten) bis zu einer Grundfläche von 30 m² und ei-
ner Tiefe bis maximal 3,50 Metern verfahrensfrei zu stellen. 

Während die MBO-12 nur eine maximale Tiefe von 3,00 Metern für Terrassenüberdachun-
gen festsetzt, soll als Reaktion auf die tatsächlichen Bedürfnisse der Bauherrschaft und zur 
Erleichterung für die Bauaufsichtsbehörden die verfahrensfreie Tiefe auf 3,50 Meter erweitert 
werden, da dies auch bei kleinen Reihenhausgrundstücken mit kleineren Gartenzonen noch 
städtebaulich vertretbar erscheint. Sollen diese ebenfalls nach § 6 Absatz 6 Nummer 2 oder 
3 korrespondierend abstandsprivilegierten baulichen Anlagen auf nicht überbaubarer Grund-
stücksfläche errichtet werden, ist hierzu das nach § 23 Absatz 5 Satz 2 BauNVO erforderli-
che städtebauliche Ermessen im Regelfall positiv auszuüben. 

Bei größeren Anlagen ist einzelfallbezogen unter Berücksichtigung der Festsetzungen des 
Bebauungsplanes, der Grundstücksgröße und anderer Nebenanlagen zu prüfen, ob die Er-
teilung einer Befreiung nach § 31 Absatz 2 BauGB vertretbar ist oder ob sich das Vorhaben 
nach § 34 BauGB in die vorhandene Umgebungsbebauung einfügt. 

Zu Nummer 2 (Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung, ausgenommen frei stehende 
Abgasanlagen mit einer Höhe von mehr als 10 Meter) und  

Zu Nummer 3 (Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien, außer im Geltungsbereich örtli-
cher Bauvorschriften nach § 86 Absatz 1 Nummer 1) 

Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung (Buchstaben a und d a.F.) werden ohne  
sonstige weitere Ausdifferenzierung nur mit ihrem Oberbegriff verfahrensfrei gestellt, hierun-
ter fallen auch die bisher unter Buchstabe c a.F. separat genannten Brandmeldeanlagen in 
Wohnungen.  

Stattdessen wird zur Förderung der Nutzung erneuerbarer Energien im Katalog der verfah-
rensfreien Bauvorhaben mit der neuen Nummer 3 eine eigenständige Regelung für Anlagen 
zur Nutzung erneuerbarer Energien geschaffen, die neben den bisher schon als Anlagen der 
technischen Gebäudeausrüstung freigestellten Solaranlagen (Nummer 2 b a.F.) mit Num-
mer 3 c auch Kleinwindkraftanlagen erfasst. 

Die bisher als Unterfall der technischen Gebäudeausrüstung geregelten Solarenergieanla-
gen und Sonnenkollektoren werden unter dem Oberbegriff Solaranlagen zusammengefasst 
und nun unter den neuen Nummern 3 a und b geregelt. Im Hinblick auf die Verfahrensfrei-
heit der Anlage kann somit die Frage, ob die durch die Solaranlage erzeugte Energie dem 
Eigengebrauch dient oder ins Stromnetz eingespeist wird, dahinstehen. Neben Anlagen in 
und an Dach- und Außenwandflächen sind nach der Neuregelung auch Anlagen auf solchen 
Flächen erfasst, so dass die Anlagen nicht mehr in die Dachfläche oder die Fassade einge-
lassen sein müssen, sondern auch aufgeständert sein können, was insbesondere im Hinblick 
auf die Errichtung von Solaranlagen auf Flachdächern von Bedeutung ist.  



Entwurf Begründung BremLBO-17, Anhörungsfassung 27.10.2016 

 

Seite 47 

Ferner ist zur Klarstellung auch die mit der Errichtung der Anlage gegebenenfalls verbunde-
ne Änderung der Nutzung des Gebäudes oder - im Hinblick auf die nun freigestellten aufge-
ständerten Anlagen - seiner äußeren Gestalt von der Freistellung erfasst. Die materielle 
Rechtslage bleibt von dieser Verfahrensfreistellung allerdings unberührt, so dass ggf. die 
Vorschriften des Bauplanungsrechts zu beachten sind. 

Zu Nummer 11 (tragende und nicht tragende Bauteile) 

Bei Buchstabe d hat Ersetzung des Wortes „Außenwandverkleidungen“ durch „Außen-
wandbekleidungen“ nur redaktionelle Bedeutung. Vor dem Hintergrund der Bestrebungen zur 
Energieeinsparung und der Regelungen der EnEV werden auch Maßnahmen der Wärme-
dämmung in den Katalog der verfahrensfreien Bauvorhaben aufgenommen. Auch wenn das 
Aufbringen einer Dämmung auf Wände bereits unter den Begriff der Außenwandbekleidung 
subsumiert werden könnte, werden Maßnahmen zur Wärmedämmung nun ausdrücklich ge-
nannt.  

Ferner ist durch den Buchstabe e wie bisher auch das Aufbringen einer Dämmung auf Dä-
cher erfasst. 

Zu Nummer 12 (Werbeanlagen) 

Buchstabe b stellt ergänzend klar, dass auch Packstationen von Post und Paketdienstleis-
tern einschließlich deren Werbung an der Stätte der Leistung als verfahrensfreie Automaten 
eingestuft werden. 

Buchstabe f stellt mit der Ergänzung der „bisherigen Abmessungen“ klar, dass genehmigte 
Werbeanlagen weiterhin unverändert ersetzt werden dürfen, erlaubt aber technische Modifi-
kationen, die aufgrund ihrer Immissionen jedoch nicht dazu führen dürfen, dass sich pla-
nungsrechtlich die Genehmigungsfrage neu stellt. 

Buchstabe i stellt neu Servicesäulen und Hinweistafeln von Mobilitätsdienstleistungen ein-
schließlich deren Werbung an der Stätte der Leistung ebenfalls verfahrensfrei, da es sich 
hierbei je nach individueller Ausgestaltung nicht immer um Leistungsautomaten im Sinne des 
Buchstaben b handeln muss. Durch die separate Nennung soll eine rechtssichere Abgren-
zung ermöglicht werden. Da es sich bei diesen baulichen Anlagen (z.B. zur Kennzeichnung 
von Car-Sharing-Stationen) im Wesentlichen um Zubehöranlagen des öffentlichen Straßen-
raumes mit untergeordneter bauordnungsrechtlicher Bedeutung handelt, soll auf ein bauauf-
sichtliches Verfahren verzichtet und stattdessen allein nach Straßenrecht über die jeweils 
erforderliche Sondernutzungserlaubnis entschieden werden. 

Die eingefügte abschließende Ergänzung dient der Klarstellung, dass bei einer Errichtung 
der in Nummer 12 geregelten Werbeanlagen auf, in oder an einer bestehenden baulichen 
Anlage die damit gegebenenfalls verbundene Änderung der Nutzung oder der äußeren Ge-
stalt der Anlage ebenfalls von der Verfahrensfreiheit erfasst wird. Zugleich wird damit die 
Regelung an Nummer 3 Buchstabe a für Solaranlagen und der Nummer 5 Buchstabe a für 
Mobilfunkmasten angepasst. 

Die erforderliche Anpassung der Nummerierungen des restlichen Aufzählungskatalogs ist 
redaktioneller Art. 

Zu Absatz 2 (Verfahrensfreiheit von Nutzungsänderungen) 

Nach der bisherigen Fassung der Regelung des Absatzes 2 Nummer 1 war ein bauaufsicht-
liches Genehmigungsverfahren bei Nutzungsänderungen erforderlich, wenn für die neue 
Nutzung andere öffentlich-rechtliche Anforderungen als für die bisherige in Betracht kamen. 
Dies galt unabhängig davon, ob diese anderen Anforderungen im bauaufsichtlichen Geneh-
migungsverfahren Gegenstand der Prüfung sein konnten oder nicht. Durch die Änderung 
wird nun der Kreis der verfahrensfreien Nutzungsänderungen erweitert, indem nur noch sol-
che Anforderungen an die neue Nutzung zur Genehmigungspflicht der Nutzungsänderung 
führen, die im Baugenehmigungsverfahren nach § 64 Satz 1 Prüfgegenstand sein können, 
und zwar – wegen der in die Regelung einbezogenen Unberührtheitsklausel des § 64 Satz 2 
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i. V. m. § 66 – auch, wenn es sich um von den im Rahmen der bautechnischen Nachweise 
abzuarbeitende bauordnungsrechtliche Anforderungen handelt. 

Zu Absatz 3 (Beseitigung von Anlagen)  

Satz 1 bleibt hinsichtlich des sachlichen Anwendungsbereiches der Verfahrensfreiheit der 
Beseitigungen bestimmter baulicher Anlagen unverändert.  

Die sprachliche Anpassung in Satz 2 soll deutlicher als bisher in der MBO herausstellen, 
dass grundsätzlich für die vollständige Beseitigung von Anlagen ein Anzeigeverfahren 
durchzuführen ist, es sei denn die Beseitigung ist nach Satz 1 ausdrücklich verfahrensfrei 
gestellt. Wird die bauliche Anlage nur teilweise z.B. im Rahmen einer Umbaumaßnahme 
beseitigt, ist ein baurechtliches Verfahren nach §§ 62, 63 oder 64 durchzuführen. 

Satz 3 wird abweichend von der MBO-12 hinzugefügt und räumt der Bauaufsichtsbehörde in 
Anlehnung an die Genehmigungsfreistellung nach § 62 Absatz 2 Nummer 4 die Möglichkeit 
ein, statt des im Regelfall durchzuführenden Anzeigeverfahrens im Ausnahmefall ein Bauge-
nehmigungsverfahren für die vollständige Beseitigung der Anlage durchzuführen. Dies kann 
insbesondere bei schwierigen Beseitigungsvorhaben der Fall sein (z.B. bei Bunkeranlagen, 
komplexen Sonderbauten oder besonderen Anforderungen an die Standsicherheit des zu 
beseitigenden Gebäudes im Rahmen des Beseitigungsvorgangs), bei denen auch aufgrund 
eines besonderen öffentlichen Interesses eine präventive Prüfung der Bauvorlagen und eine 
behördliche Abstimmung der Fachbehörden anzuraten ist.  

Die Bauaufsichtsbehörde übernimmt in diesem Fall abweichend von der ansonsten im An-
zeigeverfahren üblichen Eigenverantwortung des Bauherren wieder die verfahrenslenkende 
Stellung und kann über die Baugenehmigung Auflagen zu Beseitigung erteilen. Ebenso ent-
fällt der ansonsten nach Satz 2 bestehende Zeitdruck der Monatsfrist, da mit der Beseitigung 
erst nach Abschluss der vorherigen fachbehördlichen Abstimmung und Erteilung der Ab-
bruchgenehmigung begonnen werden darf. Diese vorgeschlagene Änderung ist das Ergeb-
nis eines Prüfauftrages aus dem Dringlichkeitsantrag 18/1240 vom 21. Januar 2014 der 
Fraktionen SPD und Bündnis 90 / die Grünen („Bunker-Nachnutzungen verlässlich, sicher 
und transparent entwickeln“). 

Von dieser optionalen verfahrenssteuernden Möglichkeit, für die Beseitigung von Anlagen 
wieder ein Baugenehmigungsverfahren zu verlangen, soll jedoch nur in besonders begrün-
deten Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werden, da die Erfahrungen der vergangenen 
Jahre gezeigt haben, dass mit Ausnahme der Beseitigung von Bunkeranlagen alle anderen 
Vorhaben relativ problemlos über das Anzeigeverfahren abgewickelt werden konnten. Ande-
rerseits kann damit z.B. bei der Beseitigung komplexer Sonderbauten oder von Gebäuden im 
verdichteten Innenstadtbereich ein Baugenehmigungsverfahren gefordert werden. 

Die neue Regelung in Satz 4 trägt dem Umstand Rechnung, dass die Gefahren bei der Be-
seitigung von Gebäuden im Vorfeld nur beschränkt abschätzbar sind und die Probleme häu-
fig erst während des Beseitigungsvorgangs auftreten, ohne dass sie vorhersehbar wären. 
Vor diesem Hintergrund erscheint die bisher stets unabhängig von der konkreten Fallgestal-
tung im Vorfeld geforderte Bestätigung der Standsicherheit (Satz 3 und 4 a.F.) nicht sachge-
recht, sondern eine flexiblere Handhabung angezeigt, in deren Mittelpunkt die Verpflichtung 
zur Vorbereitung und Begleitung des Beseitigungsvorgangs selbst durch einen qualifizierten 
Tragwerksplaner oder einen Prüfingenieur für Standsicherheit steht. Als Erleichterung entfällt 
die bisherige grundsätzliche Prüfpflicht nach Satz 4 a.F. bei nicht freistehenden Gebäuden 
der Gebäudeklasse 3 durch einen Prüfingenieur für Standsicherheit. 

Nach der neuen Regelung reicht es zunächst aus, dass ein qualifizierter Tragwerksplaner die 
Standsicherheit des Gebäudes, an das das zu beseitigende Gebäude angebaut ist, beurteilt. 
Wie diese Beurteilung erfolgt, steht grundsätzlich in der Verantwortung des qualifizierten 
Tragwerksplaners. So kann er z.B. bestätigen, dass bei selbständigen Tragwerken keine 
neue Statik erforderlich ist, andererseits kann auch die Erstellung eines neuen Standsicher-
heitsnachweises erforderlich sein.  
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Nach Satz 5 hat der qualifizierte Tragwerksplaner bei Beseitigungen in den Gebäudeklassen 
2 und 3 je nach dem Ergebnis dieser Beurteilung („soweit notwendig“) den Beseitigungsvor-
gang zu begleiten. Die Pflicht des Bauherrn, geeignete Fachleute zu beauftragen, ergibt sich 
hierbei aus § 53 Absatz 1 Satz 1. Der Bauherr als Auftraggeber muss demnach der Bauauf-
sichtsbehörde die geplante Beseitigung wie bisher anzeigen und dabei einen qualifizierten 
Tragwerksplaner benennen, der in dem beschriebenen Umfang die Standsicherheit des Ge-
bäudes, an das das zu beseitigende Gebäude angebaut ist, beurteilt und den Beseitigungs-
vorgang überwacht. Dieser muss dann seinerseits gegenüber der Bauaufsichtsbehörde mit 
seiner Unterschrift bestätigen, dass er tatsächlich mit der Überwachung des Beseitigungs-
vorgangs beauftragt wurde.  

Satz 6 regelt abweichend von der MBO-12, dass bei Beseitigungen in den Gebäudeklassen 
4 und 5 aufgrund des höheren Risikopotenzials des Beseitigungsvorgangs das „Vier-Augen-
Prinzip“ eingeführt wird. Der qualifizierte Tragwerksplaner beurteilt demnach zunächst ent-
sprechend Satz 4 die Standsicherheit der angrenzenden Gebäude und erstellt die notwendi-
gen Nachweise. Anschließend veranlasst der Bauherr bei der Bauaufsichtsbehörde die bau-
aufsichtliche Prüfung des Standsicherheitsnachweises durch einen Prüfingenieur für Stand-
sicherheit. Der positive Prüfbericht ist Teil der Bauvorlagen und mit der Beseitigungsanzeige 
nach Satz 2 bei der Bauaufsichtsbehörde einzureichen. Eine Nachreichung ist entsprechend 
§ 72 Absatz 1 nur möglich, sofern sich die Bauaufsichtsbehörde nach Satz 3 für die Durch-
führung eines Baugenehmigungsverfahrens ausspricht. 

Satz 7 entspricht redaktionell angepasst Satz 5 a.F. und verzichtet auf die Anforderungen 
nach den Sätzen 4 bis 6, soweit das zu beseitigende Gebäude an verfahrensfreie Gebäude 
angebaut ist. 

Satz 8 entspricht Satz 6 a.F., wurde aber um den Verweis auf eine mögliche bauaufsichtliche 
Prüfung des Standsicherheitsnachweises auch bei anderen Beseitigungsvorhaben (§ 66 Ab-
satz 3 Satz 3), der Eingangsbestätigung bei vollständigen Bauvorlagen und Rücknahmefikti-
on bei wiederholt mangelhaften oder unvollständigen Bauvorlagen (§ 69 Absatz 2) sowie die 
ggf. erforderliche Bauüberwachung durch den Prüfingenieur für Standsicherheit im Rahmen 
des Beseitigungsvorgangs (§ 80 Absatz 2 Nummer 1) ergänzt. 

Die Anpassung des Verweises in Absatz 4 ist lediglich redaktioneller Artikel 

In Absatz 5 erfolgt durch die Aufnahme von Anlagen, die dienstlichen Zwecken der Bundes-
polizei oder dem zivilen Bevölkerungsschutz dienen, eine Anpassung der Vorschrift an § 37 
Absatz 2 BauGB im Sinne der MBO-12. 

Satz 1 schreibt darüber hinaus fest, dass die betreffenden Anlagen der obersten Bauaufsicht 
durch eine qualifizierte Baudienststelle zur Kenntnis zu bringen sind. Diese Ergänzung ist 
erforderlich, weil bei öffentlicher Bauherrschaft des Bundes die qualifizierte Planung und 
Durchführung der Bauvorhaben entsprechend dem bisherigen Recht, durch Beauftragung 
einer qualifizierten Baudienststelle sichergestellt werden soll. Da bei den genannten Bauvor-
haben auch eine private Bauherrschaft in Verbindung mit der Beauftragung durch eine öf-
fentliche Baudienststelle denkbar ist, wird das ausdrückliche Erfordernis der Kenntnisgabe 
durch eine qualifizierte Baudienststelle (z.B. Geschäftsbereich Bundesbau bei der Senatorin 
für Finanzen) in die Vorschrift aufgenommen. 

Zu § 62 – Genehmigungsfreistellung 

§ 62 regelt entsprechend § 62 BremLBO-10 das mit der BremLBO-95 eingeführte und mit 
der BremLBO-03 auf Wohngebäude bis zur Hochhausgrenze ausgeweitete genehmigungs-
freie Bauen im Bereich qualifizierter Bebauungspläne nach BauNVO. Die Vorschrift ent-
spricht von ihrer Regelungsstruktur der MBO-12. Der sachliche Anwendungsbereich wird 
grundsätzlich nicht verändert, es werden mit dieser Novelle jedoch redaktionelle Klarstellun-
gen sowie notwendige Einschränkungen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie vorge-
nommen. 
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Als Ergänzung sind die Ausführungen in der Begründung zu § 62 BremLBO-10 weiter heran-
zuziehen. 

Absatz 1 Satz 1 regelt den Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung. 

Buchstabe a ergänzt klarstellend, dass unter den Begriff des Wohngebäudes auch Wohn-
gebäude mit Räumen zur Ausübung freier Berufe nach § 13 der Baunutzungsverordnung 
fallen. Nach der Rechtsprechung (vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 06. Juli 2005, 
Az.: 3 S 141/05) soll die freiberufliche Nutzung bezogen auf die gesamte Geschossfläche 
des jeweiligen Gebäudes - faustregelartig- einen Anteil von 50 % und den der jeweiligen 
Wohnung grundsätzlich nicht übersteigen, damit das Gesamterscheinungsbild des Gebäu-
des von der im Übrigen ausgeübten Wohnnutzung geprägt bleibt. Durch eine abstrakte Be-
trachtungsweise soll verhindert werden, dass insbesondere in reinen oder allgemeinen 
Wohngebieten durch eine zu starke gebäudebezogene freiberufliche Nutzungsweise eine 
städtebaulich unerwünschte Wirkung einer Zurückdrängung der dominierenden Wohnnut-
zung eintreten kann und dies zu einer zumindest teilweisen Umwidmung des Gebietscharak-
ters mit gewerblicher Prägung führen würde.  

Buchstabe c ergänzt ebenfalls klarstellend, dass auch Garagen und Stellplätze für Wohn-
gebäude nach Buchstabe a oder für sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind 
(nach Buchstabe b) als jeweils ergänzende Nutzung in den Anwendungsbereich der Ge-
nehmigungsfreistellung fallen. Da es sich hierbei jedoch nicht um Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO handelt, sondern diese als separate Nutzungsart in § 12 BauNVO aufge-
führt sind, sollen Garagen und Stellplätze zur Vermeidung von Rechtsunsicherheiten für die 
jeweilige verfahrensrechtliche Einstufung direkt ablesbar aufgeführt werden. 

Neben den Sonderbauten sind Werbeanlagen nunmehr ebenfalls vom Anwendungsbereich 
der Genehmigungsfreistellung ausgenommen. Werbeanlangen waren bisher verfahrens-
rechtlich entsprechend Buchstabe b als sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind 
einzustufen und unterliegen damit seit der BremLBO-10 dem Anwendungsbereich der Ge-
nehmigungsfreistellung bzw. des vereinfachten Genehmigungsverfahrens. Da sich in der 
Genehmigungspraxis herausgestellt hat, dass der damit verbundene Entfall der Prüfung 
auch bauordnungsrechtlicher Anforderungen aus städtebaulicher Sicht nicht vertretbar ist, 
sollen Werbeanlagen aus dem Anwendungsbereich des § 62 / 63 BremLBO herausgenom-
men und wieder im umfänglichen Baugenehmigungsverfahren nach § 64 BremLBO geprüft 
werden. Dies auch vor dem Hintergrund, dass die bauordnungsrechtlichen Anforderungen an 
Werbeanlagen in § 10 Absatz 2 Satz 1 erweitert wurden.  

Satz 2 ist neu ergänzt die der MBO-12 folgende, aber sprachliche ungenaue Formulierung 
des Satzes 1 und stellt einer Regelung der Saarländischen Bauordnung folgend klar, dass 
sich der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung nach Satz 1 neben der Errich-
tung nur auf solche Änderungen und Nutzungsänderungen von Anlagen bezieht, wenn die 
vorgenommene Änderung oder die geänderte Nutzung nach Satz 1 genehmigungsfrei wäre. 
Genehmigungsfrei gestellt ist damit beispielsweise die Nutzungsänderung eines bisher auch 
gewerblich genutzten Gebäudes in ein Wohngebäude, nicht jedoch der umgekehrte Fall. 

Satz 3 ist an die Musterbauordnung, Bausteinfassung vom Dezember 2014 angelehnt und 
dient der Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie für Wohngebiete. Die einleitenden Ausführun-
gen in der Begründung zu § 13 Absatz 2 Nummer 3 sind ergänzend heranzuziehen. 

Wohngebiete im Sinne dieser Richtlinie sind nicht ausschließlich im Sinne der Gebietskate-
gorien der Baunutzungsverordnung zu verstehen. Vielmehr geht es um die Vorsorge, dass 
nicht durch eine Neuansiedlung einer größeren Zahl von Menschen die Folgen eines Unfalls 
im Betriebsbereich erheblich verschärft werden. Abstrakt lassen sich Wohngebiete im Sinne 
der Richtlinie daher dahingehend definieren, dass es sich um Flächen handeln muss, die 
zumindest überwiegend dem Wohnen dienen oder die in einer Weise genutzt werden, die 
unter Gesichtspunkten des Immissions- oder Störfallschutzes ähnlich wie das Wohnen eines 
besonderen Schutzes bedürfen. Daher ist die Errichtung einzelner Wohngebäude oder die 
Schaffung von Wohnraum durch Umbaumaßnahmen und Nutzungsänderungen dann er-
fasst, wenn sie eine einem Wohngebiet vergleichbare Nutzungsintensität aufweisen. 
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Für die Festlegung des Schwellenwerts von 5 000 m2 Brutto-Grundfläche sind folgende 
Überlegungen maßgeblich: 

Die Seveso-III-Richtlinie führt als schutzbedürftige Nutzungen Wohngebiete, öffentlich ge-
nutzte Gebäude und Gebiete, Erholungsgebieten und Hauptverkehrswege auf. Dabei han-
delt es sich typischerweise um Vorhaben mit einer größeren Nutzungsintensität. Die größere 
Nutzungsintensität kann Auswirkungen auf den in Artikel 13 Absatz 1 Satz 2 Buchst. c der 
Seveso-III-Richtlinie genannten Schutzzweck haben, nicht das Risiko eines schweren Unfalls 
vergrößern oder die Folgen eines solchen Unfalls zu verschlimmern. Durch die Ansiedlung 
einzelner Personen ist in den meisten Fällen nicht mit einer signifikanten Gefahrerhöhung zu 
rechnen, da ein Schutz dieser Personen durch die vorhandenen Sicherungen des Katstro-
phenschutzes (Möglichkeiten der Warnung und/oder Evakuierung) möglich ist. 

Ab einer Zahl von mehr als 100 Personen, die sich bei Verwirklichung eines Bauvorhabens 
zusätzlich im Gefahrenbereich eines Betriebs befinden, ist dagegen damit zu rechnen, dass 
nicht nur in Einzelfällen das Gefährdungspotential signifikant ansteigt und daher auch zu-
sätzliche Überlegungen zur Warnung und Evakuierung der betroffenen Personen erforderlich 
sind.  

Daher sollen unter Wohngebieten im Sinne der Seveso-III-Richtlinie Bauvorhaben verstan-
den werden, die der Errichtung von Wohnraum für mehr als 100 Personen dienen. Dabei 
sollen nach der Richtlinie auch Baumaßnahmen erfasst werden, bei denen nicht nur Wohn-
raum, sondern zusätzlich auch Flächen für andere Nutzungen (z. B. Einzelhandel, Büroflä-
chen) geschaffen werden. Abzustellen ist nach Satz 3 aber nur die Größe der geplanten 
Wohnflächen, um das Vorhaben aus dem Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistel-
lung herauszunehmen und sicherzustellen, dass über die planungsrechtliche Zulässigkeit im 
Rahmen des vereinfachten Genehmigungsverfahrens nach § 63 zu entscheiden ist.  

Maßgeblich ist das jeweilige Bauvorhaben, das im Einzelfall auch mehrere Gebäude umfas-
sen kann, die gemeinsam Gegenstand eines einheitlichen bauaufsichtlichen Verfahrens sind. 
Eine Hinzurechnung weiterer in der Nachbarschaft möglicher Wohnungsbaumaßnahmen 
oder im zeitlichen Zusammenhang bereits durchgeführter Wohnungsbaumaßnahmen erfolgt 
nicht. Soweit derartige Entwicklungen aufgrund der in der Nachbarschaft vorhandenen un-
bebauten Flächen möglich sind, kann im Einzelfall eine Steuerung durch die Aufstellung oder 
Änderung von Bebauungsplänen erforderlich sein. 

Da weder für Bauherren noch für Bauaufsichtsbehörden ausreichend vorhersehbar ist, in 
welcher Intensität Wohnungen genutzt werden, soll jedoch nicht auf die vorgesehene Zahl 
von Bewohnern, sondern auf die Brutto-Grundfläche der dem Wohnen dienenden Nutzungs-
einheiten abgestellt werden, die regelmäßig ohnehin im Zusammenhang mit der Gebäude-
planung ermittelt wird. Werden einzelne Räume von Nutzungseinheiten auch anders genutzt, 
ist die auf die Nutzungseinheit entfallende Brutto-Grundfläche gleichwohl vollständig zu be-
rücksichtigen, wenn die Nutzungseinheit auch dem Wohnen dient. 

Gewählt wird ein Wert von insgesamt 5 000 m2 Brutto-Grundfläche, was einem Durch-
schnittswert von 50 m2 Fläche pro Person entspricht. Dabei wurde berücksichtigt, dass das 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung im Jahr 2013 auf Grundlage des Mikrozensus eine 
durchschnittliche Wohnfläche von 45 m2 pro Person ermittelt hat. Im Jahr 1998 lag der Wert 
bei 39 m2 Wohnfläche pro Person. Mit einem weiteren Ansteigen dürfte daher zu rechnen 
sein. 

Da der Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung nach § 62 Absatz 1 weiterhin im 
Wesentlichen auf Wohngebäude bis zur Hochhausgrenze beschränkt ist, ist die nach § 62 
Satz 2 Nummer 2 MBO vorgesehene Ausweitung auf bauliche Anlagen, die öffentlich zu-
gänglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 100 zusätzliche Besu-
cher ermöglicht wird, entbehrlich, da für diese gewerblichen Vorhaben die Prüfung der pla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit unverändert elementarer Gegenstand des bauaufsichtlichen 
Prüfprogramms nach § 64 ist. 
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Voraussetzung der Nichtanwendbarkeit der Genehmigungsfreistellung ist, dass das Bauvor-
haben entweder innerhalb eines Achtungsabstands oder eines angemessenen Sicherheits-
abstandes eines Betriebsbereichs im Sinne des § 3 Absatz 5a BImSchG verwirklicht werden 
soll.  

Absatz 2 regelt die materiellen Anforderungen an die Genehmigungsfreistellung.  

Nach Nummer 3 ist entsprechend dem bisherigen Recht die Erschließung eines Grund-
stücks planungsrechtlich im Sinne des § 30 Absatz 1 BauGB dann als gesichert anzusehen, 
wenn sie in einem qualifizierten Bebauungsplan in bestimmter Weise festgesetzt und mit 
ihrer Herstellung in absehbarer Zeit zu rechnen ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 17.06.1993, Az: 
4 C 7 / 91, Rn. 22). Nach allgemeiner Auffassung gehören zu den notwendigen Erschlie-
ßungsanlagen die verkehrsmäßige Anbindung des Baugrundstücks durch Straßen, Wege 
oder Plätze sowie die Ver- und Entsorgungsleitungen für Elektrizität, Wasser und Abwasser. 
Nach der Rechtsprechung ist es ausreichend, wenn mit der Herstellung der Erschließungs-
anlage, d.h. mit deren Benutzbarkeit im Zeitpunkt der der Fertigstellung des Bauwerks ge-
rechnet werden kann (vgl. BVerwG, Urteil vom 10.09.1976, Az: 4 C 5.76). 

Zur Vermeidung baurechtswidriger Zustände wird die Anforderung dahingehend ergänzt, 
dass für Vorhaben der Genehmigungsfreistellung zukünftig nicht nur die Erschließung nach 
den tatbestandlichen Voraussetzungen des § 30 Absatz 1 BauGB gesichert, sondern auch 
die wesentlichen bauordnungsrechtlichen Anforderungen des § 4 (Bebauung des Grundstü-
ckes) und § 5 (Zugänge und Zufahrten) erfüllt sein müssen. Sind zur Erfüllung der Anforde-
rungen öffentlich-rechtliche Sicherungen durch Baulasten (§ 82) notwendig, ist das erforder-
liche Eintragungsverfahren bei der unteren Bauaufsichtsbehörde vor Einreichung der voll-
ständigen Bauvorlagen zur Genehmigungsfreistellung durchzuführen. Ist das Baulastverfah-
ren noch nicht abgeschlossen, sind die Bauvorlagen entsprechend § 69 Absatz 2 zurückzu-
weisen. 

Absatz 3 entspricht unverändert § 62 Absatz 3 BremLBO-10. 

Absatz 4 entspricht unverändert § 62 Absatz 4 BremLBO-10. Von dem in Satz 1 eingeräum-
ten Entscheidungsermessen kann die Bauaufsichtsbehörde beispielsweise dann Gebrauch 
machen, sofern sich nach Inkrafttreten dieses Gesetzes hinsichtlich der Umsetzung der Se-
veso-III-Richtlinie (siehe ausführlich auch zu § 13 Absatz 2 Nummer 3) durch spätere An-
passungen im Bundesimmissionsschutzgesetz oder in der Musterbauordnung insbesondere 
Änderungsbedarf hinsichtlich des in Absatz 1 Satz 3 festgelegten Schwellenwertes für Woh-
nungsbauvorhaben ergibt. Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann hierzu in Verbindung mit 
§ 84 Absatz 6 eine ermessensteuernde Verwaltungsvorschrift erlassen. 

Die Verweise in Absatz 5 entsprechen unverändert Absatz 5 a.F.. Es erfolgt jedoch eine 
Ergänzung hinsichtlich der Einreichung erforderlicher Bauvorlagen in Bezug auf den Umgang 
mit Mängeln und der sich anschließenden Rücknahmefiktion (§ 69 Absatz 2 Satz 2 und 3). 

Gestrichen wird jedoch der bisherige Verweis auf § 72 Absatz 5 Nummer 2 mit der Möglich-
keit, dass geprüfte bautechnische Nachweise spätestens zum Baubeginn vorliegen müssen. 
Da in der Verwaltungspraxis festzustellen ist, dass häufig der Baubeginn nicht angezeigt 
wird, führt dies insbesondere in der Genehmigungsfreistellung zu einem erheblichen Verwal-
tungsaufwand, wenn die nach § 66 geprüften bautechnischen Nachweise nicht bereits mit 
den übrigen Bauvorlagen eingereicht werden. 

Aus diesem Grund werden die nach § 66 geprüften bautechnischen Nachweise Teil der nach 
§ 68 Absatz 2 Satz 1 erforderlichen Bauvorlagen, da ansonsten die Genehmigungsfreistel-
lung aufgrund unvollständiger Bauvorlagen nicht erteilt werden kann. Der Vorteil für den 
Bauherren liegt darin, dass er nach Erhalt der Genehmigungsfreistellung keinen verfahrens-
rechtlichen Vorbehalt des § 66 mehr beachten muss, sondern nach Einreichung der Baube-
ginnanzeige bei der unteren Bauaufsichtsbehörde umgehend mit dem Bau beginnen kann. 

Die in § 72 Absatz 1 Satz 3 eingeräumte Möglichkeit, bautechnische Nachweise nachreichen 
zu dürfen, wird damit ausschließlich an die Durchführung eines Baugenehmigungsverfahrens 
nach §§ 63 oder 64 geknüpft, denn dort kann die Bauaufsichtsbehörde im Gegensatz zur 
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Genehmigungsfreistellung die Baugenehmigung mit einer aufschiebenden Bedingung verse-
hen, sofern zum Zeitpunkt der Erteilung die bautechnischen Nachweise noch nicht vorliegen 
und mit der Bauausführung entsprechend § 72 Absatz 5 Nummer 2 erst begonnen werden 
darf, wenn die bautechnischen Nachweise auch geprüft worden sind. 

Zusammengefasst werden mit der Novelle die Anforderungen an die Genehmigungsfreistel-
lung verschärft, da diese im Sinne einer Erhöhung der Rechtssicherheit und des Verbrau-
cherschutzes ergänzend zu den bisherigen Anforderungen nur erteilt werden darf wenn, so-
fern im Einzelfall erforderlich  

1. die Erschließung auch im bauordnungsrechtlichen Sinne durch eine öffentlich-
rechtliche Sicherung durch Baulast erfolgt ist, 

2. geprüfte bautechnische Nachweise bereits als Teil der erforderlichen Bauvorlagen ein-
gereicht werden und 

3. geprüft wurde, dass es sich nicht um eine schutzwürdige Nutzung handelt, die einen 
angemessenen Schutzabstand zu bestimmten Betriebsbereichen einhalten muss. 

Für den Bauherr und sein Entwurfsverfasser erhöht sich durch die notwendigen Vorprüfun-
gen die Eigenverantwortung bei der Erstellung des Bauantrages. Werden die erforderlichen 
Angaben / Nachweise nicht mit den übrigen Bauvorlagen eingereicht, sind die Bauvorlagen 
von der Bauaufsichtsbehörde entsprechend § 69 Absatz 2 als unvollständig zurückzuweisen. 

Zu Abschnitt 3 – Genehmigungsverfahren 

Zu § 63 – vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren 

§ 63 entspricht im Wesentlichen § 63 BremLBO-10. Da der Anwendungsbereich des verein-
fachten Verfahrens mit den Vorhaben der Genehmigungsfreistellung korrespondiert, werden 
die in § 62 Absatz 1 Satz 1 vorgenommenen ergänzenden Klarstellungen auch in Satz 1 bei 
den Buchstaben a und c vorgenommen. Sonderbauten und neu Werbeanlagen sind analog 
vom Anwendungsbereich des vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens ausgenommen 
und immer im umfänglichen Baugenehmigungsverfahren nach § 64 zu prüfen. Auf die ent-
sprechenden Ausführungen in der Begründung zu § 62 wird verwiesen. 

Zum Prüfumfang der Bauaufsichtsbehörden gehören unverändert 

nach Nummer 1 Regelungen zur Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 29 – 38 des Bau-
gesetzbuches, 

nach Nummer 2 beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie 

nach Nummer 3 das sog. „aufgedrängte Baunebenrecht“ sowie entsprechend § 72 Absatz 1 
Satz 1 die „Schlusspunktprüfung“ für Baunebenrecht mit eigenem Fachverfahren. 

Sofern für das Vorhaben städtebauliche Ermessensentscheidungen nach der BauNVO zu 
treffen sind, ist ebenfalls das vereinfachte Genehmigungsverfahren durchzuführen. Zwar ist 
für die behördliche Entscheidung ein formeller Abweichungsantrag nach § 67 Absatz 2 erfor-
derlich, die Erteilung einer gebührenpflichtigen Abweichung nach § 67 BremLBO ist jedoch 
entbehrlich, da die positive behördliche Entscheidung mit der Erteilung der Baugenehmigung 
zum Ausdruck gebracht wird. 

Sofern ein schutzwürdiges Wohnungsbauvorhaben nach § 62 Absatz 1 Satz 3 innerhalb des 
angemessenen Sicherheitsabstandes eines Betriebsbereiches nach der Seveso-III-Richtlinie 
liegt, ist das Vorhaben in das vereinfachte Genehmigungsverfahren zu überführen. Im Rah-
men der Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit ist der vorhabenbezogene angemes-
sene Abstand durch Abwägung sozioökonomischer Faktoren zu ermitteln. Die Gewerbeauf-
sicht ist in diesen Fällen um fachliche Stellungnahme zu bitten. Des weiteren ist eine Öffent-
lichkeitsbeteiligung nach § 70 Absatz 5 durchzuführen. 
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Zu § 64 – Baugenehmigungsverfahren 

§ 64 regelt entsprechend § 64 BremLBO-10 den Prüfumfang der Bauaufsichtsbehörden im 
umfänglichen Baugenehmigungsverfahren. Dieser umfasst nach Satz 1  

Nummer 1 die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit, 

nach Nummer 2 die bauordnungsrechtliche Prüfung nach den Vorschriften der BremLBO 
und den Rechtsverordnungen auf Grundlage der BremLBO sowie 

nach Nummer 3 die Prüfung des „aufgedrängten“ und des sonstigen Baunebenrechts sowie 
entsprechend § 72 Absatz 1 Satz 1 die „Schlusspunktprüfung“ für Baunebenrecht mit eige-
nem Fachverfahren. 

Vom Prüfumfang ausgenommen sind wie bisher die Anforderungen der Energieeinsparver-
ordnung, da das Energierecht ein eigenständiges Prüfungsverfahren besitzt sowie neu die 
Anforderungen des Arbeitsstättenrechts.  

Dies vor dem Hintergrund, dass sich die baulichen Anforderungen der Arbeitsstättenver-
ordnung und den einschlägigen ergänzenden Rechtsvorschriften (insbesondere die Techni-
schen Regeln für Arbeitsstätten) speziell an den Arbeitgeber richten, den es zum Zeitpunkt 
der Bauantragstellung häufig noch nicht gibt.  

Da es durch Änderungen im Arbeitsstättenrecht häufig nicht mehr auf die Einhaltung konkre-
ter (baulicher) Anforderungen, sondern im Wesentlichen auf eine Gefährdungsbeurteilung 
durch den Arbeitgeber ankommt, ist es vertretbar, die Belange des Arbeitsstättenrechts auch 
in einem späteren Überwachungsverfahren gegenüber dem Arbeitgeber ausreichend sicher-
zustellen. Vor diesem Hintergrund macht es aus baurechtlicher Sicht keinen Sinn, auf eine 
präventive Prüfung des Arbeitsstättenrechts im Baugenehmigungsverfahren hinzuwirken, 
zumal eine derartige Prüfeinschränkung die Gewerbeaufsicht und die Bauaufsichtsbehörden 
entlastet und dazu geeignet ist, die Verfahrensdauer zu verkürzen.  

Als Kompensationsmaßnahme wurde vereinbart, die wenigen wesentlichen verbleibenden 
konkreten baulichen Anforderungen an Arbeitsstätten aus dem Arbeitsstättenrecht als mate-
rielle Anforderungen in die BremLBO aufzunehmen, um im Sinne des Bauherren spätere 
kostenträchtige Nachrüstungen zu vermeiden : 

 in Fluchtrichtung zu öffnende Türen bei Rettungswegen (§ 37 Absatz 5) 

 abweichende Umwehrungshöhen (§ 38 Absatz 4 Nummer 2) 

 eine zweckentsprechende Ausstattung jeder Nutzungseinheit mit Aufenthaltsräumen 
mit sanitären Anlagen (§ 43 Absatz 1). 

Die Einstufung, dass Werbeanlagen als „sonstige baulichen Anlagen, die keine Gebäude 
sind“ nach § 62 Absatz 1 Buchstabe b) BremLBO-2010 der Genehmigungsfreistellung oder 
dem vereinfachten Genehmigungsverfahren unterfallen, ist im damaligen Gesetzgebungs-
verfahren in keiner Weise problematisiert und in der Genehmigungspraxis erst sehr spät rea-
lisiert worden. Dabei ist klar geworden, dass insbesondere „Fremd-Werbeanlagen“ als ge-
werbliche Hauptnutzung in der Genehmigungsfreistellung keine Akzeptanz finden. Auch die 
ausschließlich bauplanungsrechtliche Prüfung von Werbeanlagen im vereinfachten Geneh-
migungsverfahren ist kritisiert worden, weil eine Ablehnung aus bauordnungsrechtlichen 
Gründen entfällt und deshalb häufig nur unter Verneinung eines Sachbescheidungsinteres-
ses möglich war. Aus diesen Gründen wird vorgeschlagen, Werbeanlagen aus dem jeweili-
gen Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung oder dem vereinfachten Genehmi-
gungsverfahren wieder herauszunehmen. Sie unterfallen in dieser Konsequenz zukünftig 
einer Prüfung im umfänglichen Genehmigungsverfahren. 

Neben bestimmten Wohnungsbauvorhaben ab dem Schwellenwert entsprechend § 62 Ab-
satz 1 Satz 3 werden entsprechend der MBO-Ergänzung 2016 auch folgende, unverändert 
im umfänglichen Baugenehmigungsverfahren zu prüfende bauliche Anlagen 
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  die öffentlich zugänglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als 
100 zusätzliche Besucher ermöglicht wird, und 

 die nach Durchführung des Bauvorhabens Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 
9 Buchstabe c, 10 bis 13, 15 und 16 sind, 

als schutzwürdige Nutzung im Sinne der Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit 
gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG 
des Rates (ABl. L 197 vom 24.7.2012, S. 1) (im Folgenden: Seveso-III-Richtlinie) eingestuft 
und die Mitgliedstaaten sind demnach verpflichtet, langfristig dafür zu sorgen, dass zwischen 
Betrieben, in denen mit gefährlichen Stoffen umgegangen wird, und diesen bestimmten 
schutzwürdigen Nutzungen angemessene Sicherheitsabstände gewahrt bleiben. Der Bau-
herr wird deshalb durch die Änderung des § 13 Absatz 2 verpflichtet, mit den Bauvorlagen 
entsprechende Angaben zur vorhabenbezogenen Betroffenheit zu machen. 

Sofern ein solches schutzwürdiges Vorhaben innerhalb des angemessenen Sicherheitsab-
standes eines Betriebsbereiches nach der Seveso-III-Richtlinie liegt, ist der vorhabenbezo-
gene angemessene Abstand durch Abwägung sozioökonomischer Faktoren im Rahmen der 
Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit zu ermitteln. Die Gewerbeaufsicht ist in diesen 
Fällen um fachliche Stellungnahme zu bitten. Des weiteren ist eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach § 70 Absatz 5 durchzuführen. 

Satz 2 eröffnet korrespondierend zu § 61 Absatz 3 Satz 3 der Bauaufsichtsbehörde die 
Wahlmöglichkeit, einzelfallbezogen für die Beseitigung von Anlagen wieder die Durchführung 
eines Baugenehmigungsverfahrens fordern zu können. Die Bauaufsichtsbehörde verschafft 
sich damit ausreichend Zeit für eine präventive Prüfung der eingereichten Bauvorlagen und 
übernimmt hinsichtlich der Beteiligung der Fachbehörden wieder eine verfahrenssteuernde 
Stellung. Auf die ergänzenden Ausführungen zu § 61 Absatz 3 wird verwiesen. 

Satz 3 verweist weiterhin auf die verfahrensunabhängige Prüfverpflichtung bautechnischer 
Nachweise nach den Vorgaben des § 66. 

Zu § 65 – Bauvorlageberechtigung 

§ 65 entspricht unverändert § 65 BremLBO-10. 

Zu § 66 – Bautechnische Nachweise 

In Absatz 1 Satz 1 wird im Hinblick darauf, dass der EnEV-Nachweis den bauordnungs-
rechtlichen Wärmeschutznachweis großteils mit abdeckt, zukünftig auf einen entsprechen-
den bautechnischen Nachweis verzichtet und es erfolgt somit eine Vereinfachung des Ver-
fahrens zugunsten des Bauherrn. Diese Vereinfachung ist möglich, da auch in Konstellatio-
nen, in denen den Anforderungen an den bauordnungsrechtlichen Wärmeschutznachweis 
beispielsweise mangels Erforderlichkeit des EnEV-Nachweises oder aufgrund unterschied-
lich gut gedämmter Gebäudeteile nicht durch den Wärmeschutznachweis der EnEV genügt 
ist, nur der Nachweis entfällt, während die materiellen Anforderungen an den bauordnungs-
rechtlichen Wärmeschutz nach § 15 bestehen bleiben. 

Absatz 2 entspricht unverändert § 66 Absatz 2 BremLBO-10. 

Absatz 3 entspricht § 66 Absatz 3 BremLBO-10 und wurde abweichend von der MBO-12 um 
eine Öffnungsklausel erweitert, die es den unteren Bauaufsichtsbehörden ermöglicht, entge-
gen dem bisherigen starren Prüfraster der BremLBO-10 einzelfallbezogen auch eine abwei-
chende Entscheidung hinsichtlich der Prüfung des Standsicherheitsnachweises zu treffen. 

Satz 1 nennt entsprechend der BremLBO-10 das unveränderte Prüfraster hinsichtlich des 
grundsätzlichen Erfordernisses einer bauaufsichtlichen Prüfung des Standsicherheitsnach-
weises.  
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Satz 2 und 3 sind neu und eröffnen der Bauaufsichtsbehörde die Möglichkeit für abweichen-
de Entscheidungen im Rahmen eines Regel-Ausnahme-Verhältnisses.  

Satz 2 räumt der Bauaufsichtsbehörde zukünftig die Möglichkeit ein, im Rahmen einer Er-
messensentscheidung auf die ansonsten entsprechend des Prüfrasters nach Satz 1 erforder-
liche bauaufsichtliche Prüfung zu verzichten. Auch wenn sich das bisherige Prüfraster 
grundsätzlich bewährt hat, so hat sich in der praktischen Anwendung gezeigt, dass die Prü-
fung der Standsicherheit nach Kriterienkatalog (Satz 1 Nummer 2) bei den Gebäuden der 
Gebäudeklassen 1 bis 3 sowie die grundsätzliche Prüfpflicht bei Gebäuden der Gebäude-
klasse 4 bis 5 zu „formalen“ Prüfungen führt, die aufgrund der statisch-konstruktiven Schwie-
rigkeit des Tragwerks und der untergeordneten Bedeutung des Bauvorhabens oder Bauteils 
in Einzelfällen nicht erforderlich wären. Es erscheint deshalb nach Abwägung des Risikopo-
tenzials vertretbar, auf eine Prüfung zu verzichten, wenn der Standsicherheitsnachweis von 
einem qualifizierten Tragwerksplaner nach Absatz 2 erstellt wurde. 

Die Entscheidung über einen Prüfverzicht im Einzelfall ist unter Würdigung des vorhabenbe-
zogenen Risikopotenzials zu treffen. Abgestellt wird dabei auf eine Wahrscheinlichkeitsaus-
sage, mit der eine Gefahr für einen bestimmten baulichen Zustand eintreten kann. Zu be-
rücksichtigen ist dabei die Häufigkeit des Schadenseintrittes und das zu erwartende Scha-
densmaß. 

Satz 3 räumt der Bauaufsichtsbehörde die umgekehrte Möglichkeit ein, abweichend von 
Satz 1 eine bauaufsichtliche Prüfung des Standsicherheitsnachweises fordern zu können, 
wenn dies auf Grundlage einer Risikobewertung aus Gründen der Gefahrenabwehr für erfor-
derlich gehalten wird (z.B. Prüfung der Standsicherheit eines zu beseitigenden Gebäudes, 
wie z.B. Bunker, Industrieschornsteine, komplexe Gebäude im verdichteten Innenstadtbe-
reich, aber auch die Errichtung von besonderen Bauhilfskonstruktionen oder Stützwänden). 
Die Entscheidung ist zu begründen und dem Bauherren mitzuteilen, bevor der Prüfauftrag 
erteilt wird. 

Um eine gleichmäßige Ermessensausübung durch die unteren Bauaufsichtsbehörden zu 
gewährleisten, werden weitere Einzelheiten und Anwendungsbeispiele ergänzend in einer 
ermessenssteuernden Verwaltungsvorschrift nach § 84 Absatz 6 geregelt, die das mit dieser 
Vorschrift nach Satz 2 und 3 eröffnete Entscheidungsermessen auf die dort genannten Krite-
rien oder vorhabenspezifischen Besonderheiten reduziert, sofern es im Hinblick auf das Risi-
kopotenzial vertretbar ist. 

Absatz 4 entspricht unverändert § 66 Absatz 4 BremLBO-10. 

Eine entsprechende Öffnungsklausel analog der Standsicherheit nach Absatz 3 Satz 2 und 3 
wird für die Prüfung des Brandschutznachweises nicht für erforderlich gehalten, da aus 
brandschutztechnischer Sicht die Gebäudeklasseneinteilung nach § 2 Absatz 3 maßgebend 
ist, welche sich neben der Gebäudehöhe auch nach Anzahl und Größe der Nutzungseinhei-
ten richtet. Die in § 2 Absatz 3 Satz 4 neu hinzugefügte Öffnungsklausel ermöglicht bereits 
durch eine Änderung der Gebäudeklasse insbesondere mit Hinblick auf die Brandschutzan-
forderungen neben den formellen auch materielle Erleichterungen, die zunächst nur für das 
„Bremer Haus“ Anwendung finden sollen, welches dadurch von der Gebäudeklasse 4 in die 
Gebäudeklasse 2 herabgestuft werden kann. Darüber hinausgehende anderweitige formelle 
Prüfverzichte analog zur Standsicherheit werden jedoch aus Gründen der Gefahrenabwehr 
nicht für vertretbar gehalten. Dies gilt umgekehrt auch für einzelfallbezogene Prüferfordernis-
se in den Gebäudeklassen 1 bis 3. 

Absatz 5 entspricht unverändert § 66 Absatz 5 BremLBO-10. 

Zu § 67 - Abweichungen 

Die Änderungen in Absatz 1 Satz 1 und 2 sind redaktionelle Anpassungen an die MBO-16. 

Die sprachliche Neufassung des Absatzes 2 klärt, dass die Abweichungsregelung auch 
sämtliche Ausnahmen und Befreiungen von den Regelungen der BauNVO erfasst, insbe-
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sondere auch die unmittelbar auf der BauNVO beruhenden Abweichungen wie z. B. nach 
§ 23 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 5 BauNVO. Die diesbezügliche genauere 
Aufzählung der Regelungen in der bisherigen Fassung der Vorschrift umfasste demgegen-
über nicht alle denkbaren Fälle und war daher zumindest missverständlich. 

Für städtebauliche Ermessensentscheidungen nach der BauNVO ist jedoch die Erteilung 
einer formellen Abweichung entbehrlich, die Ermessensausübung muss lediglich aktenkun-
dig gemacht werden. Die Erhebung einer separaten Gebühr ist verzichtbar, da der behördli-
che Bearbeitungsaufwand über die Baugenehmigungsgebühr für Verfahren nach § 63 
BremLBO abgedeckt wird und die Durchführung der Genehmigungsfreistellung nach § 62 bei 
erforderlichen planungsrechtlichen Abweichungen nicht zulässig ist. 

Zu § 68 – Bauantrag, Bauvorlagen 

§ 68 entspricht unverändert § 68 BremLBO-10. 

Zu § 69 – Behandlung des Bauantrages 

§ 69 entspricht unverändert § 69 BremLBO-10. 

Zu § 70 – Beteiligung der Nachbarn und der Öffentlichkeit 

Die zusätzliche Nennung der Öffentlichkeit in der Überschrift soll verdeutlichen, dass eine 
Beteiligung nicht nur auf die Nachbarn im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 beschränkt ist. 

Der bisherige Absatz 1 hatte keinen eigenständigen Regelungsgehalt wird daher entspre-
chend der MBO-12 mit dem bisherigen Absatz 2 zusammengeführt. 

Der neue Absatz 1 Satz 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 2 Satz 1, ent-
hält aber nunmehr eine partielle Legaldefinition des bauordnungsrechtlichen Nachbarbe-
griffs, indem er klarstellt, dass dieser nur die Eigentümer benachbarter Grundstücke (und 
ggf. vergleichbar an solchen Grundstücken dinglich Berechtigte) erfasst, nicht aber – insbe-
sondere – nur obligatorisch Berechtigte wie Mieter und Pächter. 

Der übrige Regelungsinhalt der Sätze 2 bis 4 entspricht unverändert § 70 Absatz 2 
BremLBO-10. 

Absatz 2 entspricht Absatz 4 a.F. 

Absatz 3 Satz 1 bis 3 entspricht Absatz 5 a.F. 

Satz 4 und 5 ersetzen entsprechend der MBO-12 Absatz 3 a.F.. Die neue Regelung soll der 
Bauaufsichtsbehörde die Bekanntgabe der Baugenehmigung in Massenverfahren, in denen 
eine Vielzahl von Nachbarn im gleichen Interesse betroffen ist und diese dem Bauvorhaben 
nicht zugestimmt haben, erleichtern, indem die Zustellung durch eine öffentliche Bekanntma-
chung im Sinne des § 2 des Bremischen Bekanntmachungsgesetzes vom 25. November 
2014 (Brem.GBl.S. 551) ersetzt werden kann. Von der behördlichen Entscheidung, die Be-
nachrichtigung der Nachbarn durch ein öffentliches Auslegungsverfahren zu ersetzen, soll 
insbesondere dann Gebrauch gemacht werden, wenn sonst eine erhebliche Verzögerung 
der Entscheidung über den Bauantrag zu erwarten wäre. 

Die Absätze 4 und 5 sind neu und regeln aufeinander aufbauend die Öffentlichkeitsbeteili-
gung. Dabei ist Absatz 4 dem Grunde nach bei allen aus immissionsschutzrechtlicher Sicht 
kritischen Bauvorhaben „freiwillig“ anwendbar, während Absatz 5 ausschließlich für schutz-
bedürftige Bauvorhaben gilt, für die nach Artikel 15 der Seveso-III-Richtlinie eine Öffentlich-
keitsbeteiligung vorgeschrieben ist.  

Die neue Regelung in Absatz 4 entspricht im Wesentlichen der MBO-2012 und trägt dem 
Umstand Rechnung, dass die Durchführung der Nachbarbeteiligung bei der Errichtung von 
Anlagen, deren Auswirkungen sich auf einen größeren Umkreis erstrecken, für den Bauherrn 
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mit der Schwierigkeit verbunden ist, dass der Kreis durch das Vorhaben möglicherweise in 
ihren Rechten berührter Dritter (Nachbarn) im Vorfeld des Genehmigungsverfahrens nur 
schwer überschaubar ist. Auch im Hinblick darauf, dass eine Vielzahl solcher Vorhaben zwar 
nicht (mehr) der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht unterliegt, aber materiel-
les Immissionsschutzrecht mit der Folge berührt, dass möglicherweise der über den Kreis 
der Grundstückseigentümer und grundstücksgleich an Nachbargrundstücken dinglich Be-
rechtigten hinausgehende immissionsschutzrechtliche Nachbarbegriff zum Tragen kommt, 
wurde mit dem neuen Absatz 4 eine Regelung geschaffen, die eine rechtssichere Drittbetei-
ligung auch in diesen Fällen ermöglicht und dem Bauherrn durch die Präklusionsregelung 
eine gewisse Investitionssicherheit gewährleistet. Hierbei soll dem Bauherrn die Drittbeteili-
gung durch öffentliche Bekanntmachung im Sinne des § 2 des Bremischen Bekanntma-
chungsgesetzes vom 25. November 2014 (Brem.GBl.S. 551) nicht aufgezwungen werden, 
sondern lediglich zu seiner Erleichterung dienen, so dass sie von seinem Antrag abhängt. 
Um zu gewährleisten, dass sich der Bauherr nicht auch in unproblematischen Fällen von der 
in erster Linie ihm obliegenden Verpflichtung zur Nachbarbeteiligung durch die öffentliche 
Bekanntmachung entlasten kann, ist der Bauaufsichtsbehörde hierbei ein Ermessensspiel-
raum eingeräumt. Aufwendungen, die durch die öffentliche Bekanntmachung entstehen, sind 
vom Bauherrn zu erstatten.  

Die Vorschrift hat rein verfahrensrechtlichen Charakter. Insbesondere dient sie nicht dem 
Zweck, die materiell-rechtlichen Maßstäbe für die Zulässigkeit der in ihrem Anwendungsbe-
reich liegenden Anlagen zu verändern. Vielmehr soll sie gerade einen möglichst umfassen-
den verfahrensrechtlichen Schutz der Belange der bei einem solchen Bauvorhaben Beteilig-
ten dienen. 

Der neue Absatz 5 regelt die nach Artikel 15 der Seveso-III-Richtlinie erforderliche Beteili-
gung der Öffentlichkeit am Entscheidungsverfahren. Danach haben die Mitgliedstaaten dafür 
zu sorgen, dass die betroffene Öffentlichkeit frühzeitig Gelegenheit erhält, ihren Standpunkt 
zu spezifischen einzelnen Projekten darzulegen, die sich u. a. auf die Zulassung einer im 
Sinne des Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie schutzbedürftigen Nutzung beziehen. 

Nach Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie sind der Öffentlichkeit vor der Entscheidung über 
eine Ansiedlung verschiedene Informationen zur Verfügung zu stellen. Der Öffentlichkeit ist 
Gelegenheit zu geben, sich vor der Entscheidung zu äußern. Nach der Entscheidung sind 
der Öffentlichkeit u. a. der Inhalt der Entscheidung und die Art der Berücksichtigung der Er-
gebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung zugänglich zu machen. 

Satz 1 regelt, für welche Bauvorhaben die nach der Seveso-III-Richtlinie erforderlich Öffent-
lichkeitsbeteiligung durchzuführen ist. 

Die Nummer 1 entspricht § 62 Absatz 1 Satz 3. Auf die Begründung zu § 62 wird verwiesen. 

Nummer 2 dient der Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie für öffentlich genutzte Gebäude. 
Der Begriff der baulichen Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, entspricht dem Begriff in 
§ 50 Absatz 2. Aus den für Nummer 1 genannten Gründen wird als Schwellenwert, ab dem 
ein öffentlich zugängliches Gebäude im Hinblick auf die Anforderungen der Seveso-III-
Richtlinie zu prüfen ist, eine Zahl von mehr als 100 Besuchern gewählt. Entsprechend dem 
Ziel der Richtlinie, die Öffentlichkeit vor Gefahren zu schützen, wird nicht auf die insgesamt 
in einem Gebäude anwesenden Personen, sondern lediglich auf die Zahl der Besucher ab-
gestellt. Bei Änderungen und Nutzungsänderungen bestehender Gebäude kommt es darauf 
an, ob die mögliche Zahl der Besucher um mindestens 100 Personen erhöht wird. 

Nummer 3 nennt weitere schutzbedürftige Nutzungen, für die eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
vorgeschrieben werden soll. Das ist erforderlich, da Artikel 13 Seveso-III-Richtlinie nicht ab-
schließend beschreibt, welche Nutzungen schutzbedürftig sein können bzw. was unter öf-
fentlich genutzten Gebäuden und Gebieten sowie unter Erholungsgebieten zu verstehen ist. 
Die Konkretisierung hat daher unter Berücksichtigung des Schutzziels zu erfolgen, dass das 
Risiko eines schweren Unfalls nicht vergrößert oder die Folgen eines solchen Unfalls nicht 
verschlimmert werden sollen. Daher sind nicht nur Nutzungen mit einem umfangreichen Be-
sucherverkehr zu betrachten, sondern auch solche Nutzungen, bei denen die Nutzer z. B. 
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aufgrund ihres Gesundheitszustands oder ihres Alters besonders gefährdet oder besonders 
schutzbedürftig sind. Auch können Vorhaben zu berücksichtigen sein, die zwar nicht öffent-
lich zugänglich, aber gleichwohl z. B. als Einrichtung der sozialen Infrastruktur öffentlich ge-
nutzt werden. 

Daher ist vor der Genehmigung der nachfolgend aufgeführten Sonderbauten eine Öffentlich-
keitsbeteiligung durchzuführen, wobei es gleichgültig ist, ob diese Sonderbauten durch Er-
richtung, Änderung oder Nutzungsänderung erstmals entstehen oder bestehende Sonder-
bauten geändert werden: 

 Gebäude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von Personen 
mit Pflegebedürftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfähigkeit eingeschränkt 
ist, wenn die Nutzungseinheiten einen gemeinsamen Rettungsweg haben und für insge-
samt mehr als 12 Personen bestimmt sind (§ 2 Absatz 4 Nummer 9 Buchst. c), 

 Krankenhäuser (§ 2 Absatz 4 Nummer 10), 

 sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von Personen sowie Wohnheime (§ 2 Absatz 4 
Nummer 11), 

 Tageseinrichtungen für Kinder, Menschen mit Behinderung und alte Menschen, ausge-
nommen Tageseinrichtungen einschließlich Tagespflege für nicht mehr als zehn Kinder 
(§ 2 Absatz 4 Nummer 12), 

 Schulen, Hochschulen und ähnliche Einrichtungen (§ 2 Absatz 4 Nummer 13), 

 Camping- und Wochenendplätze (§ 2 Absatz 4 Nummer 15), 

 Freizeit- und Vergnügungsparks (§ 2 Absatz 4 Nummer 16). 

Sonderbauten nach § 2 Absatz 4 Nummer 9 Buchst. c bis 13 werden ausdrücklich aufge-
nommen, da bei ihnen im Einzelfall fraglich sein kann, ob sie öffentlich zugänglich sind bzw. 
inwieweit die Nutzer, für die die Einrichtungen vorrangig gedacht sind (Kranke, Pflegebedürf-
tige, Schüler und Studenten), als Besucher zu betrachten sind.  

Nicht aufgenommen wurden die in § 2 Absatz 4 Nummer 14 aufgeführten Justizvollzugsan-
lagen und baulichen Anlagen für den Maßregelvollzug. Bei diesen handelt es sich zwar 
ebenfalls um Anlagen für Personen, die auf fremde Hilfe angewiesen sind. Allerdings ist bei 
diesen Anlagen nicht hinreichend konkretisierbar, wer die „betroffene Öffentlichkeit“ im Sinne 
des Artikels 15 Seveso-III-Richtlinie ist. Unabhängig davon ist die besondere Hilfsbedürftig-
keit der betroffenen Personen aber im Rahmen der Prüfung der bauplanungsrechtlichen Zu-
lässigkeit zu berücksichtigen, bei der auch die materiellen Vorgaben der Seveso-III-Richtlinie 
eine Rolle spielen. 

Die Aufnahme der Camping- und Wochenendplätze sowie der Freizeit- und Vergnügungs-
parks ist erforderlich, da nach Artikel 13 Absatz 2 Buchst. a auch Erholungsgebiete einen 
angemessenen Sicherheitsabstand wahren sollen. 

Bei den Nutzungen nach der Nummer 3 wurde weiter geprüft, ob bei diesen ebenfalls 
Schwellenwerte vorgesehen werden sollen, oder ob lediglich auf den Sonderbautatbestand 
verwiesen werden soll. Auf Schwellenwerte wurde zum einen verzichtet, da die erfassten 
Nutzungen in der Regel ohnehin für mehr als 100 Personen vorgesehen sind und zum ande-
ren nicht nachvollziehbar ist, warum die besondere Schutzbedürftigkeit bestimmter Perso-
nengruppen bei der Frage des Brandschutzes anders beurteilt wird als bei der Vorsorge vor 
Folgen von Störfällen. 

Da Sonderbauten generell aus dem Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung aus-
genommen sind, sind die sich aus der Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie ergebenden be-
sonderen Anforderungen an die planungsrechtliche Zulässigkeit dieser Vorhaben immer im 
umfänglichen Baugenehmigungsverfahren nach § 64 BremLBO zu prüfen. 

Weitere Voraussetzung der Öffentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 5 ist, dass das jeweilige 
Vorhaben innerhalb des Achtungsabstands bzw. des angemessenen Sicherheitsabstand 
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verwirklicht werden soll. Insoweit wird ebenfalls auf die Begründung zu § 62 Absatz 1 ver-
wiesen. 

Nach Satz 2 ist bei den unter Satz 1 fallenden Vorhaben immer eine Öffentlichkeitsbeteili-
gung durchzuführen, bei der zusätzlich zu den Anforderungen des Absatzes 4 weitere Anfor-
derungen gelten. Die weiteren Angaben in der öffentlichen Bekanntmachung sind zur Um-
setzung des Artikels 15 der Seveso-III-Richtlinie erforderlich.  

Die Sätze 3 bis 8 regeln das Verfahren nach der Bescheiderteilung. Danach ist der Geneh-
migungsbescheid öffentlich bekannt zu machen und danach für zwei Wochen zur Einsicht 
auszulegen. Die Möglichkeit, den Bescheid anzufordern, wird auf die Personen beschränkt, 
die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben. 

Zu § 71 - Übermittlung personenbezogener Daten 

Um einen möglichen Anpassungsbedarf an die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäi-
schen Parlamentes und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung- DSGVO) zu ermitteln, welche nach 
zweijähriger Übergangsfrist ab 25. Mai 2018 in den Mitgliedsstaaten unmittelbare Geltung 
entfaltet, wurden die datenschutzrechtlichen Vorschriften des § 71 zusammen mit Vertretern 
der Datenschutz Nord GmbH im Oktober 2016 einem Normscreening unterzogen. Hierbei 
wurde kein grundsätzlicher Anpassungsbedarf festgestellt, da die bisherigen spezialgesetzli-
chen Regelungen des § 71 BremLBO-10 bereits mit der Öffnungsklausel nach Artikel 6 Ab-
satz 3 b) in Verbindung mit Absatz 1 e) EU-DSGVOvereinbar sind. 

Absatz 1, 2 und 4 entsprechen daher materiell unverändert § 71 Absatz 1, 2 und 4 
BremLBO-10. 

In Absatz 1 Satz 1 wird einleitend die entsprechende Verknüpfung mit der Öffnungsklausel 
in Artikel 6 Absatz 3 der EU-DSGVO aufgenommen, die die Ermächtigungsgrundlage für die 
spezialgesetzlichen Regelungen der Mitgliedsstaaten bildet. Da die notwendigen Anpassun-
gen im Bremischen Datenschutzgesetz (BremDSG) zum Zeitpunkt des Gesetzgebungsver-
fahrens für die BremLBO noch nicht abgeschlossen waren, wird in Satz 4 der bisherige Ver-
weis auf § 3 Absatz 3 und 4 BremDSG gestrichen und stattdessen in allgemeiner Form auf 
die zusätzliche Geltung ergänzender landesrechtlicher Vorschriften hingewiesen. 

Darüber hinaus wird Absatz 3 um folgende redaktionelle Klarstellungen erweitert:  

Nummer 1 stellt klar, dass für die Übermittlung personenbezogener Daten auf eine bauauf-
sichtliche Verfahrensbeteiligung nach § 70 abgestellt wird. Die Person muss also zum Kreis 
betroffener Nachbarn nach § 70 Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 4 zählen. Darüber hinaus kann 
es sich auch um Personen handeln, die im Rahmen der erweiterten Öffentlichkeitsbeteili-
gung nach § 70 Absatz 4 oder 5 zu Verfahrensbeteiligten werden. 

Die Ergänzung „oder“ in Nummer 3 stellt klar, dass die Tatbestandsvoraussetzungen der 
Nummern 1 bis 4 nicht zusammenhängend vorliegen müssen, sondern jeweils einzeln aus-
reichen, um auf eine Übermittlung personenbezogener Daten hinwirken zu können. 

Satz 3 wurde um die fachgesetzlichen Anforderungen von Veröffentlichungsvorschriften zu-
gunsten Dritter erweitert. Abgestellt wird damit insbesondere auf die Regelung des Bremi-
schen Informationsfreiheitsgesetzes, um auch interessierten Dritten, die nicht zu den Verfah-
rensbeteiligte nach § 70 zählen, ein Recht auf Informationszugang innerhalb der gesetzli-
chen Vorbehaltsschranken zu ermöglichen. 

Zu § 72 – Baugenehmigung, Baubeginn 

§ 72 entspricht unverändert § 72 BremLBO-10. 
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Absatz 1 Satz 2 war bereits in der BremLBO-10 enthalten, jedoch wird die Begründung ent-
sprechend der MBO-12 ergänzt: Da nach der Änderung des § 17 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durch das Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG 
Bau) nicht mehr gewährleistet ist, dass die Umweltverträglichkeitsprüfung bei baugenehmi-
gungsbedürftigen Bauvorhaben (vgl. Nummer 18 der Anlage 1 zum UVPG) ausschließlich im 
Bauleitplanverfahren abzuarbeiten ist, sondern auch Fälle denkbar sind, in denen die Um-
weltverträglichkeitsprüfung ganz oder teilweise im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfah-
ren geleistet werden muss, war  

Satz 2 anzufügen; eine Veränderung der materiellrechtlichen Anforderungen an Bauvorha-
ben geht damit – wegen der allein verfahrensrechtlichen Bedeutung der Umweltverträglich-
keitsprüfung – nicht einher. Der Verweis auf die „hierfür geltenden Vorschriften“ schließt die 
verfahrensrechtlichen Regelungen der Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder ein. 

Absatz 2 wird lediglich um den redaktionellen Verweis der Nachbarzustimmung nach § 70 
Absatz 2 geändert. 

Zu § 73 – Geltungsdauer der Genehmigung 

§ 73 entspricht unverändert § 73 BremLBO-10. 

Zu § 74 – Teilbaugenehmigung 

§ 74 entspricht unverändert § 74 BremLBO-10. 

Zu § 75 – Vorbescheid 

§ 75 entspricht unverändert § 75 BremLBO-10. 

Zu § 76 – Genehmigung Fliegender Bauten 

§ 76 entspricht bis auf folgende Anpassungen an die MBO-12 unverändert § 76 BremLBO-
10. 

In Absatz 2 werden die bisherigen Nummern 4 und 5 a.F. zur neuen Nummer 4 zusammen-
geführt. Erdgeschossige betretbare Verkaufsstände bedurften als Fliegende Bauten nach der 
bisherigen Regelung nur dann keiner Ausführungsgenehmigung, wenn sie nicht dazu be-
stimmt waren, von Besuchern betreten zu werden (Nummer 1), wohingegen Zelte, die Flie-
gende Bauten sind, bis zu einer Größe von 75 m² auch bei Besucherverkehr keiner Ausfüh-
rungsgenehmigung bedurften. Dieser Wertungswiderspruch wird durch die Gleichbehand-
lung von erdgeschossigen Zelten und betretbaren Verkaufsständen aufgehoben.  

Die Ausnahmetatbestände des § 76 Absatz 2 Satz 2 Nummern 1 bis 4 sind zugeschnitten 
auf die bereits seit langer Zeit existierenden „herkömmlichen" Fliegenden Bauten wie Zelte, 
Fahrgeschäfte, Bühnen und dergleichen. Die neue Nummer 5 berücksichtigt nun die in die-
ser Form erst seit kürzerer Zeit auftretenden „aufblasbaren Spielgeräte", die unter keinen der 
Ausnahmetatbestände des § 76 Absatz 2 Satz 2 sinnvoll eingeordnet werden können, und 
befreit diese, soweit aufgrund ihrer Abmessungen Gefahren für die Sicherheit der Benutzer 
nicht zu befürchten sind, vom Erfordernis der Ausführungsgenehmigung. Bei der Verfahrens-
freistellung werden die Höhe der für Besucher betretbaren Bereiche sowie unabhängig da-
von die Fluchtweglänge unter überdachten Bereichen begrenzt. Überdachte nicht betretbare 
Flächen haben in diesem Zusammenhang in der Regel keine Bedeutung. Mit den gewählten 
Formulierungen werden praktikable Abgrenzungskriterien dargestellt, ohne auf die nahezu 
grenzenlose räumliche Vielfalt aufblasbarer Spielgeräte unnötig eingehen zu müssen. 

Der Verweis in Absatz 7 Satz 4 wird korrespondierend zu den Änderungen im Baupro-
duktenrecht angepasst. 
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Zu § 77 – Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter Bauprodukte 

Der Verweis wird korrespondierend zu den Änderungen im Bauproduktenrecht angepasst. 

Zu § 78 – Einstellung von Arbeiten 

Absatz 1 Nummer 1 wird klarstellend um die Beseitigung von Anlagen entgegen der Vor-
schrift des § 61 Absatz 3 ergänzt. 

Die Nummern 3 und 4 werden hinsichtlich der Verweise entsprechend den Änderungen im 
Bauproduktenrecht angepasst. 

Zu § 79 – Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung 

§ 79 entspricht unverändert § 79 BremLBO-10. 

Zu Abschnitt 5 - Bauüberwachung 

Zu § 80 – Bauüberwachung 

Die Absätze 1 bis 3 entsprechen unverändert § 80 Absatz 1 bis 3 BremLBO-10. 

Die Ergänzung in Absatz 4 stellt entsprechend der MBO-16 klar, dass auch die Einsicht in 
die Dokumentation zur Verwendung von Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung tragen, 
im Rahmen der Bauüberwachung zu gewähren ist. In Hinblick auf die Leistungserklärung 
kann auch Einsicht in eine elektronische Fassung gewährt werden. 

Absatz 5 soll die Zusammenarbeit zwischen der Bauaufsichtsbehörde und der Marktüber-
wachungsbehörde stärken. Deshalb sollen systematische Rechtsverstöße, die im Rahmen 
der Bauüberwachung festgestellt werden, bei der für die Marktüberwachung zuständigen 
Stelle angezeigt werden. Dies kann z. B. bei fehlerhaften Angaben in der Leistungserklärung 
der Fall sein. 

Absatz 6 ist neu und ermöglicht es den Bauaufsichtsbehörden, in Anlehnung an entspre-
chende Regelungen der Bauordnungen in Hessen und Rheinland-Pfalz, sog. „Fachunter-
nehmererklärungen“ hinsichtlich der Bauausführung als besondere Maßnahme im Rahmen 
der Bauüberwachung nach Absatz 1 oder 2 einzufordern.  

Gem. § 58 BremLBO ist der Unternehmer für die ordnungsgemäße, insbesondere den Tech-
nischen Baubestimmungen und den genehmigten Bauvorlagen entsprechende Bauausfüh-
rung verantwortlich. Vor diesem Hintergrund kann es je nach Sachlage gleichwohl sachge-
recht sein, im Rahmen der Bauüberwachung nach § 80 Absatz 1 und 2 auf die Einhaltung 
der öffentlich-rechtlichen Vorschriften auch durch eine Erklärung zur ordnungsgemäßen Er-
füllung der Pflichten der am Bau Beteiligten hinzuwirken. Dies kann insbesondere in den Fäl-
len gerechtfertigt sein, in denen die Sicherheit der baulichen Anlagen im Sinne des § 55 Ab-
satz 2 BremLBO in außergewöhnlichem Maße von der besonderen Sachkenntnis und Erfah-
rung des Fachunternehmers abhängt. 

Die Bauaufsichtsbehörden bzw. eingeschaltete Prüfingenieure für Standsicherheit oder 
Brandschutz können nach eigenem Ermessen entscheiden, inwieweit sie Fachunternehmer-
erklärungen für erforderlich halten. In den meisten Fällen werden Fachunternehmererklärun-
gen jedoch nur ergänzend herangezogen werden können, da sie die persönlich erforderliche 
zumindest stichprobenartige Bauüberwachung „vor Ort“ auf Grundlage des Absatzes 2 oder 
nach § 81 Absatz 1 angezeigter Bauzustände nicht vollständig ersetzen kann. 

Zu § 81 – Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung 

Absatz 1 entspricht unverändert § 81 Absatz 1 BremLBO-10. 
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Die Nennung der bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger neben den bisherigen Bezirks-
schornsteinfegern in Absatz 2 Satz 3 trägt der neuen Terminologie der bundesrechtlichen 
Regelungen Rechnung: Das „Gesetz zur Neuregelung des Schornsteinfegerwesens" vom 
26. November 2008 (BGBl. I S. 2242) beinhaltet in Artikel 1 das „Schornsteinfeger-
Handwerksgesetz – SchfHwG". Nach dessen Übergangsregelung in § 48 wandeln sich ab 
einem bestimmten Zeitpunkt die bereits bestehenden Bestellungen zum „Bezirksschornstein-
fegermeister" in eine Bestellung zum „bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger" um. Da 
somit während einer Übergangszeit beide Bezeichnungen nebeneinander bestehen, führt die 
Vorschrift entsprechend der MBO-12 nun beide auf.  

Zu Abschnitt 6 – Baulasten 

Zu § 82 – Baulasten, Baulastverzeichnis 

§ 82 entspricht unverändert § 82 BremLBO-10. 

Zu Teil 6 – Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften, Übergangs- und Schlussvor-
schriften 

Zu § 83 - Ordnungswidrigkeiten 

In Absatz 1 werden in den Nummern 7, 11, 13 bis 15 redaktionelle Anpassungen der Ver-
weise vorgenommen. 

In Nummer 16 werden der MBO-16 folgend § 53 Absatz 1 Satz 4 und § 55 Absatz 1 Satz 3 
ausgeklammert. Sie betreffen die Pflicht, bei Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung tra-
gen, die Leistungserklärung bereitzuhalten. 

In Absatz 2 Nummer 3 wird entsprechend der MBO-12 klargestellt, dass es auch einen 
Ordnungswidrigkeitentatbestand erfüllt, in dem Kriterienkatalog nach § 66 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 wider besseres Wissen unrichtige Angaben zu machen. 

Zu § 84 Rechtsvorschriften 

In der Vorschrift werden neben zahlreichen Anpassungen der Verweise folgende wesentliche 
Änderungen vorgenommen. 

Die entsprechend der MBO-16 erfolgte Anpassung von Absatz 4 Nummer 1 ist als redaktio-
nelle Folgeänderung im Hinblick auf den neu eingeführten Begriff der Bauartgenehmigung in 
§ 16 a erforderlich. 

Die Ermächtigungsgrundlage in Nummer 1 Buchstabe a wird insbesondere im Hinblick auf 
den Umgang mit Zustimmungen im Einzelfall erweitert, in dem eine Übertagung nicht nur auf 
unmittelbar der obersten Bauaufsichtsbehörde nachgeordnete Behörden, sondern auch auf 
eine Behörde eines anderen Landes, die der Aufsicht einer obersten Bauaufsichtsbehörde 
untersteht oder an deren Willensbildung die oberste Bauaufsichtsbehörde mitwirkt möglich 
ist (z.B. das Deutsche Institut für Bautechnik in Berlin). Ob und in welchem Umfang von die-
ser Möglichkeit zur Entlastung der obersten Bauaufsichtsbehörde tatsächlich Gebrauch ge-
macht werden soll, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht entschieden. 

Absatz 4 a wird entsprechend der MBO-16 neu hinzugefügt und enthält die Verordnungser-
mächtigung für die oberste Bauaufsichtsbehörde, die früher in § 17 Absatz 4 und § 21 Ab-
satz 2 enthalten war, und zwar umfassend sowohl für die Bauarten als auch für die Baupro-
dukte. Sie passt hier systematisch besser, weil in § 84 - so weit als möglich - alle Verord-
nungsermächtigungen zusammengefasst sind und weil so auch eine einzige Verordnungs-
ermächtigung für die nun in unterschiedlichen Abschnitten geregelten Bauarten und Baupro-



Entwurf Begründung BremLBO-17, Anhörungsfassung 27.10.2016 

 

Seite 64 

dukte geschaffen werden kann. Die Vorschrift ermöglicht es, im Rahmen von bauaufsichtli-
chen Nachweisen auf Anforderungen anderen Rechtsvorschriften nachzuweisen, die dies 
ausdrücklich vorsehen. 

Die Änderungen in Absatz 5 sind redaktioneller Art und passen die Vorschrift entsprechend 
der MBO-12 an das seit 01.12.2011 geltende Gesetz über die Bereitstellung von Produkten 
auf dem Markt (Produktsicherheitsgesetz – ProdSG; BGBl. I S. 2179) sowie an die aktuelle 
Fassung des Energiewirtschaftsgesetzes an.  

Zu § 85 – Technische Baubestimmungen 

§ 85 bildet entsprechend § 85a der MBO-16 die neue Ermächtigungsgrundlage für den Er-
lass von Technischen Baubestimmungen. In diesen Technischen Baubestimmungen gehen 
sowohl die Technischen Regeln, die bislang in der Liste der Technischen Baubestimmungen 
enthalten waren als auch diejenigen, die bislang in den Bauregellisten geführt wurden, auf. 

Absatz 1 Satz 1 definiert zunächst den Gegenstand Technischer Baubestimmungen, näm-
lich die Konkretisierung der Anforderungen nach § 3. Satz 2 entspricht § 3 Absatz 3 Satz 1 
BremLBO-10. Satz 3 entspricht § 3 Absatz 3 Satz 3 a.F.. 

Aus verfassungsrechtlichen Gründen müssen in der Ermächtigungsgrundlage Inhalt, Zweck 
und Ausmaß der Verwaltungsvorschrift hinreichend bestimmt sein. Absatz 2 enthält deshalb 
detaillierte Vorgaben dazu, welche Arten von Regelungen in die Verwaltungsvorschrift aufge-
nommen werden können. Die Bezugnahme auf nicht-staatliche technische Regeln bleibt wei-
terhin zulässig und im Sinne der schlanken Gestaltung der Technischen Baubestimmungen 
auch erwünscht; es können aber auch Regelungen auf andere Weise unter Beachtung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes vorgenommen werden, und zwar in Bezug auf die in den 
Nummern 1 bis 6 genannten Gegenstände. 

Im Anwendungsbereich der BauPVO sind Regelungen zum Nachweis der Verwendbarkeit 
von Bauprodukten sowie Übereinstimmungserklärungen zu zusätzlichen nationalen Anforde-
rungen nicht statthaft. Die Nummern 4 und 5 sind daher auf Bauprodukte, die die CE-
Kennzeichnung aufgrund der Verordnung (EU) Nummer 395/2011 tragen, nicht anwendbar.  

Bei der Festlegung von Verfahren für die Feststellung der Leistung von Bauprodukten ist 
gegebenenfalls Artikel 8 Absatz 6 BauPVO zu beachten. Danach passen die Mitgliedstaaten 
die Verfahren, die sie in ihren Anforderungen an Bauwerke verwenden, sowie andere natio-
nale Regeln in Bezug auf die wesentlichen Merkmale von Bauprodukten an die harmonisier-
ten Normen an.  

Im Übrigen gelten die Regelungen für alle Bauprodukte, gleichgültig ob harmonisiert oder 
nicht. 

Zu Nummer 1: Die Regelungen können zunächst der Konkretisierung der Bauwerksanforde-
rungen dienen, und zwar in Bezug auf die bauliche Anlage insgesamt oder ihre Teile. Auf 
Grundlage von Nummer 1 sollen dort, wo dies erforderlich ist, die Anforderungen an Bauwer-
ke insgesamt oder ihre Teile so genau beschrieben werden, dass der Rechtsanwender (Bau-
herr/Unternehmer) anhand dieser Beschreibung in der Lage ist, das geeignete Bauprodukt 
auszuwählen. Dabei handelt es sich bei den Konkretisierungen auf der Grundlage von 
Nummer 1 um abstrakt-generelle Regelungen und nicht um solche, die auf ein konkretes 
Bauvorhaben bezogen sind. 

In Abgrenzung zu § 84 Absatz 1 Nummer 1, der allgemein die nähere Bestimmung der all-
gemeinen Anforderungen der §§ 4 bis 51 durch Rechtsverordnung erlaubt, zielt diese Vor-
schrift lediglich darauf ab, die Konkretisierungen der Grundanforderungen zu ermöglichen, 
die erforderlich sind, damit ein Verwender erkennen kann, welche Leistung ein bestimmtes 
Bauprodukt in einer konkreten Verwendungssituation erbringen muss.  

Nummer 2 bildet die Grundlage für Anforderungen an die Planung, Bemessung und Kon-
struktion baulicher Anlagen und ihrer Teile. Die Regelung erfasst nicht die Anforderungen an 
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die Planung, Bemessung und Konstruktion, die im Zusammenhang mit der Verwendung kon-
kreter Bauprodukte stehen. Für diese gibt es die speziellere Ermächtigungsgrundlage in 
Buchstabe a). 

In Nummer 3 sind die Ermächtigungsgrundlagen für alle die Regelungen zusammengefasst, 
die unmittelbar oder mittelbar in Beziehung zu den Bauprodukten stehen.  

Buchstabe a ist die Ermächtigungsgrundlage für Anforderungen an die Planung, Bemes-
sung und Konstruktion, die im Zusammenhang mit der Verwendung konkreter Bauprodukte 
stehen. Insbesondere können auf dieser Grundlage auch alternative konstruktive Maßnah-
men beschrieben werden, bei deren Ausführung in der konkreten Verwendungssituation da-
rauf verzichtet werden kann, dass ein Bauprodukt in Hinblick auf eine bestimmte Leistung 
den Anforderungen entspricht. 

Aufgrund der Ermächtigungsgrundlage nach Buchstabe b kann festgelegt werden, welche 
Merkmale, die sich für einen konkreten Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anforde-
rungen nach § 3 beziehen, ein Bauprodukt aufweisen muss, um für einen bestimmten Ver-
wendungszweck geeignet zu sein. Diese Merkmale müssen aus den Bauwerksanforderun-
gen abgeleitet und diese Ableitung muss für den Rechtsanwender nachvollziehbar sein. Ins-
besondere können sich erforderliche Merkmale aus dem Vorliegen oder Nichtvorliegen von 
Einwirkungen auf bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile ergeben; diese Einwirkungen 
können sich aus klimatischen, geologischen, geographischen, physikalischen, chemischen 
oder biologischen Rahmenbedingungen ergeben. Umgekehrt können sich bestimmte Merk-
male aber auch im Hinblick auf den Einfluss ergeben, den das Bauwerk oder seine Teile auf 
seine Umgebung ausüben. 

Aufgrund der Ermächtigungsgrundlage nach Buchstabe c können Prüfverfahren für die 
Feststellung der Leistung eines Bauprodukts im Hinblick auf Merkmale, die sich für einen 
konkreten Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 beziehen, be-
stimmt werden. Die Festlegung von Prüfverfahren ist ausschlaggebend dafür, dass die auf-
grund von Prüfverfahren erklärten Leistungen vergleichbar sind. 

Aufgrund der Ermächtigungsgrundlage nach Buchstabe d kann die Verwendung bestimmter 
Bauprodukte für bestimmte Verwendungszwecke erlaubt oder untersagt werden, weil sich 
aus der Betrachtung der Merkmale des Bauprodukts, die sich für einen konkreten Verwen-
dungszweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 beziehen, und der Anforderungen 
an die bauliche Anlage oder den Teil der baulichen Anlage ergibt, dass das Bauprodukt für 
diesen Zweck grundsätzlich geeignet oder ungeeignet ist. 

Buchstabe e überführt die Regelung des ehemaligen § 17 Absatz 7 in das neue Rege-
lungsmodell. Aufgrund dieser Vorschrift kann in den Fällen, in denen in Normen, insbesonde-
re harmonisierten Normen, Stufen und Klassen festgelegt werden, bestimmt werden, welche 
Stufe oder Klasse für einen bestimmten Verwendungszweck vorliegen muss. 

Gemäß Buchstabe f kann für ein konkretes Bauprodukt in Bezug auf einen konkreten Ver-
wendungszweck vorgesehen werden, zu welchen Merkmalen, die sich für einen konkreten 
Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 beziehen, der Hersteller 
Angaben zur Leistung machen muss. Außerdem können Aussagen dazu getroffen werden, 
wie die Leistung beschaffen sein muss, damit ein Produkt für einen konkreten Verwendungs-
zweck eingesetzt werden darf. 

Aufgrund der Ermächtigungsgrundlage nach Nummer 4 wird in der Verwaltungsvorschrift in 
Ausführung von § 16 a Absatz 3 Satz 2 bzw. § 19 Absatz 1 Satz 2 mit Angabe der maßge-
benden technischen Regeln bekannt gemacht, welche Bauarten und welche Bauprodukte 
nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses bedürfen. 

Nach Nummer 5 können die Voraussetzungen für die Abgabe der Übereinstimmungserklä-
rung geregelt werden, ob also die Einschaltung einer Prüfstelle erforderlich ist (§ 22 Ab-
satz 2) oder eine Zertifizierung erfolgen muss (§ 22 Absatz 3). 
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Aufgrund Ermächtigungsgrundlage nach Nummer 6 können Vorgaben zum Inhalt und zur 
Form der technischen Dokumentation gemacht werden, die zu einem Bauprodukt zu erstel-
len ist. Insbesondere kann vorgesehen werden, dass Angaben in Bezug auf die verwendete 
Prüfmethode, die beteiligten Prüfinstitute, die Prüfhäufigkeit und die werkseigene Produkti-
onskontrolle gemacht werden können oder müssen. Denkbar ist auch, dass verpflichtende 
oder empfohlene Muster für die technische Dokumentation und insbesondere für die Erklä-
rung von Produktleistungen geschaffen werden. 

Absatz 3 stellt klar, dass die Technischen Baubestimmungen nach den Grundanforderungen 
gemäß Anhang I der BauPVO gegliedert sein sollen. Schon hierdurch soll verdeutlicht wer-
den, welche Technischen Baubestimmungen zur Konkretisierung welcher gesetzlichen An-
forderung an das Bauwerk bestimmt sind. Die Vorschrift ist allerdings nicht zwingend gestal-
tet. Ausnahmsweise kann es, insbesondere aus Gründen der Regelungsökonomie, geboten 
sein, einen anderen Aufbau zu wählen; dies soll nicht unmöglich sein.  

Absatz 4 enthält die Ermächtigungsgrundlage für die Erstellung der in § 17 Absatz 3 vorge-
sehenen Liste der Produkte, die keines Verwendbarkeitsnachweises bedürfen. Das sind Pro-
dukte, die bislang als sonstige Bauprodukte betrachtet oder in Liste C geführt wurden.  

Absatz 5 Satz 1 weist dem Deutschen Institut für Bautechnik die Aufgabe zu, Technische 
Baubestimmungen bekannt zu machen. Dabei ist ausdrücklich vorgesehen, dass Technische 
Baubestimmungen als Verwaltungsvorschrift zu erlassen sind. Damit wird die Rechtsnatur 
der Technischen Baubestimmungen klargestellt, wobei es sich bei der Verwaltungsvorschrift 
um eine normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift handelt. Solchen Verwaltungsvorschrif-
ten im Bereich des Umwelt- und Technikrechts billigt das Bundesverwaltungsgericht Bin-
dungswirkung im gerichtlichen Verfahren zu, soweit sie die „höherrangigen Gebote“ und „im 
Gesetz getroffenen Wertungen“ berücksichtigen, in einem sorgfältigen Verfahren unter Ein-
beziehung des technischen und wissenschaftlichen Sachverstands zustande gekommen und 
nicht durch die Erkenntnisfortschritte von Wissenschaft und Technik überholt sind (BVerwGE 
107, 338, 341).  

Um den Anforderungen des Bundesverwaltungsgerichts an eine normkonkretisierende Ver-
waltungsvorschrift gerecht zu werden, müssen strenge verfahrensmäßige Vorgaben erfüllt 
werden, zum einen bezüglich der Beteiligung interessierter und sachkundiger Kreise und 
zum anderen bezüglich der Form der Bekanntmachung. Zur Beteiligung ist vorgesehen, dass 
das Deutsche Institut für Bautechnik vor Erlass der Verwaltungsvorschrift die beteiligten Krei-
se zu hören sowie das Einvernehmen der obersten Bauaufsichtsbehörde herbeizuführen hat. 
Was die Bekanntmachung anbelangt, so müssen sich für die vom Deutschen Institut für Bau-
technik bekanntgemachte Verwaltungsvorschrift hinreichende Verfahrensvorgaben aus dem 
Recht des Landes Berlin als Rechtsträger ergeben. 

Gemäß Satz 2 gilt diese bekannt gemachte Verwaltungsvorschrift „automatisch“ auch als 
Verwaltungsvorschrift des Landes Bremen, soweit die oberste Bauaufsichtsbehörde keine 
abweichende Verwaltungsvorschrift erlässt. Ziel ist es, eine Vereinheitlichung der Techni-
schen Baubestimmungen der Länder zu erreichen. Außerdem ermöglicht dies den Ländern 
eine schlanke Umsetzung und eröffnet gleichwohl die Möglichkeit, von der Muster-Vorschrift 
abzuweichen, wobei der Umfang der Abweichung ins Ermessen der Länder gestellt ist. Da 
vorgesehen ist, dass vor Bekanntmachung des Musters eine Anhörung der beteiligten Kreise 
durchzuführen ist, ist sichergestellt, dass diese sich in einem frühen Verfahrensstadium im 
Rahmen einer Anhörung für das gesamte Bundesgebiet einbringen können. Soweit die 
oberste Bauaufsichtsbehörde von der Mustervorschrift nicht abweicht, muss im Land Bremen 
kein weiteres Anhörungs- und Notifizierungsverfahren durchgeführt werden.  

Zu § 86 – Örtliche Bauvorschriften 

Absatz 1 regelt entsprechend § 85 Absatz 1 BremLBO-10 die kommunalen Ermächtigungs-
grundlagen zum Erlass örtlicher Bauvorschriften. 
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Nummer 3 wird korrespondierend zu den Änderungen in § 8 Absatz 4 um die Festsetzung 
der Höhe und Verwendung von Ablösungsbeträgen für private Kinderspielflächen erweitert. 
Dies vor dem Hintergrund für eine perspektivisch anstehende umfassende Novellierung der 
kommunalen Kinderspielflächenortsgesetze, welche für die Stadtgemeinde Bremen und 
Bremerhaven jeweils noch aus dem Jahr 1973 stammen. 

Nummer 4 knüpft an die mit der BremLBO-10 kommunalisierte Stellplatzpflicht an. Für zu-
künftige Novellierungen der Stellplatzortsgesetze Bremen und Bremerhaven, die jeweils zum 
1. Januar 2013 in Kraft getreten sind, wird die bereits bestehende Ermächtigungsgrundlage 
in Anpassung an aktuelle Mobilitätsentwicklungen erweitert, in dem auch Zubehörnutzungen 
zu notwendigen Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen vom Regelungsbereich der kommu-
nalen Satzungen erfasst werden. Hierzu zählen z.B. Ladestationen für Elektroautos und Pe-
delecs sowie Abstellmöglichkeiten für Lastenfahrräder und Fahrradanhänger. Bei der Ermitt-
lung der Anzahl der erforderlichen Stellplätze kann jetzt bei typisierender Betrachtungsweise 
neben der ÖPNV-Erschließung auch die städtebauliche Situation für eine abstrakt-generelle 
Regelung in die Bewertung einbezogen werden. Der Begriff „fahrradähnliche Leichtkrafträ-
der“ stellt klar, dass neben den Kraftfahrzeugen und klassischen Fahrrädern auch Fahrräder 
mit Antriebsunterstützung (z.B. Pedelcs) vom Anwendungsbereich des Gesetzes erfasst 
sind. 

Nummer 7 wird um eine zweite Ermächtigungsgrundlage ergänzt und die Vorschrift deshalb 
übersichtlicher strukturiert. Das Regelungserfordernis für eine als Satzung erlassene örtliche 
Bauvorschrift muss sich entsprechend dem bisherigen Recht aus der Wahrung der bauhisto-
rischen Bedeutung oder der sonstigen erhaltenswerten Eigenart des Gemeindeteils ergeben. 

Die Neuregelung in Buchstabe a ermächtigt die Gemeinden, die Errichtung von Staffelge-
schossen nach § 2 Absatz 7 Satz 1 im Bebauungsplan zu verbieten oder zu beschränken. 

Mit der BremLBO-95 wurde erstmals eine abweichende Sonderregelung für Nutzung der 
beiden obersten Geschosse zu Aufenthaltszwecken ermöglicht. Auch nach den gegenwärti-
gen bauordnungsrechtlichen Bestimmungen des § 2 Absätze 6 und 7 kann die planungs-
rechtlich festgesetzte Zahl der Vollgeschosse um zwei Staffelgeschosse überschritten wer-
den. 

Sämtliche vor 1995 beschlossenen Bebauungspläne sind zuzüglich der festgesetzten Ge-
schossigkeit bisher immer nur von einem Dachgeschoss mit geneigtem Dach bzw. einem 
Flachdach ausgegangen. Die festgesetzte Geschossigkeit fand im Regelfall unter Berück-
sichtigung einer für das jeweilige Wohnquartier insbesondere hinsichtlich der Höhenentwick-
lung verträglichen städtebaulichen Ausnutzung statt. Da erst in neueren Bebauungsplänen 
eine Differenzierung zwischen First- und Traufhöhen stattfindet, bedeutet dies, dass sich in 
vielen älteren Bebauungsplänen insbesondere bei Neubauvorhaben durch die Errichtung 
von zwei Staffelgeschossen nicht beabsichtigte Grundstücksausnutzungen hinsichtlich der 
Kubatur realisieren lassen. Gerade in der jüngeren Vergangenheit werden immer mehr Ge-
bäude mit der Form sog. „Schichttorten“ errichtet, deren Höhen die der umliegenden Gebäu-
de erheblich übersteigt. Im Ergebnis entsteht somit eine fragwürdige Architektur, die auch mit 
den Zielen der Stadtplanung nicht mehr vereinbar ist.  

Bauordnungsrechtlich kann die Herstellung von Staffelgeschossen dazu führen, dass gerade 
bei größeren und längeren Gebäuden der erforderliche zweite Rettungsweg durch Rettungs-
geräte der Feuerwehr nicht mehr möglich ist, sondern eine bauliche Herstellung im Gebäude 
erforderlich wird. Da dies von den Entwurfsverfassern vielfach nicht berücksichtigt wird, ist 
eine nachträgliche Heilung oftmals nur noch über Notlösungen wie z.B. außenliegende Stahl-
treppen möglich, die ebenfalls städtebaulichen Zielstellungen entgegenstehen. 

Die Rechtmäßigkeit solcher Gebäude ist der Öffentlichkeit nur schwer zu vermitteln. Auch 
fehlen der Gemeinde bisher effektive Steuerungsmöglichkeiten im Rahmen städtebaulicher 
Satzungen. Eine Beschränkung der Gebäudehöhe im Bebauungsplan zur Verhinderung von 
Staffelgeschossen kann nach bisheriger Rechtslage dazu führen, dass Festsetzungen ge-
troffen werden, die die mögliche Bebauung damit insgesamt erheblich restriktiver gestatten, 
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als es nach den städtebaulichen Zielen und den aktuellen wohnungsbaupolitischen Absich-
ten eigentlich angestrebt ist.  

Die Einführung der neuen Beschränkungsmöglichkeit in § 86 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe 
a) soll im Rahmen gemeindlicher Satzungen die Möglichkeit einer besseren Feinsteuerung 
eröffnen, um sowohl eine weitgehende Schaffung von Wohnraum als auch die Herstellung 
städtebaulich und gestalterisch befriedigender Situationen zu ermöglichen. Die Gemeinden 
können hiernach in örtlichen Bauvorschriften oder im Bebauungsplan im Ergebnis bestim-
men, dass entweder gar kein Staffelgeschoss (Verbot) oder nur ein einziges Staffelgeschoss 
(Beschränkung) zusätzlich zu den planungsrechtlich zulässigen Vollgeschossen errichtet 
werden darf. Macht die Gemeinde hiervon keinen Gebrauch, so verbleibt es bei der grund-
sätzlichen Regelung des § 2 Absatz 7 Satz 1 BremLBO, wonach bis zu zwei Staffelgeschos-
se als oberste Geschosse zulässig sind. Da das Bundesrecht die Vollgeschossdefinition wei-
terhin dem Landesrecht überlässt, hat die Freie Hansestadt Bremen (Land) für diese Rege-
lung auch die erforderliche Gesetzgebungskompetenz. 

Nach Buchstabe b dürfen weiterhin andere als die in § 6 vorgeschriebenen Tiefen der Ab-
standsflächen im Bebauungsplan festgesetzt werden, 

Die Änderung in Absatz 3 erstreckt die Verweisung entsprechend der MBO-12 auch auf 
§§ 13 und 13 a BauGB, in denen die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des verein-
fachten und des beschleunigten Verfahrens bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung ge-
regelt sind. Die Verweisung auf § 215 a BauGB entfällt, da es diese Norm im BauGB nicht 
mehr gibt. 

Die Absätze 2 und 4 bleiben gegenüber der BremLBO-10 unverändert. 

Zu § 87 – Gleichstellungsbestimmung 

§ 87 wird neu hinzugefügt und dient der Berücksichtigung von Artikel 1 der Richtlinie 76/207 
EWG vom 9. Februar 1976, Artikel 3 des Grundgesetzes und Artikel 2 Landesverfassung der 
Freien Hansestadt Bremen zur Gleichberechtigung der Frau.  

Sofern bei der Formulierung der Rechtsnormen im Sinne der Gleichberechtigung jeweils die 
männliche und die weibliche Form verwendet werden würde, führt dies durch die sprachliche 
Erweiterung zu einer noch schwereren Lesbarkeit der oftmals bereits sehr komplexen Vor-
schriften. Aus diesem Grund wird in Anlehnung die Regelung der Thüringer Bauordnung 
vorgeschlagen, dass Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz, in Rechtsvor-
schriften nach § 84, Technischen Baubestimmungen nach § 85 und örtlichen Bauvorschriften 
nach § 86 jeweils gleichberechtigt in männlicher und weiblicher Form gelten, auch wenn nur 
die männliche Form abgedruckt ist.  

Zu § 88 – Übergangsvorschriften 

Absatz 1 behält entsprechend der bisherigen Regelungssystematik des § 86 Absatz 1 
BremLBO-10 folgend die Meistbegünstigungsklausel für bereits eingeleitete bauaufsichtliche 
Verfahren bei. 

Die Übergangsvorschriften der Absätze 2 bis 4 sind entsprechend der MBO-16 zur Anpas-
sung an die Änderungen im Bauproduktenrecht erforderlich. 

Absatz 2 macht deutlich, dass mit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes die Rechtsgrundlage, 
für Bauprodukte mit CE-Kennzeichnung allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen zu erteilen 
und das Ü-Zeichen aufzubringen entfällt. Die Bauaufsichtsbehörde kann ab dem Zeitpunkt 
des In-Kraft-Tretens für Bauprodukte mit CE-Kennzeichnung keinen Verwendbarkeitsnach-
weis/keine Übereinstimmungsbestätigung mehr verlangen. 
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Absatz 3 sieht vor, dass nach altem Recht für Bauarten erteilte Verwendbarkeitsnachweise 
nach neuem Recht als Bauartengenehmigung fortgelten. 

Absatz 4 nimmt Bezug darauf, dass die Rechtsgrundlagen für die Anerkennung von Prüf-, 
Überwachungs- und Zertifizierungsstellen (§ 17 Absatz 5, Absatz 6 sowie § 24) aus systema-
tischen Gründen geändert worden sind.  

Die Prüfstelle nach § 17 Absatz 5 sowie die Überwachungsstelle nach  § 17 Absatz 6 sind 
nunmehr in § 1 6a Absatz 6 und Absatz 7 für Bauarten sowie in § 24 für Bauprodukte gere-
gelt. Die Anerkennung von abP-Stellen bestimmen nunmehr § 16 a Absatz 3 für Bauarten 
sowie für Bauprodukte § 24 Nummer 2. In § 24 werden zudem die weiteren Stellen im Ver-
fahren der Übereinstimmungsbestätigung geregelt. Lediglich aus Vereinfachungsgründen 
sind in § 24 auch weiterhin die im Zusammenhang mit Bauarten stehenden Stellen einge-
schlossen. 

Materiell-rechtliche Änderungen sind mit der Gesetzesänderung nicht beabsichtigt. In § 25 
Absatz 2 ist allerdings eine europarechtlich bedingte Einschränkung eingefügt worden. Diese 
Einschränkung ergibt sich jedoch auch bereits aus unmittelbar geltendem Harmonisierungs-
recht. Die Übergangsregelung in Absatz 4 dient somit der Klarstellung. Der Zusatz „in dem 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetz geregelten Umfang“ dient ebenfalls der Klarstellung. 
Denn sollte es im Zuge der Umstellung der Bauregelliste A (auf die in den Anerkennungsbe-
scheiden zur Produktbestimmung Bezug genommen wird) auf die neue Verwaltungsvor-
schrift nach § 85 u.U. auch zu Anpassungen bei den Produkten kommen, sollen die damit 
einhergehenden Rechtsunsicherheiten von Beginn an ausgeschlossen werden. Es soll zu-
dem vermieden werden, dass insbesondere abPs auf der Grundlage von Anerkennungsbe-
scheiden weiter erteilt werden, die nicht mehr im Einklang mit den aktuellen Technische 
Baubestimmungen nach § 85 Absatz 2 Nummer 4 und Nummer 5  stehen und ggf. über die-
se hinausreichen.  

Sobald die Verwaltungsvorschrift nach § 85 erstmals bekannt gemacht ist, sollen die Aner-
kennungsbescheide von Amts wegen nach Anhörung der betroffenen Stellen auch an die 
neue Rechtslage angepasst werden. Nach altem Recht gestellte Anträge sollen auch nach 
neuem Recht als Antrag fortgelten. 

Zu § 89 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Satz 1 stellt klar, dass die Neufassung der Bremischen Landesbauordnung am Tag nach 
Ihrer Verkündung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen in Kraft tritt. Das Gesetz ist 
auf Grundlage der Mitteilung des Senats vom 15. Februar 2011 (Drs. 17/651) unbefristet 
gültig. Gleichzeitig tritt die Bremische Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009 (Brem.GBl. 
S.401), die zuletzt durch das „Entfristungsgesetz“ vom 27. Mai 2014 (Brem.GBl. S. 263) ge-
ändert worden ist, außer Kraft. Dies stellt Satz 2 klar. 


